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Anthony  Schlingel 


Ein  "Demokrat"  kann  Welt- "Krieg  machen  ” 


"Roosevelt  wiederholte  gegenüber  Churchill  seine  Vorliebe  für  einen  unerklärten 
Krieg , indem  er  sagte: 

»Ich  kann  niemals  Krieg  erklären,  ich  kann  Krieg  machen.  Wenn  ich  den  Kongreß 
ersuchen  müßte,  Krieg  zu  erklären,  würden  sie  darüber  drei  Monate  diskutieren.«"  " 


I)  Harry  Eimer  Barnes,  "Entlarvte  Heuchelei",  Wiesbaden  1961,  S.  143.  - Sein  Quellenbezug:  Winston  Churchill,  "The  Grand 
Alliance",  Boston  1950,  Houghton  Mimin  Comp.,  p.  593. 
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Anthony  Schlingel 


Ein  "Demokrat"  kann  Welt-  "Krieg  machen  ” 


The  Flr«C  Amendment 
(Die  er»le  Verheuerung,  Ergänzung) 
zur  VcrfiMung  der  USA 

” Der  Kongreß  darf  kein  Gesetz  erlassen,  welches  eine  (Staats-) 
Religion  ein  führt  oder  die  Ausübung  Irgendeiner  Religion  behindert 
Ebenfalls  darf  kein  Gesetz  erlassen  werden,  welches  die  Redefreiheit 
und  die  Freiheit  der  Fresse  verbietet  oder  das  Recht  des  Volkes 
beschränkt,  sich  friedlich  zu  versammeln  und  sich  zur  Behebung  von 
Mißständen  an  die  Regierung  tu  wenden. " 


Wenn  auch  BRD-Grundgcsetz  Art  19,  Ab*.  2 verfügt: 

"In  keinem  Falle  darf  ein  Grundrecht  ln  seinem  Wesensgehalt 
angetastet  werden  ", 

so  lautet  doch  Art  5 GG.  Abs  2: 

"Diese  Rechte  finden  Ihre  Schranken  In  den  Vorschriften  der 
allgemeinen  Gesetze.  — " 

Hiermit  ist  ein  Freibrief  für  Willkür  erstellt  worden,  der  erlaubt 
und  dazu  geführt  hat.  Wesentliches  wieder  aufzuheben 

Als  US-Publizistcn  sind  wir  durch  unser  First  Amendment 
vor  solchen  Tricks  rechtlich  abgesichert  und  sehen  uns  auch  ge- 
mäß unserem  Verständnis  von  der  "freien  Welt“  verpflichtet,  an- 
dere Volker  unter  das  gleiche  Recht  zu  stellen 


Keine  andere  Möglichkeit, 

Terror  zu  bekämpfen 

"Leider  gibt  es  keine  Alternative  zum  Vorgehen  der 
israelischen  Armee  Es  gibt  keine  andere  Möglichkeit, 
Terror  zu  bekämpfen  Mit  Terroristen  kann  man  nicht 
reden. " 

Paul  Spiegel.  Zentralratsvorsitzender  der  Juden  in  Deutschland, 
Berliner  Zeitung  12  4 2002 
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Israel  darf  gefahrlos  zuschlagen 

Joe  Biden,  Vizepräsident  unter  Barack  Obama, 
hat  am  6.  Juli  2009  ohne  ersichtlichen  Anlaß  der 
israelischen  Regierung  klargemacht,  die  USA  wür- 
den sich  einem  israelischen  Militärschlag  gegen  den 
Iran  nicht  widersetzen.  Israel  sei  souverän,  und  die 
USA  hätten  kein  Recht.  Israel  zu  sagen,  was  es  zu 
tun  habe. 

"Ob  wir  zustimmen  oder  nicht,  sie  sind  berechtigt  das 
zu  tun." 

Das  ruft  Erinnerungen  wach  an  "die  Garantie  an 
Polen  vom  31.  März  1939  "unter  Ausklammerung 
der  Frage  des  Aggressors",  diesmal  einem  Land  ge- 
genüber. das  am  finanziellen  Tropf  der  USA  hängt 
und  auf  ein  Land  zielt,  das  noch  nicht  einmal  Nach- 
bar Israels  ist. 

Deutsche  Satlonatzeltung.  München.  10.  Juli  2009,  S.  5 


Deutschland  das  beliebteste  Land  der  Welt 
BBC-London:  Umfrageergebnis 
in  34  Staaten 

Ob  die  Meinung  von  17.000  Erwachsenen  in  34 
Ländern  nun  repräsentativ  ist  oder  nicht,  erscheint 
weniger  wichtig  als  die  Tatsache,  daß  die  Umfrage 
von  offizieller  britischer  Seite  durchgeführt  und 
mit  diesem  Ergebnis  eingestanden  worden  ist.  Dies 
ist  die  eigentliche  historische  Sensation.  Sie  erweist 
die  Wirkungslosigkeit  der  jahrzehntelangen  "Tä- 
ter- und  A/OrJervo/K-Propaganda.  Dies  konnte  nur 
deshalb  möglich  sein,  weil  sic  inzwischen  weltweit 
als  verlogen  erkannt  worden  sein  muß. 

Einzelheiten  in  Deutsche  Satlonalzeltung. 
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Religiös  verkleidete  Kriegshetze 

Inzwischen  ist  es  uns  gelungen,  für  das  in  Historische  Tatsachen  Nr.  79,  S.  2 abgedruckte  "Gebet''  des 
US-Kongresses  am  10.  Januar  1918  für  den  "notwendigen  Krieg“  gegen  die  bösen  Deutschen, " die  ganze 
Ozeane  mit  Blut  und  Tränen  gefüllt  haben " und  "im  Namen  Gottes  und  Jesus  Christus  vernichtet 
werden  müssen ",  den  originalen  dokumentarischen  Nachweis  führen  zu  können: 

Congrcssional  Record  of  the  Session  of  the  65th  Congress  of  the  USA,  Band  LVI,  10.1.1918. 


F.D.  Roosevelt  steuerte  im  Mai  1 939 
auf  den  neuen  Weltkrieg  zu 


Am  28.  Mai  1939  hatte  US-Präsident  F.D.  Roosevelt 
den  nach  der  Münchener  Konferenz  Ende  September 
1938  emigrierten  ehemaligen  tschechoslowakischen 
Staatspräsideten  Eduard  Benesch  zu  einem  über  drei- 
stündigen Gespräch  in  Washington  empfangen.  Dabei 
wußte  der  US-Präsident,  daß  die  britische  und  französi- 
sche Regierung  die  gütliche  Einigung  mit  dem  Reichs- 
kanzler in  München  getroffen  hatten,  weil  Eduard  Be- 
nesch die  3V4  Millionen  Sudetendeutschen  seit  Jahren 
unterdrückte  und  daß  Eduard  Benesch  mit  der  von  ihm 
beabsichtigen  Vertreibung  der  Sudetendeutschen  aus 
ihrer  Heimat  einen  europäischen  Krieg  gegen  Deutsch- 
land hatte  erzwingen  wollen.  Gerade  dies  aber  war  es, 
was  ihm  die  Türen  zum  Weißen  Haus  öffnete. 

Dabei  hatte  F.D.  Roosevelt  keinerlei  Recht,  sich  in 
jene  mittel-ost-europäischen  Verhältnisse  einzumischen, 
schon  gar  nicht  zwecks  Verschärfung  von  Gegensätzen! 
Dennoch:  Gegen  die  klare  Entscheidung  der  britischen 
und  französischen  Regierung  in  München  und  ohne  die 
Regierungen  in  London  und  Paris  zu  konsultieren  oder 
auch  nur  in  Kenntnis  zu  setzen,  gab  er  dem  Emigranten 
ohne  Mandat  seines  Volkes  zu  ver- 


verlassen,  jenen  machtvollen  Verbündeten  persönlich 
getroffen,  der  ihm  versprach,  dieses  Ziel  mit  Hilfe  der 
USA  und  der  UdSSR  wahrzumachen.  In  einem  anschlie- 
ßenden Brief  erhielt  er  noch  eine  Zusage: 

"Roosevelt  stimmt  zu,  daß  nach  dem  Krieg  die  Zahl  der 
Deutschen  so  weit  wie  möglich  reduziert  werden  muß  und 
daß  so  viele  wie  möglich  umgesiedelt  werden  müssen. " 21 

F.D.  Roosevelt  war  somit  der  erste  "der  großen  Poli- 
tiker", der  - und  dies  noch  in  Friedenszeiten  - ohne 
jegliche  Begründung  und  entgegen  jeglichen  völkerrechtli- 
chen Grundsätzen  die  Vertreibung  von  Millionen  deutscher 
Menschen  aus  ihrer  uralten  Heimat  als  Ziel  seiner  Politik  -- 
wenn  auch  zunächst  geheim  - bekundet  hat  Eduard  Be- 
nesch hat  dies  in  seinen  Memoirs"  bekanntgemacht. 

Man  stelle  sich  vor.  Ähnliches  sei  mit  umgekehrtem 
Vorzeichen  von  Adolf  Hitler  zu  berichten  oder  gar  zu 
dokumentieren  gewesen! 

Diese  Vorgeschichte  zu  den  Vertreibungsverbrechen 
1945  und  den  Folgejahren  belegt  zudem  eindeutig:  Hier 
war  Verbrechen  der  Maßstab  der  Zielsetzung  und  nicht 
etwa  “Rache"  für  irgendwelche  deutsche  Handlungen, 
die  man  nachfolgend  als  Vorwand  hierfür  postulierte! 


stehen, 

"daß  die  USA  den  Krieg  zum  Welt- 
krieg ausweiten  würden." 

Von  einem  Krieg  konnte  am  28. 
Mai  1939  außer  dem  Kriegstreiber 
selbst  niemand  wissen, 

» Seien  Sie  versichert,  daß  wir  in 
diesem  Krieg  für  Sie  nicht  weniger  tun 
werden  als  im  letzten  Kriegt ." 2> 

Eduard  Benesch,  der  bereits  1935 
den  späteren  Präsidenten  des  Jüdischen 
Weltkongresses  Nahum  Goldmann 
stundenlang  bedrängt  hatte,  das  interna- 
tionale Judentum  solle  doch  nun  endlich 
den  Krieg  gegen  Deutschland  begin- 
nen,3)  hatte  nun  endlich,  wenn  auch 
von  seinem  Volk  und  den  Slowaken 
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2)  Eduard  Benesch.  'Memoirs'.  London  1954,  p.  76  - 80.  --  Vgl. 
Heinrich  Härtle,  "Amerikas  Krieg  gegen  Deutschland”.  Göttingen  1968, 

S.  181  - 182. 

3)  Nahum  Goldmann,  'Mein  Leben  als  deutscher  Jude",  Frankfurt  - 
Wien  1960,  S.  257.  - Vgl.  HTSt.  85  S.  14-15. 


Die  relevanten  "kriegswilligen  gesellschaftlichen  Kräfte" 
in  den  USA  haben  ihre  Haltung  nach  1919  in  keiner  Weise 
geändert.  Auf  sie  stützte  F.D.  Roosevelt  seine  Macht. 
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Mitte  November  1940  beendete  F.  D.  Roosevelt  offiziell 

Friedensbemühungen. 

Japanische  Rückzugsbereitschaft  beantwortete  er 
mit  Kriegsvorbereitungen 


Die  Ambitionen  F.D.  Roosevelts  zum  aggressiven 
Vorgehen  in  der  Welt  reichten  schon  bis  zum  Jahr  sei- 
ner Regieru ngsübernahnme  Anfang  1933  zurück  und 
hingen  mit  seiner  Verblendung  zusammen,  am  17.  No- 
vember 1933  den  weltrevolutionären  Sowjetstaat  als 
"friedliebende  Demokratie"  diplomatisch  anzuerkennen 
und  gleichzeitig  einen  stets  sich  verstärkenden  Haß  ge- 
gen die  "Diktaturen"  in  Deutschland,  Italien  und  Japan 
zu  pflegen.  Zionistische  Hintergrundziele  sind  dabei  un- 
verkennbar, solidarisierte  er  sich  damit  doch  auch  mit 
der  " Judea  declares  War  on  Gemiany " (Kriegserklä- 
rung) vom  24.  März  1933 , deren  " Heilige  Krieget  vor- 
wiegend in  seinem  Land  ihre  Entwicklungsbasis  aus- 
bauten,  ohne  je  den  Staatsanwalt  wegen  "Volksverhet- 
zung" zu  mobilisieren.  "Judea"  wurde  seinerzeit  bereits 
in  Völkerbundkreisen  bekanntlich  als  "State  in  Being", 
als  "Staat  im  Werden"  bzw.  als  "schon  bestehender  Staat 
ohne  Land"  betrachtet. 

Die  Kombination  dieser  3 Verhaltensweisen  des  US- 
Präsidenten  mit  ihrer  Kompromißlosigkeit  von  Anfang 
an  und  ihren  unverkennbar  weltpolitischen  Konsequen- 
zen erfüllen  genau  den  von  den  Siegern  1945/46  im  Nürn- 
berger Tribunal  gegen  die  deutschen  Führungskräfte 
postulierten  Straftatbestand  der  " Verschwörung  gegen 
den  Frieden "! 

F.D.  Roosevelt  (FDR)  litt  damals  schon  an  Kinder- 
lähmung. Sein  erschütternder  Mangel  an  Kenntnissen 
über  weltgeschichtliche  Zusammenhänge  machte  ihn 
von  seiner  Umgebung  noch  abhängiger.  In  der  Tat  war 
er  völlig  eingekreist  von  seinem  jüdischen  Beraterstab. 
Gelang  ihm  schon  nicht,  seine  sozialen  und  wirtschaftli- 
chen Verhältnisse  mit  dem  "New  Deal"  Programm  in 
den  Griff  zu  bekommen  und  bis  1939  die  11  Millionen 
Arbeitslose n4 *'  in  Produktionsverhältnisse  einzugliedern, 
so  versuchte  er,  diese  innenpolitischen  Probleme  mit 
intensiviertem  internationalem  Krisenmanagement  und 
weltweit  ausgreifenden  Zielen  zu  beheben. 

In  dieser  Panoramastrategie  rangierte  Japan  als  ein 
Land,  das  von  zentralen  Rohstoffen  abgeschnitten  wer- 
den konnte,  die  es  lebenswichtig  benötigte. 

Als  am  31.  Dezember  1938  der  britische  Botschafter 
in  Tokio  seinem  dortigen  US-Kollegen  Grew  eine  Denk- 
schrift über  die  Wirkung  einer  umfassenden  Wirt- 
schaftsblockade Japans  seitens  ihrer  beiden  Großmächte 
unterbreitete,  lehnte  US-Außenminister  Cordei  1 Hüll 

4)  George  T.  Eggleston.  "Roosevelt,  Churchill,  and  the  W'orld  W'ar  II 

Opposition“,  Greenwich.  Conn.,  USA  1979.  S.  79. 


dieses  ihm  weitergeleitete  Ansinnen  Anfang  Januar  1939 
zwar  ab,  ebenso  nachfolgende  Animation  aus  London,61 
8-M0  doch  sein  Präsident  FDR  griff  es  alsbald  auf  und 
provozierte  u.a.  damit  die  kriegerische  Auseinanderset- 
zung mit  Japan. 

Aus  der  Chronologie  seiner  Anstrengungen,  die  USA 
- entgegen  seinen  vielen  Beteuerungen,  die  Vereinig- 
ten Staaten  aus  Kriegen  herauszu halten  --  in  weltweite 
Konflikte  hineinzuziehen.9'  seien  hier  lediglich  2 "in  Ver- 
gessenheit geratene"  Ereignisse  hervorgehoben: 

1. )  das  Angebot  Japans  im  November  1940  zum  Rück- 
zug aus  China  und 

2. )  die  von  FDR  am  9.7.1941  befohlene  Stationierung 
von  Fernbombern  auf  dem  chinesischen  Festland  mit 
dem  Ziel,  diese  für  Bombenangriffe  gegen  Japan  einzu- 
setzen. 

Im  Gesamtverhalten  FDR’s  ragt  auch  seine  Entschei- 
dung vom  15.  November  1940  als  besonders  aggressiver 
Schritt  hervor:  Das  von  seinem  Marineminister  in  Bo- 
ston verkündete  "6-Punkte-Programm  der  nationalen 
Verteidigung".  Es  erklärte  offen  das  Ende  von  Frie- 
densbemühungen der  US- Regierung,  größtmögliche 
Materialhilfe  für  Großbritannien  und  China  sowie 
schnelle  und  verstärkte  Aufrüstung  der  USA " ungeach- 
tet der  Kosten ". 

Die  japanische  Regierung  reagierte  unverzüglich  mit 
einem  "Friedensvorschlag"  Der  amerikanische  Histo- 
riker Charles  C.  Tansill  hierzu: 

"Während  der  Präsident  diese  neue  Wirtschaftsoffen- 
sive gegen  Japan  vorbereitete,  zeigte  sich  der  japani- 
sche Außenminister  Matsuoka  willens,  die  Stellung 
Japans  in  China  aufzugeben,  um  den  Frieden  zu  sichern. 

Im  November  1940  bat  Matsuoka  Bischof  James  E. 
VValsh,  den  Generalsuperior  der  katholischen  auswärti- 
gen Missionsgesellschaft  von  Maryknoll,  New-  York,  und 
Pater  J.  M.  Drought  von  demselben  Orden,  eine  Son- 
dermission nach  Washington  auf  sich  zu  nehmen,  um 
dem  Präsidenten  vor  Augen  zu  führen,  daß  die  japani- 
sche Regierung  ein  -Friedensabkommen«  zu  schließen 
wünschen: 

1.  ein  Abkommen  über  eine  Nichtigkeitserklärung 
ihrer  Beteiligung  am  Pakt  der  Achse  ... 

2.  eine  Garantie  für  die  Abberufung  aller  ihrer  militä- 


5)  Charles  Callan  Tansill.  “Die  Hintertür  zum  Kriege  - Das  Drama  der 
internationalen  Diplomatie  von  Versailles  bis  Pearl  Haitour“,  Düs- 
seldorf 1957,. 
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^rischen  Kräfte  aus  China  und  die  Wiederherstellung 
der  geographischen  und  politischen  Integrität  Chinas. 

Über  weitere  Fragen,  die  das  japanisch-amerikani- 
sche Verhältnis  belasteten,  sollte  »in  den  Bespre- 
chungen, von  denen  gehofft  werde,  daß  sie  nachfolgen 
würden«,  eine  Klärung  und  Einigung  erfolgen. 

Bischof  Walsh  und  Pater  Drought  hatten  dann 
eine  Unterredung  mit  General  Muto,  dem  Leiter  des 
Zentralbüros  für  militärische  Angelegenheiten,  der  ih- 
nen versicherte,  daß  »er  und  seine  Kameraden  in  der 
japanischen  Armee  mit  den  Anstrengungen,  ein  Frie- 
densabkommen zu  erreichen,  übereinstimmten«. 

Die  beiden  eilten  nun  nach  Washington  und  trugen 
am  23.  Januar  1941  in  einer  Konferenz,  die  über  2 
Stunden  dauerte,  die  ganze  Sache  Präsident  Roose- 
velt  und  Außenminister  Hüll  vor.  Man  erklärte  ihnen, 
die  Angelegenheit  werde  »in  Beratung  genommen  wer- 
den«. 

Und  damit  endete  die  eifrige  Bemühung  der 
japanischen  Regierung,  einen  Weg  zum  Frieden 
zu  finden,  obwohl  dieser  Weg  zugleich  zu  einem 
Verzicht  auf  die  Ziele  Japans  in  China  und  einem 
furchtbaren  Prestigeverlust  führen  mußte.  ... 

Kurz  bevor  Bischof  Walsh  und  Pater  Drought 
dem  Präsidenten  Friedensvorschläge  aus  Japan  über- 
brachten, hatte  eine  inoffizielle  japanische  Delegation 
mit  Beamten  des  State  Department  Gespräche  über 
eine  amerikanisch-japanische  Verständigung  begonnen. 


Diese  langwierigen  Unterredungen  endeten  mit  ei- 
nem " barschen  Nein " für  die  japanischen  Verständi- 
gungsbemühungen. Japan  sei  der  Aggressor,  die  USA 
haben  ihre  Befriedungspolitik  beendet,  ihre  militäri- 
sche Ausweitung  im  Pazifik  diene  ihrer  Verteidigung. 
Am  19.  Dezember  1940  hat  F.D.  Roosevelt  (FDR)  sei- 
nen Außen-,  Finanz-  und  Marineminister  beauftragt, 
einen  Kriegsplan  gegen  Japan  auszuarbeiten.6’ 

Es  war  der  Zeitpunkt,  als  er  das  Pacht-  und  Leihsy- 
stem inszenierte,  das  ermöglichen  sollte,  alle  gegen  die 
Achsenmächte  kriegführenden  Mächte  auch  ohne  Be- 
zahlung mit  Kriegsmaterial  zu  beliefern.  Den  diesbe- 
züglichen Gesetzentwurf  legte  er  dem  Kongreß  am 
6.1.1941  vor.  Am  31.12.1940  beschränkten  die  USA  ihre 
Ausfuhren  für  strategische  Rohstoffe  und  dehnten  10 
Tage  später  die  Produktpalette  weiter  aus.  Hauptbe- 
troffener hiervon  war  Japan,  zumal  die  Sowjetunion  von 
den  Lieferbeschränkungen  ausgenommen  wurde. 

Während  FDR  seiner  Bevölkerung  erklärte,  sie  be- 
fände sich  in  größter  Bedrohung,  betrieb  er  selbst  alles, 
die  USA  in  fremd  kontinentale  Kriege  zu  verstricken. 

S^heTöurnal  of  Historical  Review  Winter  1991  - 1992,  S.  504.  P.O. 
Box  1306,  Torrancc.  CA  90505.USA.  - "Roosevclfs  Sccrct  Wiiplan 
to  bomb  Japan",  S.  503  • 509.  — Wesentliche  Informationsquelle  hier 
Don  McLean,  “Tigers  of  a Different  Stripe:  FDR's  Secret  Plan  to 
Torch  Japan  Before  Pearl  Harbor.  Saldier s of  Fortune.  January  1989. 
pp.  66  - 93:  Transcript  ABCtelevision  "20/20“  broadcast,  Friday. 
Nov.  22,  1991. 


Seinen  Sonderbotschafter  Harry  Hopkins  entsandte  er 
in  jenen  Tagen  nach  London  mit  der  Botschaft, 

"Der  Präsident  ist  entschlossen,  daß  wir  gemeinsam  den 
Krieg  gewinnen.9  71 

Diese  Initiative  im  Januar  1941  wird  sogar  von  ame- 
rikanischen Historikern  als  geheimes  Kriegsbündnis 
Roosevelts  mit  Großbritannien " bezeichnet,7*  was  die 
Washington  Post  am  am  26.2.1941  als  faktischen " Kriegs- 
zustand der  USA " bezeichnete. 

In  diesem  Stil  steuerte  Roosevelt  sein  Land,  unent- 
wegt offensiv  und  kompromißlos, " mit  Täuschungen  und 
falschen  Informationen weiter  bewußt  dem  weltwei- 
ten Krieg  entgegen. 

Im  Mai  1941  studierte  FDR  bereits  ein  von  ihm  in 
Auftrag  gegebenes  Gutachten  des  Kommandeurs  der 
US- Asien-Flotte,  Admiral  Thomas  C.  Hart,  demzufolge 
"das  Konzept  eines  Krieges  mit  Japan  ausgereifi  sei" 
Von  US-Piloten  gesteuerte  Langstreckenbomber  könn- 
ten die  japanischen  " Papier - und  Holzstädte " rasch  in 
rauchende  Trümmerhaufen  verwandeln.6' 

Kurz  darauf  --  am  9.  Juli  - setzte  FDR  einen  Plan 
"JB  Nr.  355  (Series  691)  Aircraft  Requirements  of  the 
Chinese  Government"  ("Bedarf  der  chinesischen  Regie- 
rung an  Kampfflugzeugen")  unter  Bezugnahme  auf  das 
Pacht-  und  Leihgesetz9,  in  Gang.  Er  sah  vor,  einen  Über- 
raschungsangriff von  chinesischem  Boden  startenden 
US-Fembombern  auf  Japan  zu  ermöglichen.  Nagasaki, 
Osaka  und  Tokio  waren  als  Anfangsziele  genannt.  Mit 
verlogenen  Vorwänden  waren  US-Piloten  aus  ihren  Luft- 
waffeneinheiten entlassen  und  als  zivile  Angehörige  der 
"Intercontinent  Corporation"  bzw.  der  national-chinesi- 
schen Regierung  Tschiang  Kai-schck  zur  Partisanen- 
bekämpfung überstellt  wurden. 

Dem  Bericht  des  seinerzeitigen  Assistenten  im  Wei- 
ßen Haus,  Lauchlin  Curie,  an  FDR  zufolge  standen 
bereits  am  22.  Juli  1941  = 66  US-Bombenflugzeuge  mit 
chinesischen  Kennzeichen  auf  chinesischem  Boden  für 
den  Einsatz  gegen  Japan  bereit.  Der  ihnen  vor  Ort  zur 
Verfügung  stehende  Vorrat  an  Treibstoff  betrage  un- 
gefähr 8,4  Millionen  Liter  (2,8  Millionen  Gallons). 

Zur  gleichen  Zeit  veranlaßte  FDR,  die  Anlagen  schon 
vorhandener  sowie  neuer  Seestützpunkte  im  nordwest- 
pazifischen Raum  zwecks  Einkreisung  Japans  weiter 
auszubauen. 

Es  war  ein  offenes  Geheimnis,  daß  die  "Zivilange- 
stellten" bzw.  "Freiwilligen"  in  Wahrheit  ausgebildete 
US-Soldaten  waren,  die  unter  falscher  (chinesischer) 
Flagge  militärische  Operationen  durchführen  sollten. 

Einsätze  dieser  Art  waren  seinerzeit  selbst  den  US- 
Gesetzen  zufolge  streng  untersagt.  Doch  Roosevelt  hat- 
te sich  schon  im  Herbst  1939  über  das  US-Neutralitäts- 
gesetz  — und  es  war  nicht  seine  einzige  gesetzwidrige 
Handlung  --  hinweggesetzt,  indem  er  das  kriegführen- 

7)  Albert  C.  Wcdemeycr.  “Der  verwaltete  Krieg",  Gütersloh  1958,  S. 

20. 

8)  Congrcssional  Record.  6.  Mai  1941,  S.  3752. 

9)  Vgl.  Historische  Tatsachen  Nr.  57  ♦ 58. 
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de  Großbritannien  mit  Waffen  und  Munition  belieferte, 
im  übrigen  auch  zu  jenem  Zeitpunkt  die  Sowjetunion. 

Am  26.  Juli  1941  ließ  FDR  die  japanischen  Vermögen 
in  den  USA  einziehen,  den  Panamakanal  für  japanische 
Schiffe  sperren  und  das  Embargo  gegen  Japan  gemein- 
sam mit  Großbritannien  und  Australien  ausweiten.®8 
Derweil  erhielt  die  Sowjetunion,  die  mit  ihrer  Weltrevo- 
lutionsambition für  Japans  Westflanke  eine  offene  Be- 
drohung darstellte,  weitere  Zusagen  für  Kriegsmaterial 
ohne  Gegenleistung. 

Dieses  offensive  und  umfassende  Vorgehen  der  USA 
mußte  die  Stellung  Japans  als  unabhängige  Nation  in 
ihren  Existenzgrundlagen  treffen. 

In  den  anschließenden  Gesprächsbemühungen  um 
Normalisierung  der  Beziehungen  mit  den  USA  boten 
Sonderbotschafter  Kuruso  gemeinsam  mit  dem  Bot- 
schafter in  Washington  Nomura  der  US-Regierung  er- 
neut den  Rückzug  japanischer  Truppen  aus  China  sowie 
aus  Französisch- Indochina  an. 

Roosevelt  blieb  bei  seinem  Kurs, " sich  nicht  mit  den 
Diktaturen  in  Deutschiandy  Italien  und  Japan  abzufin- 
den:'. Den  demokratischen  Volkswillen  in  diesen  Län- 
dern zu  respektieren  war  für  diesen  "Demokraten"  un- 
diskutabel. Mit  dem  bolschewistischen  Terrorsystem 
dagegen,  das  alle  seine  Bürger  enteignet  und  versklavt 
hat,  verbündete  er  sich.  Seinen  Sonderbotschafter  Har- 
ry Hopkins  schickte  er  im  Juli  1941  nach  Moskau,  der 
Stalin  jegliche  Kriegshilfe  der  USA  zusagte.  Hierzu  ge- 
hörte auch  die  Entlastung  der  russischen  Ostgrenze  ge- 
genüber Japan.10” 

Zwar  versuchten  die  japanischen  Politiker  bis  zu- 
letzt, auf  diplomatischem  Wege  die  wirtschaftliche  Exi- 
stenzbedrohung wieder  aufzuheben,  doch  mußten  sie 
sich  auch  Gedanken  machen,  sich  militärisch  Zugang  zu 
für  sie  lebenswichtige  Rohstoffquellen  im  Fernen  Osten 
zu  erschließen,  auch  gegen  den  Willen  der  USA  und 
Großbritanniens.  Roosevelt  zwang  sie  mit  umfassenden 


"Flying  Tigen"  In  China  im  Sommer  1941,  bewacht  von 
einem  nationalchinesischen  Soldaten.  50  B-17-Bomber  wären 
/.um  F.insatz  gekommen,  falls  die  Absicht  des  Holocausts  auf 
Nagasaki,  Osaka  und  Tokio  ausgeführt  worden  wäre.10' 


10)  Vgl.  Historische  Tatsachen  Nr.  58  S.  26. 


Embargos  und  Kriegsvorbereitungen  in  diese  Konse- 
quenz. 

Für  die  Weltöffentlichkeit  wurde  das  ganze  am  14. 
August  1941  in  die  Atlantik-Charta,  eine  Vereinba- 
rung zwischen  Roosevelt  und  Churchill,  eingekleidet: 
"Jedes  Volk  solle  seine  Regierung  wählen  können,  wie  es 
wolle“, " keine  Grenzveränderungen  gegen  den  Willen  der 
Völker “ usw..  Als  Prinzipien  des  internationalen  Zusam- 
menlebens der  Völker  sollten  gelten:  Das  Selbestim- 
mungsrecht  der  Völker,  freier  Welthandel,  allgemeine 
wirtschaftliche  Zusammenarbeit,  Gew’altfreiheit,  Errich- 
tung eines  allgemeinen  Sicherheitssystems. 

In  einer  geheimen  Zusatzklausel  legten  sie  indessen 
fest,  daß  "für  die  Feinde“  alle  diese  Zusagen  nicht  gel- 


Diescs  vielversprechende  Programm  könne  al- 
lerdings erst " nach  Vernichtung  der  Sozi-Tyrannei“ 
wirksam  werden.  - Mit  dieser  Proklamation  als 
Zielsetzung  für  die  US-Außenpolitik  hat  der  US- 
Präsident,  ohne  Kongreß  oder  Repräsentanten- 
haus zu  befragen,  Deutschland  faktisch  den  Krieg 
erklärt  und  sein  großspuriges  Programm  als  Be- 
trug gekennzeichnet! 1,1 


Doch  erstaunlich: 


Die  Enzyklopädia  Britannica  verlegt  die  fak- 
tische Kriegserklärung  Roosevelts  an  Deutsch- 
land bereits  in  den  März  1941,  als  FDR  mit  Unter- 
zeichnung des  Pacht-  und  Leihgesetzes  Großbri- 
tannien sogar  Kriegsmaterial  in  großen  Mengen 
kostenlos  zur  Verfügung  stellte.,2,&,s 


Am  15.  März  1941  hatte  FDR  im  Rundfunk  gewissen- 
los die  provokativen  Lügen  und  sein  damit  bezwecktes 
Vernichtungsziel  verkündet: 


"Die  Nazis  erstreben  nicht  allein  Besitzver- 
änderungen in  den  Kolonien  oder  bescheidene 
Grenzveränderungen  in  Europa.  Sie  erstreben 
offen  die  Zerstörung  aller  aus  Volksnah  len  her- 
vorgegangenen Regierungssysteme  einschließ- 
lich unseres  eigenen  und  wollen  sie  durch  ein 
Regierungssystem  ersetzen,  das  alle  Menschen 
dem  Kommando  einer  Handvoll  Tyrannen  un- 
terwirft, die  durch  Gewalt  zur  Macht  gekom- 
men sind. ... 

Wir  haben  uns  entschlossen,  und  damit  ist  es 
mit  allen  Verständigungs  versuchen  in  unserem 
Lande  zu  Ende  mit  dem  Drängen,  uns  doch  mit 
den  Diktaturen  abzufinden. ... 

Die  Welt  kann  nichts  mit  einem  Volk  an  fan- 
gen, das  sich  das  Recht  anmaßt,  weil  es  groß  an 


11)  Vgl.  Historische  Tatsachen  Nr.  58  S.  27  ff. 

12)  Benjamin  Colby,  ‘Roosevelts  scheinheiliger  Krieg",  Looni  1977. 
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Zahl  und  militärisch  stark  ist,  im  Stechschritt 
über  andere  Völker  oder  Rassen  hinweg  zur 
Weltherrschaft  zu  marschieren . ..."  ,J> 


Bereits  einen  Monat  zuvor  verkündete  die  Washing- 
ton Post  - am  26.2.1941 

"Wir  befinden  uns  im  Kriegszustand.  Ob  wir  dies 
nun  einen  Verteidigungskrieg  nennen  oder  anders- 
wie." M> 

Die  von  FDR  Mitte  Dezember  1940  verfügte  Pacht- 
und  Leihhilfe  zum  kostenlosen  Rüstungstransfer  an  alle 
Kriegführenden  gegen  Deutschland  war  unverhohlene 
Kriegsbeteiligung! 

Geht  man  weiter  zurück:  Ende  1938  sicherte  F. 
F.I).  Koosevelt  den  Sowjets  gewaltige  Rüstungsgüter 
zu.  die  ab  Januar  1939  geliefert  wurden. '*»  Er  konnte 
dies  nicht  als  Befriedungsmaßnahme  für  Europa  auf- 
fassen, sondern  nur  als  Kriegsprovokation! 

FDR  war  seit  1933  stets  Kriegstreiber  und  Betrüger 
seiner  eigenen  Bevölkerung!  Abgesehen  davon,  daß  er 
nach  Völkerrechtsgrundsätzen  überhaupt  keinerlei 
Recht  hatte,  sich  in  innerdeutsche  Angelegenheiten  ein- 
zumischen. ist  bei  allen  seinen  Agitationen  gegen  das 
Reich  festzustellen,  daß  er  weder  gegen  das  deutsche 
Volk  aLs  solches  noch  gegen  dessen  Regierung  unter 
Adolf  Hitler  konkrete  menschenrechtswidrige  Vor- 
würfe vorgetragen  hat,  die  eine  kriegerische  Ausein- 
andersetzung zur  Vernichtung  Deutschlands  hätten 
im  geringsten  rechtfertigen  können.  Als  Demokrat 
hätte  er  den  1933  vom  deutschen  Volk  in  freien  Wah- 
len zum  Ausdruck  gebrachten  politischen  Willen  zur 
Überwindung  der  chaotischen  Verhältnisse  respek- 
tieren müssen! 

Seine  hierzu  im  Vergleich  kritiklose  Akzeptanz  der 
entwürdigenden  bolschewistischen  Machtpraxis  macht 
alle  seine  "moralisch  verpackten"  Argumente  zunichte. 

Schon  am  6.  August  1933  ließ  er  den  Vertreter  der 
World  Jewish  Economic  Federation.  Samuel  Unter- 
mayer, ungeschoren,  als  dieser  in  der  US-Presse  und  im 
US-Rundfunk  zum 

r "Heiligen  Krieg  gegen  Deutschland,  das  sich' 
aus  einem  Kulturland  in  eine  wahre  Hölle  wilder 
Tiere  verwandelt  hat".  U) 

aufrief.  Dabei  hat  Untermayer  in  seinen  Aufruf  noch 
lobende  Worte  für  den  US-Präsidentcn  eingeflochten 
und  der  Erwartung  Ausdruck  verliehen,  daß  dieser  den 
" Heiligen  Krieg " unterstützen  würde.  Kein  Staatsan- 
walt wurde  wegen  "Volksverhetzung"  mobilisiert,  wobei 

13)  Pasidcnt  Roosevelt,  "Amerika  und  Deutschland  1936  - 1945  — 
Auszüge  aus  Reden  und  Dokumenten",  hrsg  im  Aultrag  der  Rcgtciung 
der  Vereinigten  Staaten.  o.O  * o J S 39  - 42  -•  Vgl  Historische 
Tatsachen  Nr  38.  S 6. 

14)  Vgl  Historische  Tatsachen  Nr  58.  S 12. 

15)  Anthony  Sutton. 'National  Suictdc"  1973.  S.  80  81. 

16)  E.J  Rcichcnbcrger.  'Wider  Willkür  und  Machtrausch".  Graz  - 

Göttingen  1955.  S 350- 


sie  hier  doch  offensichtlich  war!  Untermayer  kannte 
die  Glaubensbrüder,  die  als  "Berater"  im  "brain-trust" 
um  FDR  herumschwirrten.  Aus  den  Memoiren  von 
Bernard  Baruch  ist  hinreichend  bekannt,  wie  gerade 
dieser  "Chefberater"  sich  unentwegt  bemühte.  FDR  in 
diesen  "Heiligen  Krieg"  hineinzufÜhren.IT) 


"Jedes  Datum  konnte  für  den  effektiven  Be- 
ginn des  Krieges  zwischen  den  USA  und  Deutsch- 
land genannt  werden.  Welches  Datum  man  Im- 
mer nimmt,  die  USA  befanden  sich  de  facto  im 
Krieg  mit  Deutschland,  lange  vor  der  deutschen 
Kriegserklärung,  die  dem  Japanischen  Angriff  auf 
Pearl  Harbor  am  7.  Dezember  1941  folgte.  ... 
Die  Überführung  von  50  Zerstörern  1940  nach 
England  war  schon  ein  kriegerischer  Akt"  ,?)  s 11 


Das  Kriegsziel  gab  derweil  bereits  zu  dieser  Zeit  ein 
auserwählter  Präsident  der  amerikanischen  "Friedens- 
liga" bekannt:  Theodore  Nathan  Kaufman  in  seinem 
Buch  "Germany  must  Perish"  (Deutschland  muß  unter- 
gehen"), New  York  1941. 

Das  deutsche  Volk  sei  auszurotten. 

In  einer  eingedruckten  Europakarte  reichte  Frank- 
reich bis  Erfurt.  Holland  bis  Berlin,  während  sich  Polen 
sowie  die  Tschechoslowakei  den  Osten  Deutschlands  teil- 
ten.“» 


"Man  brauche  von  den  70  Millionen  Deutschen  nur  48 
Millionen  zu  sterilisieren. " 

Hierfür  benötige  man  etwa  20.000  Arzte,  von  denen 
jeder  täglich  einen  Monat  hindurch  25  Operationen 
durchführt.  Für  Frauen  seien  3 Monate  einzuplanen. 
Arzte  anderer  Nationen  könnten  beschleunigen  helfen. 
In  2 Generationen  wäre  das  deutsche  Volk  ausgestor- 
ben. --  Kein  US-Staatsanwalt  verklagte  diesen  Genozid- 
Holocaust-Prediger.  Nein,  Time  Magazine  lobte  sogleich 
diese  "sensationelle  Idee".  Auch  New  York  Times  em- 
pfahl unverzüglich, 

"diesen  Plan  für  dauernden  Frieden  unter  den  zivilisier- 
ten Nationen"  w> 

Roosevelt  war  von  diesem  Buch  so  angetan,  daß  er 
1944  die  Sterilisierung,  ja  die  Ausrottung  der  Deutschen 
als  ernsthafte  Zielsetzung  mit  seinen  Kabinettskolle- 
gen besprochen  hat.2*» 

Der  gesamte  Beraterstab  um  den  US-Präsidcnten 
hat  T.N.  Kaufman»  Plan  aufgegriffen  und  sich  bemüht, 
ihn  politisch  umzusetzen.  Von  einem  angeblichen  "deut- 
schen Holocaust " war  dabei  keine  Rede!  Es  bedurfte 
überhaupt  keiner  "Begründung"!  Roosevelts  Marinc- 
Attachl  in  Istanbul  und  frühere  Gouverneur  von  Pen- 
sylvania,  Earle,  stellte  nach  Ablehnung  seiner  Bemü- 
hungen um  die  Weiterleitung  eines  deutschen  Friedens- 
angebotes fest, 

17)  Bernard  Baruch.  'Th«  Public  Yens".  New  York  1960 
IX)  Vgl  Historische  Tatsachen  Nr  85.  S 29 

19)  Hugo  Wellems  / Reinhard  Oltmann.  "»Deutschland  ausradicren«  — 
Das  20  Jahrhundert  in  internationalen  Zitaten".  Kiel  2003,  S.  61  - 

63  Vgl  Historische  Tatsachen  Nr  38.  S.  4 - 7 

20)  Roosevelt  zur  Sterilisierung  der  Deutschen  Vgl.  Historische  Tatsa- 
chen Nr  38  S 4 - 9 
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Auf  der  Atlantik-Konferenz  Im  August  1941  haben  Roosevclt  und  Churchill  die  US-Kricgscr- 
klärung  an  Deutschland  in  ihrer  "Atlantik-Charta"  verpackt. 

"Friede  könne  erst  nach  Vernichtung  der  Diktatoren  sein".  Diktator  Stalin  hilft  dabei!  Deshalb 
wird  er  mit  unglaublichen  Mengen  an  Rüstungsgütern  unterstützt.  Unter  dem  Choral  "Vorwärts 
christliche  Soldaten"  veranlaßt«  F.D.  Roosevelt  seine  Verschwörung  zum  Zweiten  Weltkrieg  über 
alle  Ozeane  und  Kontinente  hinweg. 


"daß  ein  starker  Einfluß  aus  dem  Weißen  Haus  den 
Präsidenten  beherrscht  hätte , der  den  festen  Willen  erken- 
nen lasse,  das  ganze  deutsche  Volk  auszurotten,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  wie  viele  amerikanische  Soldaten  auf  dem 
Schlachtfeld,  zur  See  und  in  der  Luft  ihr  Leben  opfern 
mußten,  nur  um  dieses  abscheuliche  Ziel  zu  erreichen" 20 
Aus  dieser  späteren  Entwicklungsgeschichte  ist 
zu  schlußfolgern,  daß  die  Initiative  T.N.  Kaufmans 
und  ihre  öffentliche  Förderung  schon  1941  von  den 
treibenden  Kräften  der  USA- Politik  lanciert  worden 
war. 

Im  Juni  1941  hatte  FDR  einen  vertraulichen 
Kriegsplan  veranlaßt,  den  die  Washingtoner  Times 
Hearald  am  5.  Dezember  1941  in  der  Öffentlichkeit 
bekannt  machte.  US-General  Albert  Wedemeyer  ist 
nach  Kriegsende  auf  ihn  mit  folgenden  Worten  zu- 
rückgekommen: 

” Ein  vertraulicher  Bericht,  der  vom  Vereinigten  Armee- 
und  Marine-Oberkommatuio  auf  Anweisung  Rooseve/ts 
vorbereitet  worden  ist.  verlangt  für  amerikanische  Expedi- 
tions-Streitmächte die  Aufstellung  von  fünf  Millionen 
Mann  für  einen  entscheidenden  Angriff  zu  Land  gegen 
Deutschland  und  seine  Satelliten.  Es  sieht  Streitkräfte  in 
Höhe  von  10  045  658  Mann  vor. 

Es  ist  ein  Entwurf  für  einen  totalen  Krieg  in  einem 
noch  nie  dagewesenen  Ausmaß  in  mindestens  zwei  Oze- 
anen und  drei  Kontinenten:  Europa.  Afrika  und  Asien" 
Dies  war  der  Plan  des  totalen  Weltkrieges: 

"Hier  bestand  ein  unwiderlegbares  Zeugnis  dafür,  daß 
eine  amerikanische  Intervention  in  den  Krieg  geplant  war 
und  nahe  bevorstand,  und  daß  Präsident  Roosevc/ts 


21)  Curtis  B.  Dali.  "Amerikas  Kriegspolitik  - Roosevclt  und  seine 
Hintermänner“.  Tübingen  1975,  S.  10  + 224. 


Versprechungen,  uns  aus 
dem  Krieg  herauszuhalten, 
nur  Wahlkampfgerede  wa- 
ren. 

Es  ist  schon  eine  sehr 
eigenartige’’Demokratie", 
die  alles  das  zuließ. 

"Die  Amerikaner  wuß- 
ten nicht,  daß  weniger  als 
2 Wochen  vor  Pearl  Har- 
bor  Präsident  Roosevclt 
mit  seinen  Beratern  das 
Problem  erörtert  hatte,  wie 
man  Japan  in  die  Lage 
manövrieren  könne,  den 
ersten  Schuß  abzufeuern. 
Auch  wußten  sic  nicht, 
daß  Roosevelt  zu  Chur- 
chill geäußert  hatte,  die 
Amerikaner  würden  auch 
dann  Krieg  gegen  Japan 
führen,  wenn  sie  nicht  an- 
gegriffen  würden. 

Was  Deutschland  an- 
belangt, so  hatten  sie  keine  Ahnung,  daß  der  Präsident  auf 
der  Antiantik  -Konferenz  im  August  Weisungen  an  amerika- 
nische Schiffe  erlassen  hatte,  Zwischenfälle  auf  dem  Atlantik 
hervorzurufen,  die  einen  Krieg  rechtfertigen  würden,  und  daß 
Roosevelt  - wie  es  die  britischen  Kabinettspapiere  nun- 
mehr dokumentiert  haben  - -entschlossen* gewesen  ist.  Krieg 
gegen  Deutschland  zu  fuhren. " 121811 

Diese  sich  als  'Vorkämpfer  für  Demokratie  und  Hu- 
manität" ausgebenden  Kriegswilligen  haben  die  Öffent- 
lichkeit mit  dieser  Charta  vollends  belogen! 

Allein  ihre  Beurteilungsmaßstäbe  und  die  damit  ver- 
bundenen imperialen  Ziele  der  USA  und  Großbritanni- 
ens seien  von  allen  Vereinten  Nationen"  als  "die  allein 
selig  machenden"  zu  respektieren,  weil  angeblich  nur 
sie  den  Grundsätzen  von  Demokratie,  Humanität,  Zivi- 
lisation, Freiheit  und  Fortschritt,  Gerechtigkeit,  Tole- 
ranz und  Friedensliebe  entsprächen. 

Man  muß  schon  sehr  unbedarft  sein,  um  nicht  den 
krassen  Widerspruch  zwischen  seinen  Schlagworten  und 
der  Wirklichkeit  seines  Handelns  zu  erkennen. 

Zusammenfassend  bleibt  festzustellcn: 

US-Präsident  Roosevelt  hat  mit  engsten  Mitarbei- 
tern seines  Kabinetts  in  den  Krisenjahren  1939  - 1911 
keinerlei  Friedensinitiativen  ergriffen!  Statt  dessen 
hat  er  zur  Preisgabe  jeglicher  Befriedung  gedrängt, 
Friedensinitiativen  Deutschlands,  Italien  und  Japans 
vereitelt,  Rüstungsgüter  an  ihre  Gegner  geliefert,  im 
Fall  China  sogar  getarnt  Soldaten,  Militärstützpunkte 
für  die  USA  weltweit  ausgebaut  oder  sich  angeeignet, 
neutrale  Länder  wie  Island  und  Grönland  besetzt, 

22)  Albert  Wedemeyer.  “Der  verwaltete  Krieg".  Gütersloh  I960.  S. 

27  ff.  - Vgl  auch  Heinrich  Härtle,  "Amerikas  Krieg  gegen 

Deutschland".  Göttingen  1968,  S.  292. 

23)  Die  folgenden  Ereignisse  bis  zum  7.  Dezember  1941  sind  in  //TNr. 

58  S.  26  ff  nachzulesen. 
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jegliche  Mittel  der  Wirtschaftsblockade  noch  in  Frie- 
denszeiten zur  Kriegsvorbereitung  angewendet,  Groß- 
britannien Begleitschutz  und  Ortungshilfe  gewährt, 
- alles  im  Sinne  der  Kriegsprovokation  und  Kompro- 
mißlosigkeit.  Erst  im  Januar  1943  nannte  man  das 


Forderung  auf  "bedingungslose  Kapitulation"! 

Spätestens  nach  Beginn  des  Rußlandfeldzuges  im 
Juni  1941  ist  die  "New  World  Order  Poliey”  ("Politik  der 
neuen  Weltordnung")  der  USA,  die  gemeinsam  mit  der 
UdSSR  und  Großbritannien  auf  Weltherrschaft  ausge- 
richtet war,  unmißverständlich  sichtbar  geworden.23' 


"Die  deutsche  Industrie  in  der  wehrlosen 
Weimarer  Republik  war  schuld" 


Offensichtlich  unter  dem  Bildungseinfluß"  von  Theo- 
dore Nathan  Kaufman  und  Louis  Nizer  und  ihrer  Glau- 
bensbrüder, die  die  Ursachen  des  Zweiten  Weltkrieges 
schon  auf  "mittelalterliches  Erbschuldverhalten  der 
Deutschen  zurückführten",  gab  US-Generalstaatsan- 
walt  Francis  Biddle  im  Spätsommer  1944  vor  einem 
Senatskomitee  als  Ergebnis  seiner  Weisheit  bekannt: 

"Diese  deutschen  Industrieunternehmen  haben  jene  Ver- 
träge beschlossen,  um  die  wir  uns  kümmern  müssen. 

Die  Zeitspanne  zwischen  den  Kriegen  war  lediglich  ein 


Waffenstillstand,  den  deutsche  Finnen  zur  wirtschaftlichen 
Kriegfühntng  gegen  uns  genutzt  haben.  Das  Verhaltensmu- 
ster, nach  dem  sich  die  Aktivitäten  der  deutschen  Industrie- 
kartelle ausgerichtet  haben,  ist  lange  vor  Hitlers  Machtan- 
tritt entwickelt  worden.  *27,8‘  * 

Phrasen  und  Verleumdungen  ohne  eine  einzige 
konkrete  Tat  der  angeblichen  Täter"!  Doch  dies  ent- 
sprach dem  Bildungsniveau  und  Stil  der  damaligen 
politischen  Eliten  in  Washington  bis  hinauf  zum  Prä- 
sidenten. 


Deutschlands  Verhältnis  zu  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  den  iberoamerikanischen  Staaten  «> 


"Hatte  sich  Roosevelt  im’  Jahre  1940  mit  Rück- 
sicht auf  die  bevorstehende  Präsidentenwahl,  bei  der  er 
(erstmalig  in  der  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika)  bereits  zum  dritten  Male  kandidierte,  in 
seiner  kriegstreiberischen  Politik  gegenüber  den  Ach- 
senmächten noch  gewisse  Schranken  auferlegt  und  sich 
in  seinen  Wahlreden  vom  Oktober  1940  — entgegen  sei- 
nen tatsächlichen  Absichten  - in  feierlicher  Weise  zur 
Friedenspolitik  bekannt,  so  gab  er  nach  seiner  Wieder- 
wahl am  5.  November,  bei  der  27,24  Millionen  Stimmen 
auf  seine  Wahlmänner  (gegen  22,32  Millionen  Stimmen 
für  seinen  Gegenkandidaten  Wendcll  Willkie)  entfie- 
len, auch  den  allerletzten  Rest  seiner  bisher  noch  geüb- 
ten Zurückhaltung  auf. 

Die  Unterstützung,  die  Roosevelt  den  Briten  bereits 
seit  Kriegsbeginn  - vor  allem  durch  die  am  4.  Novem- 
ber 1939  erfolgte  Aufhebung  des  Waffenausfuhrverbo- 
tes und  die  Abtretung  von  50  Zerstörern  am  2.  Septem- 
ber 1940  - hatte  zuteil  werden  lassen,  nahm  im  Jahre 
1941  vollends  Formen  an,  die  sich  mit  der  von  den  Verei- 
nigten Staaten  am  5.  September  1939  proklamierten 
Neutralität  unter  gar  keinen  Umständen  mehr  verein- 
baren ließen. 

Schritt  für  Schritt  führte  der  ganz  unter  jüdischem 
Einfluß  W)  stehende  Präsident,  den  "ich",  so  sagte  der 
F'ührer  am  11.  Dezember  1941  (unten  S.  528),  "genau  so 


24)  Dr.  Hans  Volz  (Bearb.),  "Dokumente  der  deutschen  Politik  - Der 
Kampf  gegen  den  Osten  1941".  Teil  I,  Berlin  1944,  S.  454  -464. 

25)  Vgl.  -Dokumente'  Bd.  8.  S.  431. 

26)  VgL  dazu  die  Ausführungen  des  Reichsleiters  Rotenberg  in  seiner 
Rede  vom  28.  März  1941  (unten  S.  575). 


wie  einst  Woodrow  Wilson  ebenfalls  für  geisteskrank 
halte",  sein  Land  mit  Hilfe  des  Schreckgespenstes  eines 
angeblich  drohenden,  praktisch  aber  völlig  undurch- 
führbaren Angriffs  aus  Europa  oder  Asien  gegen  den 
amerikanischen  Kontinent  immer  näher  an  den  Krieg 
heran. 

Eine  wichtige  Etappe  auf  diesem  verhängnisvollen 
Wege  bildet  das  sogenannte  Englandhilfsgesetz,  das 
Roosevelt  bereits  in  einer  Pressekonferenz  vom  17.  De- 
zember 1940  angekündigt  hatte.  Nachdem  er  dann  - 
sofort  nach  seiner  am  6.  Januar  1941  vollzogenen  Wahl 
(mit  449  gegen  82  für  Willkie  abgegebenen  Wahlmän- 
nerstimmen) - in  seiner  Botschaft  an  den  Kongreß  un- 
ter Hinweis  auf  die  angebliche  Bedrohung  der  Verei- 
nigten Staaten  als  sein  Programm  die  Stärkung  der  na- 
tionalen Verteidigung  (in  Wahrheit  eine  schrankenlose 
Aufrüstung)  und  die  Unterstützung  der  Völker,  die  den 
Krieg  von  der  westlichen  Halbkugel  fernhalten,  bezeich- 
net hatte,  erklärte  er: 

"England  dürfe  nicht  deshalb  kapitulieren,  weil  es  die 
Lieferungen  nicht  mehr  bezahlen  könne;  daher  solle  ihm 
das  benötigte  Material  leihweise  zur  Verfügung  gestellt 
werden" 

Der  schon  vier  Tage  später,  am  10.  Januar  1941,  im 
Kongreß  eingebrachte  Entwurf  des " Act  to  promote  the 
defense  of  the  United  States"  betitelten  Gesetzes  wurde 
nach  wochenlanger  heftiger  Debatte  am  8.  März  vom 
Senat  mit  60  gegen  31  und  am  11.  (mit  den  vom  Senat 


27)  Friedrich  Georg.  "Unternehmen  Patentraub  1945",  Tübingen 
2009. 
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beschlossenen  Änderungen)  vom  Repräsentantenhaus 
mit  317  gegen  31  Stimmen  angenommen  und  noch  am 
gleichen  Tage  von  dem  Staats-  und  den  beiden  Parla- 
mentspräsidenten unterzeichnet.  Bereits  tags  darauf 
forderte  Roosevelt,  der  durch  das  Englandhilfsgesetz 
(Land  and  Lease-Bill)  mit  sehr  weitreichenden  Voll- 
machten ausgestattet  wurde,  für  die  Durchführung  die- 
ses bis  zum  1.  Juli  1943  befristeten  Gesetzes  eine  erste 
Rate  von  7 Milliarden  Dollar,  die  das  Repräsentanten- 
haus am  19.  mit  336  gegen  55  und  der  Senat  am  24.  März 
1941  mit  67  gegen  9 Stimmen  bewilligte  (eine  zweite 
Kreditrate  in  Höhe  von  5,985  Milliarden  Dollar  bewil- 
ligten Repräsentantenhaus  und  Senat  am  8.  bzw.  23. 
Oktober  1941).  Mit  diesem  Englandhilfsgesetz  war  die 
Neutralitätsgesetzgebung  der  USA  (nach  der  Aufhe- 
bung des  Waffenembargos  vom  4.  November  1939)  an 
einer  weiteren  entscheidenden  Stelle  durchlöchert  wor- 
den. 

Indessen  begnügte  sich  Roosevelt  keineswegs  da- 
mit, den  Briten  auf  dem  amerikanischen  Kontinent,  wo 
ihnen  seit  März  1941  auch  — entgegen  den  Bestimmun- 
gen der  Haager  Seekriegsordnung  - Werften  zur  Re- 
paratur ihrer  in  der  "Atlantikschlacht'  in  großer  Zahl 
beschädigten  Kriegs-  und  Handelsschiffe  zur  Verfü- 
gung gestellt  wurden,  Unterstützung  angedeihen  zu  las- 
sen; er  griff  vielmehr,  um  den  Transportweg  für  Liefe- 
rungen aus  dem  England hilfsgesetz  durch  das  Operati- 
onsgebiet nach  Großbritannien  zu  sichern,  auch  --  nach 
voraufgegangener  Besetzung  von  Stützpunkten  auf  der 
zu  Dänemark  gehörigen  Insel  Grönland  (11.  April  1941) 
- mit  der  Landung  nordamerikanischer  Streitkräfte 
auf  der  (seit  10.  Mai  1940  von  britischen  Truppen  be- 
setzten) Insel  Island  (7.  Juli  1941)  weit  über  die  Grenze 
der  "westlichen  Hemisphäre"  hinaus.  Indem  er  gleich- 
zeitig der  USA-Flotte  die  Anweisung  erteilte, 

" alles  Notwendige  zu  tun,  um  die  Sicherheit  des  Ver- 
bindungsweges zwischen  Island  und  USA  zu  garantie- 
ren", 

setzte  er  sich  damit  über  die  deutsche  Erklärung 
vom  25.  März  (Dok.  1)  hinweg,  durch  die  die  Gewässer 
um  Island  in  das  Operationsgebiet  um  England  einbe- 
zogen worden  waren,  und  beschwor  damit  leichtfertig  ~ 
ebenso  wie  durch  die  Freigabe  des  Roten  Meeres  für  die 
nordamerikanische  Handelsschiffahrt  am  11.  April  -- 
die  Gefahr  eines  offenen  Konfliktes  herauf. 

Roosevelt,  welchen  Reichsaußenminister  von  Rib- 
bentrop  in  seinem  großen  weltpolitischen  Lagebericht 
vom  26.  November  1941  (Dok.  72) 

"als  den  letzten  Urheber  und  damit  als  den  Haupt- 
sclmldigen  an  diesem  Kriege " 

bezeichnete,  unterstützte  aber  in  seinem  grenzenlo- 
sen Haß  gegen  die  autoritären  Staaten  Großbritannien 
nicht  nur  in  materieller  Hinsicht  durch  Lieferung  von 
Kriegsmaterial  usw.,  sondern  er  lieh  diesem  Staate  auch 
auf  diplomatisch-politischem  Gebiete  jede  nur  denkba- 
re Hilfe. 

Insbesondere  war  der  amerikanische  Präsident  be- 


strebt, die  Balkanländer  zum  Kriegseintritt  auf  Eng- 
lands Seite  zu  bewegen.  Diesem  Zwecke  diente  die  Mis- 
sion seines  Sonderbeauftragten,  des  Obersten  William 
Donovan,  eines  "vollständig  minderwertigen  Subjektes" 
(Hitler  am  11.  Dezember  1941),  der  auf  seiner  dreimo- 
natigen Rundreise  durch  vierzehn  Länder  Europas  und 
des  Vorderen  Orients  am  21722.  Januar  1941  in  Sofia 
sowie  anschließend  in  Belgrad,  Athen  und  (Anfang  Fe- 
bruar) in  Ankara  weilte,  wo  er  mit  den  jeweils  führen- 
den Staatsmännern  Besprechungen  abhielt-'».  Als  dann 
die  jugoslawische  Regierung  Zwetkowitsch  sich  dazu 
anschickte,  dem  Dreimächtepakt,  als  vierter  süd-osteu- 
ropäischer Staat  beizutreten,  versuchte  Roosevelt  am 
14.  Februar,  ihr  ein  Hilfsversprechen  aufzudrängen.29» 

Am  14.  März  1941  erklärte  er.  daß 

"Amerika  jede  Demokratie  und  jede  Nation,  die  ge- 
gen Deutschland  kämpft,  solange  unterstützen  wird,  bis 
der  totale  Sieg  errungen  ist". 

Gleichzeitig  versprach  er  Griechenland,  das  sich  seit 
dem  28.  Oktober  1940  mit  Italien  im  Krieg  befand,  Flug- 
zeuge, Panzer.  Geschütze.  Munition.  Schiffe  usw..  Nach- 
dem sich  die  jugoslawische  Regierung  ohne  Rücksicht 
auf  die  amerikanischen  Beeinflussungsversuche  und 
Interventionen  am  25.  März  1941  in  Wien  dem  Dreier- 
pakt angeschlossen  hatte  (Dok.  52).  wurden  sofort  die 
jugoslawischen  Guthaben  in  den  Vereinigten  Staaten 
gesperrt  - eine  Maßnahme,  die  Roosevelt  jedoch  schon 
zw'ei  Tage  später  wieder  rückgängig  machte,  als  die  von 
ihm  umgehend  anerkannte  achsen-feindliche  Putschre- 
gierung Simowitsch  durch  den  Staatsstreich  vom  27. 
März  die  Macht  in  Belgrad  übernommen  hatte. 

Darüber  hinaus  erneuerte  Roosevelt  am  8.  April  1941, 
zwei  Tage  nach  Beginn  des  Balkanfeldzuges,  sein  --  im 
übrigen  völlig  wertloses  - Hilfsversprechen  und  erkann- 
te (ebenso  wie  in  den  Jahren  1939/40  nach  dem  Zusam- 
menbruch Polens  und  der  Besetzung  Norwegens,  Lu- 
xemburgs, Hollands  und  Belgiens  durch  deutsche  Trup- 
pen die  geflohenen  Regierungen  dieser  Staaten)  auch 
die  jugoslawische  und  die  griechische  Exilregierung  als 
legale  Regierungen  an.  Die  Guthaben  der  mit  Deutsch- 
land befreundeten  bzw.  von  Achsenstreitkräften  besetz- 
ten südosteuropäischen  Staaten  ließ  Roosevelt  in  den 
USA  genau  so  sperren  wie  bereits  im  Sommer  1940  die 
norwegischen,  luxemburgischen,  niederländischen  und 
belgischen  Guthaben. 

Hatte  die  britische  Regierung  am  22.  Juni  1941  die 
Sowjetunion  als  ihren  Bundesgenossen  im  Kampf  ge- 
gen die  Achsenmächte  begrüßt,  so  schlug  sich  auch  Roo- 
sevelt, der  am  24.  Juni  seine  Bereitschaft  verkündete, 
der  UdSSR  jede  nur  mögliche  Hilfe  zu  leisten,  auf  die 
Seite  der  Bolschewisten,  die  daraufhin  am  1.  Juli  an  die 
USA  wegen  Kriegsmateriallieferungen  herantraten.  Am 
30.  Juli  entsandte  Roosevelt.  der  am  10.  Juli  erstmalig 
seit  Kriegsausbruch  mit  dem  sowjetischen  Botschafter 


28)  Vgl.  -Dokumente  ...’  S.  43.  390  und  401. 

29)  Vgl.  dazu  dort  auch  S.  44. 
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Auf  der  Konferenz,  von  Teheran  (27.11.  - 2.12.1943)  empfahl  Stalin  die  Erschie- 
ßung von  50.000  deutschen  Offizieren.  F.D.  Roosevelt  schlug  49.500  vor,  - ah  "Kom- 
promiß", um  Winston  Churchills  Unmut  zu  dämpfen.  Einig  waren  sich  "die  Drei 
Großen"  auch  bei  der  Auslieferung  ganz  Osteuropas  an  den  Bolschewismus,  Vertrei- 
bung der  ostdeutschen  Bevölkerung  aus  ihrer  Heimat  und  Zerstückelung  Deutsch- 
lands. 


in  Washington  Constantin  Umans- 
ky  (am  6.  November  1941  wurde  er 
durch  den  Juden  Maxim  Lit- 
winow-Finkelstein  ersetzt)  eine 
Unterredung  hatte,  seinen  Beauf- 
tragten für  die  Englandhilfe  Harry 
Hopkins  von  London  nach  Moskau, 
um  Stalin  ein  amerikanisches  Un- 
terstützungsangebot zu  machen.  In 
diesem  Zusammenhang  spielte  eine 
besondere  Rolle  die  auf  Rooscvelts 
und  Churchills  Vorschlag  abgehal- 
tene Moskauer  Konferenz  vom  29. 

September  bis  1.  Oktober  1941  auf 
der  amerikanische  und  britische 
Vertreter  mit  den  Bolschewisten 
über  die  Regelung  der  Hilfeleistung 
an  die  Sowjetunion  verhandelten. 

Aus  diesem  Anlaß  richtete  Roose- 
velt an  seinen  H lieben  Freund  Sta- 
lin" eine  persönliche  Botschaft,  in 
der  er  u.  a.  erklärte: 

"Ich  kann  nicht  sagen,  wie  tief  wir  alle  beeindruckt 
sind  von  den  Leistungen  der  tapferen  sowjetischen  Ar- 
meen. Wir  werden  geeignete  Wege  finden,  das  Material 
und  die  Ausrüstung  zu  beschaffen,  die  erforderlich  sind, 
um  Hitler  an  allen  Fronten  zu  bekämpfen,  einschließlich 
der  Sowjetfront  Ich  möchte  die  Gelegenheit  wahmeh- 
men,  um  mein  großes  Vertrauen  darüber  zum  Ausdruck 
zu  bringen,  daß  Ihre  Armeen  zum  Schluß  über  Hitler 
siegen  werden,  und  versichere  Sie  der  größten  Entschlos- 
senheit, den  erforderlichen  materiellen  Beistand  zu  lei- 
sten." 

Ein  weiteres  (am  4.  November  1941  beantwortetes) 
Schreiben  über  die  Beschleunigung  der  Kriegslieferun- 
gen an  die  UdSSR  richtete  Roosevelt  am  30.  Oktober  an 
Stalin:  hierin  teilte  er  auch  die  Gewährung  einer  ameri- 
kanischen zinsfreien  Anleihe  in  Höhe  von  einer  Milliar- 
de Dollar  an  die  Sowjetunion  mit. 

Ein  letztes  Hemmnis  für  eine  umfassende  Hilfelei- 
stung an  Großbritannien  waren  die  noch  in  der  nord- 
amerikanischen Neutralitätsgesetzgebung  enthaltenen 
Verbote  für  Schiffe  der  USA,  Häfen  Kriegführender 
anzulaufen  und  vom  Präsidenten  festgesetzte  Kampf- 
zonen zu  befahren  sowie  bewaffnet  zu  sein.  Das  Verbot 
des  Befahrens  der  Kriegszonen  wurde  zunächst  dadurch 
umgangen,  daß  Roosevelt  Kampfzonen  wie  etwa  das 
Gebiet  westlich  Islands  oder  das  Rote  Meer  für  die 
amerikanische  Schiffahrt  ohne  Rücksicht  auf  die  darauf 
entstehenden  Gefahren  freigab  und  daß  es  laut  Bekannt- 
machung des  Statedepartement  vom  16.  September 
künftighin  den  amerikanischen  Schiffen  erlaubt  wurde, 
Kriegsmaterial  und  Passagiere  nach  den  britischen  Ko- 
lonien, Protektoraten  und  Mandaten  zu  befördern. 

Die  völlige  Aufhebung  der  beiden  Verbote  - und 
damit  die  fast  restlose  Beseitigung  der  nord amerikani- 


schen Neutralitätsgesetzgebung,  von  der  lediglich  das 
Verbot  für  USA-Bürger,  auf  Schiffen  Kriegführender 
zu  reisen,  bestehen  blieb,  — beschloß  dann  auf  Roose- 
velts  Vorschlag  am  8.  November  1941  mit  50  gegen  37 
Stimmen  bei  8 Enthaltungen  der  Senat  und  am  14.  mit 
knapper  Mehrheit  (212  gegen  194  Stimmen)  auch  das 
von  der  Regierung  unter  Druck  gesetzte  Repräsentan- 
tenhaus, das  am  17.  Oktober  (mit  259  gegen  138  Stim- 
men) zunächst  nur  in  die  von  Roosevelt  am  9.  Oktober 
aufgestellte  Forderung  eingewilligt  hatte,  das  Neutra- 
litätsgesetz dahin  abzuändern,  daß  eine  Bewaffnung  von 
Handelsschiffen  unter  USA-Flagge  erlaubt  sein  solle. 

Während  alle  diese  Aktionen,  die  der  Unterstützung 
der  britischen  und  sowjetischen  Kriegführung  dienten, 
dadurch  mittelbar  auch  gegen  das  Deutsch  Reich  ge- 
richtet waren,  wandte  sich  Roosevelt  und  seine  Regie- 
rung in  dem  offensichtlichen  Bestreben,  die  Lage  wei- 
terhin zu  verschärfen  und  einen  Konflikt  mit  den  Ach- 
senmächten herbeizuführen,  ebenso  wie  schon  im  Vor- 
jahre,30’ auch  1941  in  verschiedenen  provokatorischen 
Aktionen,  die  teilweise  sogar " völkerrechtswidrigen,  ag- 
gressiven Charakter ■”  trugen  (Racder  am  6.  Mai  1941 
[unten  S.  465])  und  vom  Führer**’  in  seiner  Reichstags- 
rede vom  11.  Dezember  (unten  S.  526  f.)  im  einzelnen 
aufgeführt  wurden,  unmittelbar  gegen  Deutschland  und 
dessen  Bundesgenossen  Italien.  So  wurden  am  30.  März 
1941  unter  dem  nichtigen  Vorwand  einer " reinen  Vertei- 
digungsmaß nähme"  in  USA-Häfen  außer  28  italieni- 
schen und  36  dänischen  auch  2 deutsche  Schiffe, " Amu - 
ca"  und  "Pauline  Friedrich ",  beschlagnahmt  und  von 
der  Küstenwache  besetzt,  während  die  Schiffsbesatzun- 
gen ohne  jeden  Grund  "in  der  entwürdigendsten  Weise 

30)  Vgl.  dazu  "Dokumente  ...“  Bd.  8.  S.  428  f.  sowie  unten  S.  525  f. 
30a)  Vgl.  auch  dort  nachfolgende  S.  498. 
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behandelt " und  wie  Verbrecher  in  Gefängnisse  eingelie- 
fert wurden,  wo  man  sie  mit  Negern  und  Schwerverbre- 
chern zusammensperrte.  Die  vom  deutschen  Geschäfts- 
träger, Gesandten  Dr.  Hans  Thomsen,  am  31.  März  und 
1.  April  1941  überreichten  Protestnoten  wurden  am  3. 
abschlägig  beantwortet.  Eine  Woche  später  ersuchte 
Roosevelt  den  Kongreß  um  eine  Vollmacht  zur  Beschlag- 
nahme der  in  nordamerikanischen  Häfen  festliegenden 
ausländischen  Schiffe.  Das  entsprechende  Ermächti- 
gungsgesetz, laut  dessen  der  Präsident  fremde  Schiffe 
beschlagnahmen  und  sie  für  die  Aufrüstung  seines  Lan- 
des oder  für  Zwecke  des  Englandhilfsgesetzes  verwen- 
den konnte,  wurde  am  7.  Mai  1941  vom  Repräsentanten- 
haus und  am  29.  vom  Senat  verabschiedet.  Von  diesem 
Gesetz,  das  Roosevelt  am  6.  Juni  mit  der  Unterzeich- 
nung in  Kraft  setzte,  wurden  etwa  80  Schiffe,  darunter 
26  italienische  und  2 deutsche,  betroffen. 

Eine  weitere  Verschärfung  der  Beziehungen  der  USA 
zu  den  Achsenmächten  trat  ein,  als  Roosevelt  am  14. 
Juni  1941  die  Einfrierung  der  deutschen  (wie  auch  der 
italienischen  und  sonstigen  europäischen)  Guthaben  in 
den  Vereinigten  Staaten  verfügte  - eine  Maßnahme, 
die  die  italienische  Regierung  am  17.  Juni  mit  der  Blok- 
kierung  der  amerikanischen  Guthaben  in  Italien  und 
die  deutsche  Regierung  am  24.  Juni  mit  der  Sperrung 
der  Vermögenswerte  amerikanischer  Staatsangehöri- 
ger in  Deutschland  beantwortete. 

Ferner  wurde  die  Reichsregierung  in  einer  amerika- 
nischen Note  vom  15.  Juni  1941  unter  ganz  haltlosen 
Verdächtigungen  aufgefordert,  die  Konsularbeamten 
und  -angestellten  deutscher  Staatsangehörigkeit  sowie 
die  Angehörigen  der  Deutschen  Informationsbibliothek, 
der  Deutschen  Reichsbahnzentrale  für  den  Reisever- 
kehr und  der  Transozean- Agentur  bis  zum  10.  Juli  aus 
den  Vereinigten  Staaten  zurückzuziehen  und  die  er- 
wähnten Einrichtungen  bis  zum  gleichen  Termin  zu 
schließen. 

Daraufhin  verlangte  am  19.  Juli  sowohl  die  deutsche 
Reichsregierung,  die  tags  zuvor  in  einer  Note  gegen  die 
Schließung  der  deutschen  Konsulate  in  den  USA  schärf- 
stens  protestiert  und  die  von  der  amerikanischen  Re- 
gierung erhobenen  Vorwürfe  als  unbegründet  und  will- 
kürlich zurückgewesen  hatte,  wie  auch  die  italienische 
Regierung  die  Rückziehung  aller  Konsularbeamten  und 
-angestellten  der  USA  aus  Deutschland,  Norwegen, 
Holland,  Belgien,  Luxemburg,  den  besetzten  Teilen 
Frankreichs,  Serbien  und  den  von  deutschen  Truppen 
besetzten  Teilen  Griechenlands  sowie  aus  Italien  und 
den  Italien  unterstellten  bzw.  von  ihm  besetzten  Gebie- 
ten, ferner  der  Angestellten  der  "American  Expreß  Com- 
pany” bis  spätestens  zum  15.  Juli  und  endlich  die  Schlie- 
ßung der  amerikanischen  Konsulate  und  sonstigen  Ein- 
richtungen bis  zum  gleichen  Zeitpunkt.  Daraufhin  for- 
derte die  USA- Regierung  am  21.  Juni  auch  von  Italien 
die  Schließung  aller  seiner  Konsulate  usw.  bis  zum  15. 
Juli. 

Die  deutsche  Maßnahme  wairde  mit  den  "staatsab- 


träglichen Machenschaften " und  dem " unerlaubten  Nach- 
richtendienst" der  genannten  amerikanischen  Stellen 
begründet.  Zum  Beweis  dafür  wurde  am  19.  Juni  “aus 
der  Fidle  des  dem  Ausivärtigen  Amt  vorliegenden  um- 
fangreichen Materials " einige  charakteristische  Fälle 
der  Öffentlichkeit  bekanntgegeben.  Ebenso  verlangte 
auch  Kroatien  (in  einer  Note  vom  22.  Juni)  sowie  Rumä- 
nien und  Dänemark  (Anfang  Juli)  die  Schließung  der 
USA-Konsulate  und  die  Zurückziehung  der  amerikani- 
schen Konsulatsbeamten. 

Während  Roosevelt  bemüht  war,  mit  Hilfe  des  Eng- 
landhilfsgesetzes Großbritannien  vor  der  durch  die  deut- 
sche Gegenblockade  drohenden  Katastrophe  zu  bewah- 
ren, umriß  der  Führer  in  seiner  Rede  vom  30.  Januar 
(1941)  - unter  gleichzeitiger  Betonung  der  Tatsache, 
"daß  das  deutsche  Volk  gegen  das  amerikanische  Volk 
nichts  hat" 
und  daß 

" Deutschland  noch  niemals  auf  dem  amerikanischen 
Kontinent  Interessen  vertreten  hat,  es  sei  denn,  daß  es 
mitgekämpft  hat  für  die  Freiheit  dieses  Kontinents " 

- den  deutschen  Standpunkt  in  dieser  Frage  mit  den 
Worten: 

" Man  soll  sich  übereines  keiner  Täuschung  hingeben: 
Wer  glaubt,  England  helfen  zu  können,  muß  eines  auf  alle 
Fälle  wissen:  Jedes  Schiff,  ob  m it  oder  ohne  Begleitung , 
das  vor  unsere  Torpedorohre  kommt,  wird  torpediertr 
Dementsprechend  brachte  der  verschärfte  U-Boot- 
Krieg,  dessen  Beginn  der  Führer  gleichzeitig  für  das 
Frühjahr  ankündigte,  in  den  Monaten  März  bis  Juni 
sehr  hohe  Erfolgsziffern.31  ’ Da  die  deutschen  Untersee- 
boote, die  gegenüber  dem  Vorjahre  nunmehr  in  we- 
sentlich größerer  Zahl  zum  Einsatz  kamen,  durch  ihre 
Versenkungserfolge  den  Transport  von  Lieferungen  aus 
dem  Englandhilfsgesetz  in  starkem  Maße  gefährdeten, 
wurde,  wie  man  am  24.  April  1941  in  Washington  amtlich 
bekanntgab,  die  sogenannte  Neutralitätspatrouille 
nordamerikanischer  Kriegsschiffe  über  die  300-Meilen- 
Grenze  der  (am  3.  Oktober  1939  auf  der  Havanna-Kon- 
ferenz beschlossenen)  panamerikanischen  Sicherheits- 
zone hinaus  bis  auf  mindestens  1.000  Meilen  ausgedehnt. 
Wie  der  Chef  der  USA-Marine  Admiral  Stark  am  30. 
April  ergänzend  mitteilte,  erstreckte  sich  diese  Pa- 
trouillentätigkeit an  einigen  Punkten  sogar  bis  auf  3.000 
Kilometer  Entfernung  von  der  amerikanischen  Küste. 
Die  Wachschiffe  (deren  Aufgabe  es  u.  a.  war,  englische 
Seestreitkräfte  über  den  Standort  gesichteter  deutscher 
Kriegsschiffe  zu  unterrichten)  führen,  so  sagte  Stark, 
im  allgemeinen  in  der  Mitte  beider  Ozeane  " von  den 
höchsten  Breiten  bis  zur  Antarktis doch  seien  die 
Schiffsbewegungen  im  Atlantischen  Ozean  gegenüber 
denen  vor  einigen  Wochen  bedeutend  nach  Osten  vor- 
geschoben worden. 

Da  sich  einerseits  die  deutsche  Reichsregierung  im 
Hinblick  auf  die  Tatsache,  daß 

“infolge  der  (am  10.  Mai  19i0  durchgeführten)  wider- 

31)  Vgl.  -Dokumente  ...’  S.  21  ff.  Anm.  2. 
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rechtlichen  Besetzung  der  dänischen  Insel  Island  durch 
englische  Truppen  neuerdings  von  nach  England  fah- 
renden Blockadebrechem  versucht  wurde,  Island  als 
Stützpunkt  zu  benutzen ", 

am  25.  März  1941  gezwungen  sah,  Island  in  das  künf- 
tig bis  zur  Dreimeilenzone  Grönlands  reichende  Opera- 
tionsgebiet um  England  einzubeziehen  (Dok.  1),  da  an- 
dererseits aber  die  USA-Regierung  am  9.  April  dem 
dänischen  Gesandten  in  Washington  Henrik  von  Kauff- 
mann  ein  (von  der  dänischen  Regierung  dann  nicht  an- 
erkantes)  Übereinkommen  betreffend  die  Verteidigung 
Grönlands  abschloß  und  daraufhin  Mitte  April  verschie- 
dene Stützpunkte  dieser  Insel  von  nordamerikanischen 
Streitkräften  besetzen  ließ,  rückte  die  Gefahr  eines  be- 
waffneten deutsch-amerikanischen  Zusammenstoßes 
immer  näher. 

Mit  der  Besetzung  Islands  durch  USA-Truppen  am 
7.  Juli  1941  dehnte  Roosevelt,  "von  seinen  jüdischen 
Auftraggebern  getrieben " (Hitler  am  26.  April  1942)  die 
Nordatlantikpatrouille,  die 

"schon  bisher  nicht  defensiven  Sicherheitszwecken 
Amerikas,  sondern  dem  Nachrichtendienst  zugunsten 
der  Engländer  gedient ' 

hatte,  trotz  der  von  Großadmiral  Raeder  am  26.  Mai 
ausgesprochenen " dringenden  Warnung"  (unten  S.  466) 
ebenfalls  bis  in  jenes  Gebiet  aus,  in  dem  Bestreben 

"durch  immer  neue  Deklarationen  amerikanischer 
Hoheitsgebiete  die  deutsche  U -Boot-Waffe  allmählich 
aus  dem  Ozean  durch  einfache  Akte  zu  verdrängen  und 
auf  einen  ganz  kleinen  Raum  zu  führen,  der  dann  von. 
den  britischen  Seestreitkräften  hätte  geschützt  werden 
können " (Hitler  am  30.  Januar  1942). 

Nachdem  die  neben  Roosevelt  hauptsächlichsten 
Kriegstreiber  innerhalb  der  USA-Regierung  wie 
Kriegsminister  Henry  Lewis  Stimson,  Marineminister 
Frank  Knox  und  Außenminister  Cordell  Hüll  in  zahl- 
reichen Reden  den  Einsatz  der  USA-Flotte  zur  Siche- 
rung des  Transportes  der  Kriegsmateriallieferungen 
nach  Großbritannien  gefordert  hatten,  gab  zunächst 
Knox  am  12.  Juli  1941  Pressevertretern  Kenntnis  von 
Roosevelts  " Schießbefehl",  dessen  Erteilung  der  Präsi- 
dent selbst  am  18.  Juli  1941)  in  einer  Pressekonferenz 
bestätigte. 

Er  habe,  so  erklärte  er  bei  dieser  Gelegenheit,  der 
USA-Marine  den  Befehl  gegeben,  auf  dem  Seeweg  zwi- 
schen den  Vereinigten  Staaten  und  Island,  wenn  nötig, 
gegen  andere  Seestreitkräfte  das  Feuer  zu  eröffnen, 
um  jeden  Angriff  oder  jeden  drohenden  Angriff 
zurückzuschlagen.  So  hatte,  wie  Knox  am  10.  Juli  dem 
Marineausschuß  des  Repräsentantenhauses  mitteilte, 
schon  vor  einiger  Zeit  ein  amerikanisches  Patrouillen- 
schiff Wasserbomben  gegen  ein  mit  Hilfe  von  Horchap- 
paraten festgestelltes  deutsches  Unterseeboot  gewor- 
fen. 

Wenn  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1941  die  Ver- 
senkungsziffern der  deutschen  Unterseeboote  gegen- 
über den  Vormonaten  zum  Teil  beträchtlich  zurückgin- 


gen32>, so  war,  wie  der  Führer  in  seiner  Reichstagsrede 
vom  26.  April  1942  ausdrücklich  hervorhob,  diese 

“Lähmung  des  deutschen  U-Boot-Einsatzes  aus- 
schließlich den  Bestrebungen  zuzuschreiben,  jeden  denk- 
baren Anlaß  zu  einem  Konflikt  mit  Amerika  zu  vermei- 
den“. 

Als  ein  deutsches  Unterseeboot  im  deutschen  Blok- 
kadegebiet  gegen  den  USA-Zerstörer  "Greer",  der 

"in  enger  militärischer  Zusammenarbeit  mit  engli- 
schen Seestreitkräften " 

das  deutsche  U-Boot  stundenlang  (12.30  bis  23.30 
Uhr)  verfolgte  und  es  über  2 Stunden  mit  Wasserbom- 
ben angriff,  am  4.  September  in  berechtigter  Notwehr 
einen  (fehlgegangenen)  Torpedo-Zweierfächer  abge- 
schossen hatte,  benutzte  Roosevelt  diesen  ihm  hoch- 
willkommenen Zwischenfall,  um  am  11.  seinen  "Schieß- 
befehl" zu  erneuern.  In  seiner  Rundfunkansprache  von 
diesem  Tage  erklärte  er: 

"In  Gewässern,  die  ivir  für  unsere  Verteidigung  für 
wichtig  halten,  werden  amerikanische  Kriegsschiffe  und 
amerikanische  Flugzeuge  nicht  länger  warten,  bis  die 
U-Boote  der  Achse  unter  Wasser  lauem  oder  die  Han- 
delsstörer der  Achse  an  der  Oberfläche  zuerst  den  tödli- 
chen Streich  liefern.  Unseren  Marine- und  Luftpatrouil- 
len — die  jetzt  in  großer  Anzahl  auf  der  Weite  des  Atlan- 
tischen Ozeans  operieren  -fallt  die  Pflicht  zu,  die  ame- 
rikanische Politik  der  Freiheit  der  Meere  aufrechtzu- 
erhalten, und  dies  bedeutet  kurz  und  bündig,  daß  unsere 
Patrouillenschiffe  und  -flugzeuge  alle  Handelsschiffe 
schützen  werden  - nicht  nur  amerikanische  Schiffe,  son- 
dern Schiffe  unter  irgendeiner  Flagge,  die  in  den  unserer 
Verteidigung  dienenden  Gewässern  dem  Handel  nach- 
gehen. Sie  werden  diese  vor  U-Booten  und  vor  Uberwas- 
serstreitkräften schützen.  Sobald  deutsche  oder  italieni- 
sche Kriegsschiffe  Gewässer  befahren,  deren  Schutz  für 
die  amerikanische  Verteidigung  notwendig  ist,  tun  sie 
dies  von  nun  an  auf  eigene  Gefahr.  Die  Befehle,  die  ich 
als  Oberkommandierenderder  USA- Armee  und  Marine 
gegeben  habe,  sollen  diese  Politik  in  die  Tat  Umsetzen, 
und  zwar  sofort " 

Bezeichnend  für  Roosevelts  Bestreben,  unter  heuch- 
lerischen Phrasen  wie  Verteidigung  der  westlichen  He- 
misphäre" oder  "der  Freiheit  der  Meere"  mit  allen  Mit- 
teln einen  Konflikt  herbeizufiihren,  ist  die  Tatsache, 
daß  die  Gewässer,  die  Amerika  "als  lebenswichtig  für 
seine  Verteidigung  ansieht",  keineswegs  genau  definiert 
wurden,  sondern  ihre  Ausdehnung  absichtlich  unbe- 
stimmt blieb.  So  erklärte  Außenminister  Hüll  am  12. 
September  1941: 

"Deutschlands  Verhalten  werde  die  Gebiete  bestim- 
men, die  von  den  USA  als  Defensivgewässer  angesehen 
werden  und  in  denen  der  Schießbefehl  Anwendung  fin- 
det." 

Einen  Monat  später  ereignete  sich  ein  weiterer  schwe- 
rer Zwischenfall  (dem  noch  mehrere  andere  folgten). 


32)  Vgl.  “Dokumente  ..."  S.  22  ff.  Anm. 
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Am  18.  Oktober  1941  griff,  wie  die  amerikanischen  Ma- 
rinebehörden später  entgegen  der  von  Roosevelt  gege- 
benen Darstellung  selbst  eingestehen  mußten,  der  USA- 
Zerstörer  "Kearney"  ein  deutsches  Unterseeboot  mit 
Wasserbomben  an  und  wurde  daraufhin  von  diesem  350 
Meilen  südwestlich  von  Island  durch  Torpedotreffer 
schwer  beschädigt.  Wenn  Roosevelt  in  seiner  Rund- 
funkrede vom  28.  Oktober,  in  der  er  zur  Bekämpfung 
des  Nationalsozialismus  in  Ermangelung  echten  Mate- 
rials zu  gefälschten  Dokumenten  einer  Landkarte  über 
die  angeblich  von  Deutschland  geplante  Neuaufteilung 
Süd-  und  Mittelamerikas  und  einem  angeblichen  deut- 
schen Plan  über  die  Abschaffung  aller  Religionen  ~ 
seine  Zuflucht  nahm  (Dok.  71),  wahrheitswidrig  behaup- 
tete, in  beiden  Fällen  sei  deutscherseits  zuerst  geschos- 
sen und  Amerika  also  angegriffen  worden,  so  stellte 
demgegenüber  die  deutsche  Reichsregierung  in  einer 
amtlichen  Verlautbarung  vom  1.  November  1941  (Dok. 
71)  fest,  daß 

"/.  die  vom  Präsidenten  Roosevelt  in  seiner  Rede 
gegebene  Darstellung,  daß  amerikanische  Zerstörer  von 
deutschen  Seestreitkräften  angegriffen  worden  seien  und 
daß  somit  Deutschland  Amerika  angegriffen  habe,  nicht 
den  Tatsachen  entspricht  und  durch,  die  amtlichen  Er- 
klärungen der  amerikanischen  Marinebehörden  selbst 
widerlegt  wird  und 

2.  daß  im  Gegenteil  die  beiden  amerikanischen  Zer- 
störer deutsche  U-Boote  angegriffen  haben  und  daß  so- 
mit die  Vereinigten  Staaten  Deutschland  angegriffen 
haben,  was  in  gleicher  Weise  du  rch  die  amerikanischen 
Marinebehörden  bestätigt  wird '. 

Damit  war,  wie  die  deutsche  Note  vom  11.  Dezember 
(Dok.  74)  feststellte, 

" die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
von  anfänglichen  Neutralitätsbrüchen  endlich  zu  offe- 
nen Kriegshandlungen  gegen  Deutschland  übergegan- 
gen". 

Zu  der  Frage  des  Rooseveltschen  Schießbefehls  er- 
klärte der  Führer  in  seiner  Münchener  Rede  vom  8. 
November  1941: 

"Wenn  nun  der  amerikanische  Präsident  Roosevelt 
glaubt,  durch  einen  Schießbefehl  uns  vielleicht  mürbe 
macheyi  zu  können,  dann  IcaJin  ich  diesem  Herrn  nur 
eines  zur  Antwort  geben:  Herr  Präsident  Roosevelt  hat 
seinen  Schiffen  befohlen,  sowie  sie  Deutsche  sehen,  auf 
sie  zu  schießen.  Ich  habe  den  deutschen  Sch  iffen  befohlen, 
soioie  sie  amerikanische  sehen  , nicht  darauf  zu  schie- 
ßen, sowie  aber  ein  deutsches  Schiff  angegriffen  wird, 
sich  zu  wehren.  Sonst  stelle  ich  einen  Offizier,  der  sich 
nicht  weh  rt,  vor  ein  Kriegsgericht  Wenn  also  ein  ameri- 
kanisches Schiff  auf  Grund  des  Befehls  seines  Präsiden- 
ten schießt,  dann  wird  es  das  auf  eigene  Gefahr  hin  tun. 
Das  deutsche  Schiff  wird  sich  wehren,  und  unsere  Tor/je- 
dos  treffen" 

Da  durch  Roosevelts  provozierende  Politik  sowohl 
den  Achsenmächten  wie  auch  Japan  gegenüber  sich  die 
Spannung  immer  mehr  verschärfte  und  die  Möglichkeit 


eines  Krieges  damit  in  greifbare  Nähe  rückte,  nahm 
Reichsaußenminister  von  Ribbentrop  in  seinem  welt- 
politischen Lagebericht  vom  26.  November  1941  (Dok. 
7)  unter  Aufgabe  der  bisher  deutscherseits  geübten  Zu- 
rückhaltung ganz  offen  zu  diesem  Thema  Stellung.  An 
die  Spitze  seiner  Ausführungen  setzte  er  die  von  ihm 
wie  auch  vom  Führer  schon  mehrfach  gemachte  Fest- 
stellung: 

"Das  deutsche  Volk  hat  in  seiner  ganzen  Geschichte 
nie  Groll  oder  gar  Haß  gegen  das  amerikanische  Volk 
empfunden" 

Nachdem  er  sodann  die  verhängnisvolle  Rolle  ge- 
brandmarkt hatte,  die  das  "in  den  Vereinigten  Staaten 
zusammengeströmte , gesamte  internationale  Weltju- 
dentum'' samt  "seinem  Exponenten  Roosevelt  in  der 
USA-Politik  spielte,  erklärte  er: 

"Wenn  ...cs  zu  einem  Krieg  zwischen  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  einerseits  und  Europa  und  Ost- 
asien andererseits  käme,  so  steht  heute  schon  vor  der 
Geschichte  fest,  daß  die  Verantwortung  für  diesen  Krieg 
und  alle  seine  Folgen  ausschließlich  auf  den  Präsiden- 
ten Roosevelt  fällt." 

In  ein  neues  Stadium  trat  die  Frage  der  deutsch- 
amerikanischen Beziehungen  in  dem  Augenblick,  als 
sich  das  mit  den  Achsenmächten  durch  den  Dreierpakt 
vom  27.  September  1940  verbündete  Japan  am  8.  De- 
zember 1941  dazu  entschloß, 

"im  Interesse  seiner  Existenz  und  Selbstverteidigung" 
gegen  die  USA  zu  den  Waffen  zu  greifen.  "Es  war" 
nach  des  Führers  Worten  (26.  April  1942) 

"für  uns  eine  Erlösung,  als  sich  das  tapfere  japani- 
sche Volk  entschlossen  hat,  den  unverschämten  Provo- 
kationen dieses  Geisteskranken  (Roosevelt)  so  zu  ant- 
worten, wie  man  es  allein  vor  dem  eigenen  Volke  und  der 
Weltgeschichte  verantworten  kann. " 

Unter  diesen  Umständen  gab  der  Führer  in  seiner 
Reichstagsrede  vom  1 1.  Dezember  1941  (Dok.  75),  in  der 
er  den  japanischen  Schritt  freudig  begrüßte,  bekannt, 
daß  Deutschland  und  Italien  nach  dem  endgültigen 
Scheitern  ihrer  Bestrebungen 

"trotz  der  seit  Jahren  erfolgten  unerträgl  ichen  Provo- 
kationen durch  den  Präsidenten  Roosevelt  eine  Envei- 
terung  des  Krieges  zu  verhüten  und  die  Beziehungen  zu 
den  Vereinigten  Staaten  aufrechtzuerhalten,  ...  getreu 
den  Bestimmungen  des  Dreimächtepaktes  vom  27.  Sep- 
tember lHO  Seite  an  Seite  mit  Japan  den  Kampf  zur 
Verteidigung  und  damit  zur  Erhaltung  der  Freiheit  und. 
Unabhängigkeit  ihrer  Völker  und  Reiche  gegen  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  England  gcjncinsam 
führen" 

Unmittelbar  vor  der  kurz  nach  15  Uhr  eröffneten 
Reichstagssitzung  hatte  - zum  gleichen  Zeitpunkt  wie 
der  deutsche  Geschäftsträger  Gesandter  Dr.  Hans 
Thomsen  in  Washington  dem  Außenminister  Cordeil 
Hüll  - Reichsaußenminister  von  Ribbentrop  dem  ame- 
rikanischen Geschäftsträger  in  Berlin,  Botschaftsrat  Le- 
land  B.  Morris,  eine  deutsche  Note  (Dok.  74)  überge- 
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Präsident  F.D.  Rooscvelt  traf  sich  im  August  1943  in  Quebec/Kanada  mit  Winston 
Churchill,  dem  Mann  aus  London,  der  sich  ihm  schon  1939  als  der  Geeignete  empfoh- 
len hatte,  mit  ihm  gemeinsam  "die  Welt  kontrollieren"  zu  können.33'  — Diesmal  wurde 
die  Invasion  in  Nordfrankreich  und  mit  Einführung  des  Morgenthau-Planes  die  Nach- 
kriegsbehandlung Deutschlands  besprochen. 


ben,  die  mit  der  Feststellung  schloß 

"Obivohl  sich  Deutschland  seinerseits  gegenüber  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  während  des  ganzen 
gegenwärtigen  Krieges  streng  an  die  Regeln  des  Völker- 
rechts gehalten  hat,  ist  die  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  von  anfänglichen  Neutralitäts- 
brüchen endlich  zu  offenen  Kriegshandlungen  gegen 
Deutschland  übergegangen.  Sie  hat  damit  praktisch  den 
Kriegszustand  geschaffen.  Die  Reichsregierung  hebt  des- 
halb die  diplomatischen  Beziehungen  zu  den  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika  auf  und  erklärt,  daß  sich  unter 
diesen  durch  den  Präsidenten  Roosevelt  veranlaßten 
Umstanden  auch  Deutschland  von  heute  ab  als  im 
Kriegszustand  mit  den  Vereinigten  Staaten  von.  Ameri- 
ka befindlich  betrachtet " 

Am  folgenden  Tage,  den  12.  Dezember,  Unterzeich- 
nete Roosevelt  seinerseits  die  vom  Senat  und  Reprä- 
sentantenhaus gebilligte  Kriegserklärung  an  Deutsch- 
land wie  auch  an  Italien. 

Außer  dem  Deutschen  Reich  erklärten  sich  dessen 
Bundesgenossen,  und  zwar  Italien,  ebenfalls,  am  Mittag 
des  11.  Dezember  (unten  S.  499  Anm.  1 und  531  Anm.  2), 
ferner  Bulgarien,  Rumänien,  Ungarn  und  die  Slowakei 
(unten  S.  532  f.  Anm.)  am  12.  sowie  endlich  Kroatien 

33)  Charles  Taosill,  "Die  Hintertür  zum  Kriege".  Düsseldorf  1957,  S. 

630  - 631;  — vgl.  vollständiges  Zitat  in  Historische  Tatsachen  Nr. 

58,  S.  2. 


(unten  S.  533  f.  Anm.)  am.  14.  entspre- 
chend den  Bestimmungen  des  Drei- 
mächtepaktes als  im  Kriegszustand 
mit  den  Vereinigten  Staaten  befind- 
lich. 

Die  deutschen  Beziehungen  zu  den 
mittel-  und  den  südamerikanischen 
Staaten  wurden  weitgehend  durch  das 
politische  und  wirtschaftliche  Abhän- 
gigkeitsverhältnis, in  dem  die  meisten 
von  ihnen  zu  den  Vereinigten  Staaten 
stehen,  beeinflußt.  Nachdem  in  den 
Herbstmonaten  1941  (August/Okto- 
ber) die  konsularischen  Beziehungen 
zwischen  sämtlichen  mittelamcrikani- 
schen  Staaten  und  dem  Deutschen 
Reich  abgebrochen  worden  waren,  er- 
klärten die  gleichen  Mächte  in  den  Ta- 
gen vom  11.  bis  18.  Dezember  an 
Deutschland  (und  auch  an  Italien)  den 
Krieg,  während  Mexiko  am  23.  August 
die  konsularischen  und  am  11.  Dezem- 
ber die  diplomatischen  Beziehungen 
zum  Deutschen  Reiche  und  Italien  ab- 
brach (die  Kriegserklärung  erfolgte 
erst  am  28.  Mai  1942). 

Von  den  südamerikanischen 
Staaten,  unter  denen  lediglich  Argen- 
tinien und  Chile  trotz  des  Druckes  der 
USA-Regierung  ihre  Beziehungen  zu 
den  Dreierpaktmächten  aufrechterhielten,  brachen  Ko- 
lumbien und  Venezuela  am  20.  bzw.  31.  Dezember  ihre 
diplomatischen  Beziehungen  zu  Deutschland  und  Itali- 
en ab  (bereits  am  28.  Oktober  hatte  die  Regierung  von 
Venezuela  auch  ihre  Konsuln  aus  Deutschland  und  den 
besetzten  Gebieten  zurückgerufen);  die  restlichen  sechs 
Staaten  (Brasilien,  Ecuador,  Peru,  Bolivien,  Paraguay 
und  Uruguay)  entschlossen  sich  erst  unter  dem  Druck, 
der  seitens  der  USA  auf  der  interamerikanischen  Kon- 
ferenz (15.-26.  Januar  1942)  in  Rio  de  Janeiro  auf  sie 
ausgeübt  worden  war,  dazu,  gleichfalls  ihre  diplomati- 
schen Beziehungen  zu  den  Dreierpaktmächten  abzu- 
brechen (27.  bzw.  28.  Januar  1942).  Am  23.  August  1942 
erklärte  Brasilien  dem  Deutschen  Reich  und  Italien 
gleichfalls  den  Krieg. 

Bereits  im  Sommer  1941  hatte  sich  die  Regierung 
einer  dieser  iberoamerikanischen  Staaten,  und  zwar 
Bolivien  unter  dem  Einfluß  der  USA-Regierung. 

" ohne  auch  nur  den  Versuch  zu  einer  Aufklärung  des 
Sachverhalts  zu  machen,  zu  einem  im  internationalen 
Verkehr  beispiellosen  Vorgehen  gegen  den  diplomati- 
schen Vertreter  des  Reiches  bereitgefunden 

sie  hatte  nämlich  am  19.  Juli  1941  unter  gleichzeiti- 
ger Verhängung  des  Belagerungszustandes  dem  deut- 
schen Gesandten  Dr.  Ernst  Wendler  mitgeteüt,  daß  sie 
ihn  nicht  mehr  als  " persona  grata " ansähe  und  daher 
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seine  Abreise  bis  zum  22.  Juni  wünsche.  Zunächst  gab 
die  bolivianische  Regierung  (unter  Führung  des  Präsi- 
denten Enrique  Penaranda),  die  am  20.  Juli  der  Reichs- 
regierung die  von  dieser  geforderte  Einsicht  in  ihre 
Unterlagen  verweigerte,  für  ihr 

"allen  Regeln  des  internationalen  Verkehrs  hohnspre- 
chendes Vorgehen ", 

gegen  das  deutscherseits  am  22.  schärfste  Verwah- 
rung eingelegt  wurde  (Dok.  69),  keinerlei  Begründung. 
Nach  einigen  Tagen  dann  berief  sie  sich  auf  einen  ihr 
von  einer  "dritten  Macht"  in  die  Hände  gespielten  an- 
geblichen Brief  des  bolivianischen  Militärattaches  in 
Berlin  Major  Elias  Bclmonte  an  den  Gesandten  Dr. 
Wendler  über  einen  angeblichen  nationalsozialistischen 
Putschplan  in  Bolivien.  Jedoch  ließen,  wie  es  in  der  deut- 
schen Note  vom  28.  Juli  (Dok.  70)  heißt, 

"sowohl  Form  und  Inhalt  dieses  Briefes  als  auch  die 
gesamten  Begleitumstände  seiner  angeblichen  Entzieh- 
kung  schon  auf  den  ersten  Blick  erkennen , daß  es  sich 
dabei  um  nichts  anderes  als  eine  Fälschung  denkbar 
plumpster  Art  handelt ". 


Daß  die  USA-Regierung,  der  an  einer  Trübung  der 
Beziehungen  zwischen  Deutschland  und  Iberoamerika 
außerordentlich  viel  gelegen  war,  bei  dieser  Angelegen- 
heit ihre  Hand  maßgeblich  im  Spiele  hatte,  beweist  ein- 
deutig die  Erklärung,  die  Unterstaatssekretär  Sumner 
Weites  am  21.  Juli  19-11  vor  der  Presse  abgab:  Die  Verei- 
nigten Staaten  hätten  Bolivien  jede  Unterstützung  zu- 
gesagt, falls  die  (dann  vom  bolivianischen  Senat  am  17. 
August  gebilligte)  Ausweisung  des  deutschen  Gesand- 
ten zu  internationaler  Verwicklung  führen  sollte. 

Die  erwähnte  deutsche  Note  vom  28.  Juli,  in  der  die 
Fälschung  gebrand markt  wurde,  ließ  die  Reichsregierung 
durch  ihre  diplomatischen  Vertreter  den  Regierungen  der 
übrigen  südamerikanischen  Staaten  ebenso  zur  Kennt- 
nis bringen  (unten  S.  467  ff.  Anm.  7)  wie  sie  ihnen  auch 
die  Entlarvung  der  beiden  Fälschungen  notifizierte 
(Dok.  71),  auf  die  Roosevelt  in  seiner  Rundfunkrede 
vom  28.  Oktober  1941  Bezug  genommen  hatte  (Land- 
karte über  eine  angeblich  von  Deutschland  geplante 
Neuaufteilung  Mittel-  und  Südamerikas  sowie  angebli- 
cher deutscher  Plan  über  die  Abschaffung  aller  Religio- 
nen)." 


Vorliebe  für  unerklärten  Krieg 

"Aus  den  erbeuteten  polnischen  und  französischen  Archiven  stellten  die  Deutschen  nicht 
weniger  als  5 Bände  Material  zusammen,  das  fast  ausschließlich  Roosevelts  zum  Kriege 
treibende  Ermunterungen  an  die  europäischen  Länder  enthält,  vor  allem  an  Polen  und 
Frankreich.  Die  Alliierten  beschlagnahmten  sie  später.  Nur  ein  kleiner  Teil  davon  ist  bereits 
veröffetitlichL  ..."  341  ^ 17 

"Roosevelt  wiederholte  Churchillseine  Vorliebe  für  einen  unerklärten  Krieg,  indem  er  sagte, 
» ich  kann  niemals  Krieg  erklären,  ich  kann  Krieg  machen.  Wenn  ich  den  Kongreß  ersuchen 
müßte,  Krieg  zu  erklären,  würden  sie  darüber  3 Monate  diskutieren 54 ' s 143 


F.D.  Roosevelt  w ar  Repräsentant  jener  "Demokra- 
tie", die  der  Weltbevölkerung  als  vorbildliche  gesell- 
schaftliche Strukturordnung  zwecks  "Gewährleistung 
des  wahren  Volks-  und  Friedenswillens"  vorgestellt 
und  anderen  Völkern  zur  Übernahme  als  einzig  für  die 
Zivilisastion  tolerabel  angepriesen  wird.  Um  anderen 
Völkern  "dieses  Glück"  zu  bescheren,  seien  sogar  Welt- 
kriege "gerechtfertigt",  selbst  wenn  dabei  der  nachge- 
wiesene, demokratisch  zustandegekommene  Volks- 


wille anderer  Völker  (wie  z.B.  in  Deutschland)  und  Frie- 
densangebote dabei  rigoros  mißachtet  werden  sollten. 

Dabei  ist  für  F.D.  Roosevelt  nachgewiesen,  daß  er 
seine  jahrelangen  Vorbereitungen  für  den  Weg  in  den 
Krieg  stets  gegen  den  ausdrücklichen  - auch  ihm 
bekannten!  - Willen  der  US-ameriakanischen  Bevöl- 
kerung mit  unentwegten  Lügen,  Aufstachelungen  an- 
derer und  seihst  provozierten  Konflikten  durchge- 
führt hat 


"Friedensbotschaft  für  das  Protokoll" 

"Angesichts  der  Tatsache,  daß  Präsident  Roosevelt  England,  Frankreich  und  Polen  dazu  ermun- 
tert hatte.  Deutschland  gegenüber  eine  Stellung  einzunehmen,  die  möglicherweise  oder  sogar  sicherlich 
zum  Kriege  führen  mußte,  ist  anzunehmen,  daß  sein  Friedensappell  im  Jahre  1939  -für  das  Protokoll- 
bestimmt war.  etwa  seitier  Friedensbotschaft  an  den  japanischen  Kaiser  am  Morgen  des  7.  Dezember 
1941  vergleichbar."»'*"0 

34)  Harry  Eimer  Barnes.  "Entlarvte  Heuchelei",  Wiesbaden  1961. 
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Reichsaußenminister  am  26.  November  1941  über 
F.D.  Roosevelts  Kriegsprovokationen 

Auszüge  aus  der  Rede  des  Reichsaußenministers  v.  Ribbentrop  über  die  weltpolitische  Lage 
auf  dem  Bankett  anläßlich  der  Verlängerung  des  Antikomintern-Abkommens  im  Hotel  Kaiserhof 

zu  Berlin  vom  26.  November  1941 


' ”...  Demgegenüber  hat  der  Führer  mit  England  eine' 

Politik  der  Großzügigkeit  und  Langmut  betrieben,  die  im 
Vergleich  zu  dem  dem  deutschen  Volk  in  der  Vergangen- 
heit von  England  angetanen  schwersten  Unrecht  wohl  als 
beispiellos  bezeichnet  w-erden  kann,  und  die  dadurch  zu 
verstehen  war,  daß  der  Führer  in  konsequenter  Verfol- 
gung seines  damals  gefaßten  Entschlusses  alles  tun  woll- 
te, um  eine  Einigung  mit  England  zum  Nutzen  und  Vorteil 
der  beiden  Länder  zu  versuchen.  Wenn  man  sich  die 
Vorteile  dieser  Politik  des  Führers  für  England  vergegen- 
wärtigt, die  nicht  nur  in  einer  territorialen  und  maritimen 
völligen  Sicherstellung  des  englischen  Inselreiches,  son- 
dern darüber  hinaus  in  der  Bereitwilligkeit  zum  Einsatz 
deutscher  Machtmittel  für  die  Erhaltung  des  Britischen 
Imperiums  bestanden."  ^ s so  wird  sich 

heute  jeder  vernünftige  Mensch  an  den  Kopf  fassen,  mit 
welcher  Blindheit  die  britischen  Staatsmänner  geschlagen 
waren. 

Freilich  schon  damals  während  dieser  Verhandlungen 
wurde  uns  klar,  daß  entscheidende,  vor  allem  jüdische, 
Kräfte  in  England  die  Auffassung  vertraten:  Entweder 
findet  sich  Deutschland  mit  der  ihm  von  England  zuge- 
dachten politischen  Rolle  in  Europa,  d.  h.  der  Rolle  einer 
inferioren  Nation  ab  und  akzeptiert  das  von  England  für 
das  deutsche  Volk  als  angemessen  befundene  Lebensni- 
veau — ganz  gleich,  ob  dieses  Niveau  erträglich  ist  oder 
nicht  — , oder  es  gibt  Krieg! 

Bei  allen  Verhandlungen  der  damaligen  Zeit  war  diese 
versteckt  oder  offen  ausgesprochene  Kriegsdrohung  im- 
mer die  letzte  Weisheit  der  britischen  Staatsmänner.  Ich 
kann  hierfür  getrost  als  Kronzeuge  auftreten,  da  ich  in 
den  Jahren  seit  der  Machtergreifung  immer  wieder  die 
Angebote  des  Führers  nach  England  überbrachte  und 
jedesmal  zurückkommen  und  dem  Führer  melden  mußte, 
daß  die  Engländer  in  ihrer  Verbohrtheit  abgelehnt  hätten 
und  daß  England  wohl  der  bei  der  ersten  ihm  günstig 
erscheinenden  Gelegenheit  uns  den  Krieg  erklären  wür- 

L|C>..36,8.<W  1 


Nachdem  Joachim  v.  Ribbentrop  die  militärischen 
und  diplomatischen  Pressionen  gegen  Deutschland  und 
Europa  1940  und  im  Frühjahr  1941  noch  einmal  darge- 
legt hatte,  führte  er  weiter  aus  (vgl.  HT 108  S.  15): 


35)  Dokumente  der  Deutschen  Politik.  Berlin  1944.  Teil  1,  Reihe:  Das 
Reich  Adolf  Hitlers,  bearbeitet  v.  Dr.  Hans  Volz. 


' "Mit  dem  ihm  und  seinen  jüdischen  Gcsinnungsgc-^ 
nossen  zur  Verfügung  stehenden  gesamten  Regierungs- 
und Propagandaapparat  hat  Herr  Rooscvclt  dann  auch 
den  Haß  gegen  das  nationalsozialistische  Deutschland 
und  das  faschistische  Italien  gezüchtet.  Vor  keinem  Mit- 
tel ist  man  dabei  zuriickgeschreckt. 

Man  beschimpft  abwechslungsweise  bald  Deutsch- 
land, bald  wieder  Italien  oder  Japan  bei  Tag  und  bei 
Nacht!  Man  sagt.  Deutschland  will  die  Religionen  der 
ganzen  Welt  unterdrücken  "oder  Hitler  will  Südameri- 
ka erobern  oder  er  will  die  Vereinigten  Staaten  unterjo- 
chen und  dann  wieder  Hitler  will  die  Welt  aufteilen!  All 
das  redet  man  dem  amerikanischen  Volk  ein. 

Natürlich  weiß  man  ganz  genau,  daß  das  alles  wahr- 
haft idiotischer  Unsinn  ist.  Man  weiß,  daß  Deutschland, 
dessen  Leben  auf  Generationen  hin  sich  nach  Osten 
entwickeln  wird,  erstens  nicht  den  geringsten  Grund  hat 
und  daher  auch  nicht  die  Absicht  haben  kann,  gegen 
Amerika  vorzugehen,  und  zweitens,  daß  die  Idee  eines 
Angriffs  Deutschlands  gegen  Amerika  militärisch  über- 
haupt ein  einfach  phantastischer  Blödsinn  ist.  Obwohl 
auch  die  amerikanischen  Militärs  dies  genau  wissen, 
reden  die  USA-Kriegshctzer  dauernd  über  die  Möglich- 
keit eines  deutschen  Angriffs,  denn  man  braucht  diese 
Parolen  zur  Tarnung  der  eigenen  Absichten. 

Nach  der  Methode  »Haltet  den  Dieb!«  erfindet  man 
Welterobcrungspläne  Adolf  Hitlers,  um  unter  diesem 
Geschrei  die  jüdisch-plutokratische  Herrschaft  auf  dem 
Wege  über  Amerika  auch  in  allen  anderen  Ländern,  die 
sie  abgeschüttelt  haben,  wieder  aufrichten  zu  können. 

Ausschließlich  aus  diesem  Grunde  hetzt  man  zum 
Kriege  gegen  das  neue  Deutschland,  gegen  Italien  oder 
Japan.  Karten, : Dokumente  " werden  gefälscht.  Man 
erklärt  die  Neutralität  der  USA,  um  am  laufenden  Band 
Neutralitätsbrüche  zu  begehen.  Man  liefen  Kriegsmateri- 
al und  erfindet  die  Cash-und  Carry-Klauscl,  um  erst  das 
Cash  und  dann  das  Carry  wieder  aufzuheben."  Man 

Verklärt  die  Todfeindschaft  dem  Bolschewismus,  um  sich 

1)  Vgl.  'Dokumente  ..."  S.  470  f. 

2)  Beispielsweise  im  Falle  Bclmontc;  vgl.  oben  S.  467  - 470  (Dok.  70). 

3)  Vgl.  ' Dokumente  ..."  S.  470  • 473  (Dok.  71). 

4)  Die  Cash-  und  Carry-Klausel  des  Neutralititsgcsct7.es  der  USA  vom 
4. November  1939  wurde  zunächst  durch  das  Pacht-  und  Leihgesetz  der 
USA  vom  II.  März  1941  teilweise  und  schließlich  auf  Druck  der 
Regierung  durch  den  KongreßbeschluB  betr.  Abänderung  des  Ncutrali- 
tätsgesetzes  vom  14.  November  1941  mit  212  gegen  194  Stimmen 
völlig  aufgehoben. 
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wenige  Wochen  später  mit  ihm  zu  verbünden.  Schließ- 
lich gibt  man  den  Schießbefehl  und  schießt  auf  deutsche 
Schiffe  und  heuchelt  Empörung,  wenn  sich  deutsche 
Schiffe  dann  wehren.5 6’ 

Man  muß  tatsächlich  fragen,  wie  lange  der  gesunde 
Sinn  des  amerikanischen  Volkes  eine  solche  Katastro- 
phenpolitik seiner  Regierung  hinnehmen  wird.  Tatsäch- 
lich hat  es  ja  dann  auch  verschiedentlich  den  Anschein 
gehabt,  als  ob  verständige  Amerikaner  gegen  dieses  Trei- 
ben protestierten.  Nach  den  letzten  Abstimmungen  hat 
die  heutige  amerikanische  Regierung  nur  einen  kleinen 
Bruchteil  des  amerikanischen  Volkes  für  ihre  Kriegspoli- 
tik hinter  sich."  41 

Denn  wenn  eine  fremde  Regierung  in  ihrer  bösen 
Absicht,  in  ihrem  Übermut  und  in  ihrem  Haß  wider  alle 
Naturgesetze  und  wider  die  weise  Einsicht  eines  Präsi- 
denten Monroe  sich  über  zwei  große  Ozeane  hinweg  in 
die  Angelegenheiten  aller  anderen  Erdteile  einmischt  und 
diese  geistig  und  materiell  terrorisieren  will,  so  kann  dies 
auch  nicht  der  wahre  Ausdruck  des  Lebenswillens  des 
amerikanischen  Volkes  sein. 

Denn  erstens  hat  dieses  Volk  alle  materiellen  Güter  in 
seinem  Lande  selbst,  und  zweitens  empfindet  es  ganz 
genau,  daß  es  niemals  bedroht  werden,  aber  diese  ande- 
ren Völker  auch  niemals  geistig  fiihrcn,  geschweige  denn 
beherrschen  kann.  Amerika  den  Amerikanern,  Europa 
den  Europäern.7'  Dies  ist  eine  weise  Formel,  über  die  sich 
auf  die  Dauer  niemand  ohne  Anzettelung  schwerster 
Weltkatastrophen  hinwegsetzen  kann. 

Wenn  das  amerikanische  Volk  sich  nun  bei  der  Ver- 
folgung solch  unnatürlicherZiele  seines  Präsidenten  Roo- 
sevelt  immer  mehr  isoliert  und  dafür  in  einen  Krieg 
gegen  die  halbe  Welt  hineinzerren  lassen  sollte,  so  kön- 
nen wir  dies  nur  bedauern.  Nur  eins  möchte  ich  hier 
feststellen:  Wenn  die  Dinge  diesen  Lauf  nehmen  sollten 
und  es  zu  einem  Krieg  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  einerseits  und  Europa  und  Ostasien  ande- 
rerseits käme,  so  steht  heute  schon  vor  der  Geschichte 
fest,  daß  die  Verantwortung  für  diesen  Krieg  und  alle 
seine  Folgen  ausschließlich  auf  den  Präsidenten  Roose- 
velt  fällt. 

Man  muß  sich  nun  fragen,  welche  Motive  eigentlich 
Roosevelt  zu  einer  Politik  bewogen  haben,  die  sein  Volk 
gegen  dessen  Willen  immer  näher  an  den  Krieg  herange- 
bracht hat. 

Frühere  polnische  Botschafter,  teils  in  Washington, 
teils  in  Paris,  haben  seinerzeit  in  den  Berichten  an  ihre 
Regierung*’  aktenmäßig  mitgeteilt,  daß  das  Hauptmotiv 
bei  allen  Handlungen  des  Präsidenten  Roosevelt  in  einem 


5)  Vgl.  "Dokumente  ..."  S.  472. 

6)  Vgl.  "Dokumente  ..."  S.  488.  Anm.  4.  Das  Hccrcsdicnstvcrlängcrungs- 
geset/  nahm  das  Reprisentantenhaus  am  12.  August  1941  sogar  nur  mit 
einer  Stimme  Mehrheit  (mit  203  gegen  202  Stimmen)  an. 

7)  Vgl.  dazu  Dokumente  Bd.  8.  S.  428. 

8)  Veröffentlicht  im  dritten  deutschen  Weißbuch  "Polnische  Dokumente 
zur  Vorgeschichte  des  Krieges".  Erste  Folge  (Berlin  1940),  vgl.  auch 
8a)  - "Dokumente  ..."  Bd.  8 S.  424. 


krankhaften  Schuldbewußtsein  zu  suchen  sei.  Roose- 
velt habe  zur  Ablenkung  von  seinen  innerpolitischen 
Mißerfolgen  auf  sozialem  und  wirtschaftlichem  Gebiet 
bereits  lange  vor  Ausbruch  dieses  Krieges  bewußt  das 
amerikanische  Volk  auf  das  außenpolitische  Gebiet  ab- 
zulenken versucht.  Er  habe  daher  die: 

Feindschaft  gegen  den  auf  diesen  beiden  Gebieten 
so  erfolgreichen  Nationalsozialismus  und  Faschismus 
gepredigt  und  den  Haß  gegen  deren  Gründer  Adolf 
Hitler  und  Mussolini."  u*8 

"Als  dann  die  Position  Deutschlands  und  Italiens 
und  ihrer  Führer  in  Europa  immer  stärker  wurde,  habe 
er  bewußt  eine  allgemeine  Kriegspsychose  erzeugt  und 
sei  offen  für  eine  aggressive  Politik  gegen  die  Achse 
eingetreten.  Er  sei  darin  so  weit  gegangen,  daß  er 
bereits  im  Jahre  1938  nach  München  zum  Kriege  hetzte 
und  sich  sogar  bis  zur  Drohung  gegen  die  englische 
Regierung  Chamberlain  steigerte,  er  werde  ihr  die 
Daumenschrauben  ansetzen,  wenn  sic  die  Absicht  ha- 
ben sollte,  sich  mit  dem  Führer  über  die  polnische 
Frage  gütlich  einigen  zu  wollen. 

Aus  diesen  Berichten  sowie  aus  zahllosen  weiteren 
authentischen  Nachrichten,  die  über  die  Haltung  des 
amerikanischen  Präsidenten  in  den  letzten  Jahren  be- 
kannt geworden  sind,  ergibt  sich  dann  auch  die  er- 
schreckende Tatsache,  daß  Präsident  Roosevelt  als 
der  letzte  Urheber  und  damit  als  der  Hauptschuldige  an 
diesem  Kriege  bezeichnet  werden  muß. ... 

Dem  amerikanischen  Volk  selbst  wird  diese  Politik 
seines  Präsidenten  ideell  und  materiell  einst  teuer  zu 
stehen  kommen.  Denn: 

1 . Es  ist  klar,  daß  der  amerikanische  Steuerzahler 
mit  die  Hauptlast  dieses  englischen  Krieges  gegen 
Deutschland  zu  tragen  haben  wird.  Bekanntlich  schul- 
den England  und  andere  Staaten  heute  aus  dem  Welt- 
krieg den  Vereinigten  Staaten  immer  noch  etwa  15 
Milliarden  Dollar,  für  die  diese  Länder  zu  Friedenszei- 
ten noch  nicht  einmal  Zinsen,  geschweige  denn  eine 
Amortisation  aufzubringen  vermochten.  Wenn  aber  dies 
für  die  alten  Schulden  nicht  möglich  war,  so  ist  es 
einleuchtend,  daß  neue  Schulden  überhaupt  niemals 
bezahlt  werden  können.  Jedes  Gewehr,  jede  Kanone 
und  jedes  Flugzeug,  das  daher  heute  Amerika  an  ir- 
gendein Land  liefert,  geht  ausschließlich  zu  Lasten  des 
amerikanischen  Steuerzahlers.  Durch  die  dauernd  aus 
Amerika  ohne  Gegenleistung  hinausgehenden  Werte 
muß  dieses  Land  aber  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  in 
die  größte  Wirtschaftskrise  kommen,  die  ein  Land  je- 
mals erlebt  hat.  Ich  glaube,  die  amerikanische  Katastro- 
phe von  1929  wird  ein  Kinderspiel  gegen  das  sein,  was 
am  Ende  dieser  Rooseveltschcn  Kriegs-  und  Wirt- 
schaftspolitik stehen  wird.  Schon  heute  zeigt  sich  das 
erste  Anzeichen  dieser  späteren  Katastrophe:  die  begin- 
nende Inflation  als  Vorläufer  einer  sozialen  Revolution. 

2.  Roosevelt  behauptet,  für  die  Erhaltung  der  De- 
mokratie zu  kämpfen.  Wenn  er  dies  wirklich  wollte, 
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würde  er  nicht  den  Krieg  suchen  und  sich  mit  der 
bolschewistischen  Sowjetunion  verbinden.  Da  er  dies 
aber  tut,  verrät  er  im  Gegenteil  seine  Absicht,  in  Ameri- 
ka seine  und  seines  jüdischen  Gehirntrusts  absolute 
Herrschaft  zu  etablieren.  Dafür  ist  Herr  Roosevelt 
bereit,  auch  das  Blut  der  amerikanischen  Söhne  zu 
opfern. 

3.  Roosevelt  hat  sich  mit  dem  größten  Feind  der 

V y 
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Menschheit,  dem  Bolschewismus,  verbündet.  Auch  dies 
wird  — wie  früher  in  anderen  Ländern  — genau  so  in 
Amerika  automatisch  zu  einer  starken  Verschärfung  der 
sozialen  Gegensätze  fuhren.  Tatsächlich  hat  Präsident 
Roosevelt  mit  diesem  Bündnis  mit  der  Sowjetunion 
nach  unserer  Überzeugung  den  Keim  für  eine  der  ver- 
heerendsten sozialen  Katastrophen  gelegt,  die  dereinst 
das  amerikanische  Volk  auf  Jahrzehnte  zurückwerfen 
wird. ..."  00 

^ y 


Liest  man  diese  Stellungnahme  70  Jahre  später,  so  erstaunt  die  niüchterne  Lageanalyse  mit  korrek- 
ter Zitierung  jeglicher  Einzelheiten  und  ohne  jegliche  Emotion,  ohne  Lügen  und  Verleumdungen.  Sie 
entsprach  genau  dem,  wie  das  deutsche  Volk  jene  dramatische  Zeit  erlebt  hat. 


Reichstagsrede  Adolf  Hitlers  am  11.  Dezember  19413»85'2  “ 


Nach  umfangreicher  und  informativer  Darlegung 
der  Vorgeschichte  des  Polenfeldzuges  sowie  der 
nachfolgenden  militärischen  Operationen  gegen 
Norwegen,  Frankreich,  Holland.  Belgien,  dann 
1941  Jugoslawien,  Griechenland  und  die  Sowjet- 
union wandte  der  Reichskanzler  sich  mit  nachfol- 
genden Ausführungen  den  USA  zu: 

"Es  schien  eine  gewisse  Zeit  so,  als  ob  die  polnische 
Regierung  selber  ernstlich  erwogen  hätte,  einer  ver- 
nünftigen Lösung  zuzustimmen.  Ich  darf  hier  noch  ein- 
fügen,  daß  bei  all  diesen  Vorschlägen  von  deutscher 
Seite  nichts  gefordert  wurde,  was  nicht  schon  früher 
deutsches  Eigentum  gewesen  war,  ja  daß  wir  im  Gegen- 
teil auf  sehr  viel  Verzicht  leisteten,  was  vor  dem  Welt- 
krieg Deutschland  gehörte. 

Sie  erinnern  sich  noch  der  dramatischen  Entwick- 
lung dieser  Zeit  der  sich  fortgesetzt  erhöhenden  Opfer 
der  deutschen  Volksgruppe.  Sie  sind,  meine  Abgeord- 
neten, am  besten  in  der  Lage,  die  Schwere  dieser  Blut- 
opfer zu  ermessen,  wenn  Sie  sie  in  Vergleich  setzen  zu 
den  Opfern  des  jetzigen  Krieges,  denn  der  bisherige 
Feldzug  im  Osten  hat  die  gesamte  deutsche  Wehrmacht 
rund  160.000  Tote  gekostet.  Allein  im  tiefsten  Frieden 
sind  damals  in  wenigen  Monaten  in  Polen  über  62.000 
Volksdeutsche,  zum  Teil  unter  den  grausamsten  Mar- 
tern, getötet  worden. n 

Daß  das  Deutsche  Reich  ein  Recht  besaß,  solche  Zu- 
stände an  seiner  Grenze  zu  beanstanden  und  auf  ihre 
Beseitigung  zu  drängen,  überhaupt  auch  auf  seine  Si- 
cherheit bedacht  zu  sein,  dürfte  wohl  kaum  bestritten 
w-erden  in  einer  Zeit,  in  der  andere  Länder  Elemente 

1)  Vgl.  "Dokumente  ..."  Bd.  7.  S.  626-629  (Dok.  121)  sowie  die  dritte 
amtliche  deutsche  Veröffentlichung  über  die  polnischen  Grcucltatcn 
an  den  Volksdeutschen  in  Polen  vom  14.  Februar  1940  (VB.  15.2.1940). 


ihrer  Sicherheit  sogar  in  fremden  Kontinenten  suchen. 

36)  S.  612) 

Es  erhebt  sich  dabei  aber  doch  die  Frage:  wie  konnte 
ein  so  unbedeutender  Staat  wagen,  solche  Vorschläge2’ 
einfach  zu  negieren  und  darüber  hinaus  nicht  nur  zu 
weiteren  Grausamkeiten  gegenüber  den  Deutschen,  die 
diesem  Lande  die  ganze  Kultur  geschenkt  hatten,  zu 
greifen,  sondern  sogar  noch  die  allgemeine  Mobilma- 
chung2’ anzuordnen? 

Der  Einblick  in  die  Dokumente  des  Auswärtigen 
Amts  in  Warschau  hat  uns  allen  später  die  überraschen- 
de Aufklärung  gegeben.*31  Ein  Mann  war  es,  der  mit 
teuflischer  Gewissenlosigkeit  seinen  gesamten  Einfluß 
zur  Anwendung  brachte,  um  Polen  in  seinem  Wider- 
stand zu  bestärken  und  jede  Möglichkeit  einer  Verstän- 
digung auszuschalten.  Die  Berichte,  die  der  damalige 
polnische  Gesandte  in  Washington  Graf  Potocki  seiner 
Regierung  in  Warschau  schickte,  sind  Dokumente,  aus 
denen  mit  erschreckender  Deutlichkeit  hervorgeht,  wie 
sehr  ein  einziger  Mann  und  die  ihn  treibenden  Kräfte 
mit  der  Verantwortung  für  den  Zweiten  Weltkrieg  bela- 
stet sind. 

Es  erhebt  sich  zunächst  die  Frage:  aus  welchen  Grün- 
den konnte  dieser  Mann  in  eine  so  fanatische  Feind- 
schaft gegenüber  einem  Land  verfallen,  das  bisher  in 
seiner  ganzen  Geschichte  weder  Amerika  noch  ihm  selbst 
irgendein  Leid  zugefugt  hatte? 

2)  Zu  dem  am  31.8.1939  veröffentlichten  deutschen  Vorschlag  vgl.  nuch 
Dokumente  Bd.  7.  S.  79  - 81  ♦ 247  - 254  (Dok.  38).  Adolf  Hitler  hatte 
sic  in  dieser  hier  in  Auszügen  zitierten  Rede  wiederholt.  S.  513  ff 
Die  am  Nachmittage  des  30.  August  1939  verkündete  polnische  Gene- 
ralmobilmachung war  bereits  am  Mittag  des  29.  insgeheim  ange- 
ordnel  und  durchgeluhrt  worden;  vgl.  Dokumente  Bd.  7.  S.  248  f.  Anm. 
2. 

3)  Teilweise  veröffentlicht  im  3.  deutschen  W'eiDbuch  'Polnische  Doku- 
mente zur  Vorgeschichte  des  Krieges".  Erste  Folge  (Berlin  1940)  und 
im  VB 
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Soweit  es  sich  um  die  Stellung  Deutschlands  zu  Ame- 
rika handelt,  ist  folgendes  zu  sagen: 

1.  Deutschland  ist  vielleicht  die  einzige  Großmacht, 
die  weder  auf  dem  nord-  noch  südamerikanischen  Kon- 
tinent jemals  eine  Kolonie  besessen  oder  sich  sonst  poli- 
tisch betätigt  hat,  es  sei  denn  durch  die  Auswanderung 
vieler  Millionen  Deutscher  und  deren  Mitarbeit,  aus  der 
der  amerikanische  Kontinent,  insonderheit  die  Verei- 
nigten Staaten,  aber  nur  Nutzen  gezogen  haben. 

2.  Das  Deutsche  Reich  hat  in  der  ganzen  Geschichte 
der  Entstehung  und  des  Bestehens  der  Vereinigten 
Staaten  niemals  eine  politisch-ablehnende  oder  gar 
feindselige  Haltung  eingenommen,  wohl  aber  mit  dem 
Blut  vieler  seiner  Söhne  mitgeholfen,  die  Vereinigten 
Staaten  zu  verteidigen. 

3.  Das  Deutsche  Reich  hat  sich  an  keinem  Kriege 
gegen  die  Vereinigten  Staaten  selbst  beteiligt,  wohl  aber 
wurde  es  von  den  Vereinigten  Staaten  am  6.  April  1917 
mit  Krieg  überzogen,  und  zwar  aus  Gründen,  die  durch 
einen  Ausschuß  restlos  aufgeklärt  worden  sind,  den  der 
jetzige  Präsident  Roosevelt  zur  Prüfung  dieser  Frage 
selbst  eingesetzt  hatte.41 

Gerade  dieser  Untersuchungsausschuß  zur  Klärung 
der  Gründe  des  amerikanischen  Kriegseintritts  hat  ein- 
wandfrei festgestellt,  daß  diese  für  den  amerikanischen 
Kriegseintritt  1917  ausschließlich  auf  dem  Gebiet  der 
kapitalistischen  Interessen  einiger  kleiner  Gruppen  la- 
gen, daß  Deutschland  selbst  jedenfalls  keinerlei  Ab- 
sicht hatte,  mit  Amerika  in  einen  Konflikt  zu  geraten. 

Auch  sonst  gibt  es  zwischen  dem  amerikanischen 
und  dem  deutschen  Volk  keine  Gegensätze,  seien  sie 
territorialer  oder  politischer  Art,  die  irgendwie  die  In- 
teressen oder  gar  die  Existenz  der  Vereinigten  Staaten 
berühren  könnten.  Die  Verschiedenheit  der  Staatsfor- 
men war  immer  gegeben.  Sie  kann  aber  überhaupt  nicht 
als  ein  Grund  für  Feindseligkeiten  im  Völkerleben  her- 
angezogen werden,  solange  sich  nicht  eine  Staatsform 
bemüht,  außerhalb  des  ihr  gegebenen  natürlichen  Be- 
reichs in  andere  einzugreifen. 

Amerika  ist  eine  von  einem  Präsidenten  mit  großer 
autoritärer  Vollmacht  geleitete  Republik.  Deutschland 
war  einst  eine  von  einer  bedingten  Autorität  geführte 
Monarchie,  später  eine  autoritätslose  Demokratie,  heu- 
te eine  von  starker  Autorität  geführte  Republik.  Zwi- 
schen beiden  Staaten  liegt  ein  Ozean.  Die  Divergenzen 
zwischen  dem  kapitalistischen  Amerika  und  dem  bol- 
schewistischen Rußland  müßten,  wenn  überhaupt  diese 
Begriffe  etwas  Wahres  in  sich  hätten,  wesentlich  größer 
sein  als  zwischen  dem  von  einem  Präsidenten  geführten 
Amerika  und  dem  von  einem  Führer  geleiteten  Deutsch- 
land. Es  ist  nun  aber  eine  Tatsache,  daß  die  beiden  histo- 


4) Der  sogenannte  Munitionsaujschuß  des  USA-Scnates  schloß  am  26. 

Juni  1936  nach  zweijähriger  Tätigkeit  seinen  Bericht  über  die  ver- 

hängnisvolle Tätigkeit  des  Bankhauses  J.  Morgan  Company  ab.  das 

durch  seine  Finanzoperationen  vor  dem  Kriegscintritt  der  Vereinig- 
ten Staaten  der  Bundesregierung  praktisch  ihre  Entschlußfreiheit 
genommen  und  diese  damit  indirekt  auf  die  Sache  der  Alliierten 
festgelegt  hatte. 


rischen  Konflikte  zwischen  Deutschland  und  den  Verei- 
nigten Staaten,  wenn  auch  von  der  gleichen  Kraft  inspi- 
riert, doch  ausschließlich  durch  zwei  Männer  der  USA 
angefacht  worden  sind,  nämlich  durch  den  Präsidenten 
Woodrow  Wilson  und  durch  Franklin  Roosevelt.  Das 
Urteil  über  Wilson  hat  die  Geschichte  selbst  gespro- 
chen. Sein  Name  bleibt  verbunden  mit  einem  der  ge- 
meinsten Wortbrüche  aller  Zeiten.  Die  Folge  seines  Wort- 
bruchs war  eine  Zerrüttung  des  Lebens  der  Völker  nicht 
nur  bei  den  sogenannten  Besiegten,  sondern  auch  bei 
den  Siegern  selbst.  Das  durch  seinen  Wortbruch  allein 
ermöglichte  Diktat  von  Versailles  hat  Staaten  zerrissen, 
Kulturen  zerstört  und  die  Wirtschaft  aller  ruiniert. 

Wir  wissen  heute,  daß  hinter  Wilson  eine  Gesell- 
schaft interessierter  Finanziers  stand,  die  sich  dieses 
paralytischen  Professors4 5 *'  bedienten,  um  Amerika  in  den 
Krieg  zu  führen,  von  dem  sie  sich  erhöhte  Geschäfte 
erhofften.  Daß  das  deutsche  Volk  diesem  Mann  einst 
geglaubt  hatte,  mußte  es  mit  dem  Zusammenbruch  sei- 
ner politischen  und  wirtschaftlichen  Existenz  bezahlen. 

Welches  ist  nun  der  Grund,  daß  nach  so  bitteren  Er- 
fahrungen sich  wieder  ein  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  findet,  der  erneut  seine  einzige  Aufgabe  darin 
sieht,  Kriege  entstehen  zu  lassen  und  vor  allem  die 
Feindschaft  gegen  Deutschland  bis  zum  Kriegsausbruch 
zu  steigern?  Der  Nationalsozialismus  kam  in  Deutsch- 
land im  selben  Jahr  zur  Macht,  in  dem  Roosevelt  zum 
Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  gewählt  wurde.61 

Es  ist  nun  wichtig,  die  Momente  zu  prüfen,  die  als 
Ursache  der  heutigen  Entwicklung  angesehen  werden 
müssen. 

Zunächst  die  persönliche  Seite.  Ich  verstehe  nur  zu 
wohl,  daß  zwischen  der  Lebensauffassung  und  -einstel- 
lung  des  Präsidenten  Roosevelt  und  meiner  eigenen 
ein  weltweiter  Abstand  ist.  Roosevelt7'  stammt  aus  ei- 
ner steinreichen  Familie,  gehörte  von  vornherein  zu  je- 
ner Klasse  von  Menschen,  denen  Geburt  und  Herkunft 
in  den  Demokratien  den  Weg  des  Lebens  ebnen  und 
damit  den  Aufstieg  sichern.  Ich  selbst  war  nur  das  Kind 
einer  kleinen  und  armen  Familie  und  mußte  mir  unter 
unsäglichen  Mühen  durch  Arbeit  und  Fleiß  meinen  Weg 
erkämpfen.  Als  der  Weltkrieg  kam,  hatte  Roosevelt  in 
einer  unter  dem  Schatten  Wilsons  befindlichen  Stel- 
lung'0 den  Krieg  aus  der  Sphäre  des  Verdienenden  mit- 
erlebt. 

Er  kennt  daher  nur  die  angenehmen  Folgen  der  Aus- 
einandersetzung von  Völkern  und  Staaten,  die  sich  für 
den  ergeben,  der  dort  Geschäfte  macht,  wo  andere  ver- 
bluten. In  dieser  gleichen  Zeit  war  mein  eigenes  Leben 
wieder  auf  der  ganz  anderen  Seite  gelegen.  Ich  gehörte 
nicht  zu  denen,  die  Geschichte  oder  gar  Geschäfte  mach- 
ten, sondern  nur  zu  denen,  die  Befehle  ausführten.  Als 


5)  Am  3.  Februar  1924  starb  Wilson  an  Paralyse. 

6)  Der  am  8.  November  1932  mit  17.3  Millionen  Summen  gewählte 
neue  Präsident  Roosevelt  trat  am  4.  März  1933  sein  Amt  an. 

7)  30.  Januar  1882  in  Hyde  Park  (New  York). 

8.)  Seit  1913  Uoterstaatssekrctär  der  Marine. 
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gewöhnlicher  Soldat  habe  ich  mich  bemüht,  in  diesen  4 
Jahren  vor  dem  Feinde  meine  Pflicht  zu  erfüllen  und 
kehrte  aus  dem  Kriege  natürlich  so  arm  zurück,  wie  ich 
im  Herbst  1914  in  ihn  gezogen  war.  Ich  habe  also  mein 
Schicksal  mit  dem  von  Millionen  geteilt,  Herr  Franklin 
Roosevelt  das  seine  mit  dem  der  sogenannten  oberen 
Zehntausend.  Während  Herr  Roosevelt  nach  dem  Krie- 
ge schon  seine  Fähigkeiten  in  Finanzspekulation  er- 
probte, um  aus  der  Inflation,  d.h.  dem  Elend  der  ande- 
ren, persönlichen  Nutzen  zu  ziehen,  lag  ich  noch  ebenso 
wie  viele  andere  Hunderttausend  im  Lazarett.” 

Und  als  Herr  Roosevelt  endlich  die  Laufbahn  des 
normalen,  geschäftlich  erfahrenen,  wirtschaftlich  fun- 
dierten, herkunftsmäßig  protegierten  Politikers  be- 
schritt,,0’  kämpfte  ich  als  namenloser  Unbekannter  für 
die  Wiedererhebung  eines  Volkes,  dem  das  schwerste 
Unrecht  in  seiner  ganzen  Geschichte  angetan  worden 
war.  Zwei  Lebenswege! 

Als  Franklin  Roosevelt  an  die  Spitze  der  Vereinig- 
ten Staaten  trat,  war  er  der  Kandidat  einer  durch  und 
durch  kapitalistischen  Partei,  die  sich  seiner  bediente. 
Und  als  ich  Kanzler  des  Deutschen  Reiches  wurde,  war 
ich  der  Führer  einer  Volksbewegung,  die  ich  selbst  ge- 
schaffen hatte.  Die  Kräfte,  die  Herrn  Roosevelt  trugen, 
waren  die  Kräfte,  die  ich  auf  Grund  des  Schicksals  mei- 
nes Volkes  und  meiner  heiligsten,  inneren  Überzeu- 
gung bekämpfte.  Der  "Gehirntrust",  dessen  sich  der  neue 
amerikanische  Präsident  bedienen  mußte,  bestand  aus 
Angehörigen  desselben  Volkes,  das  wir  als  eine  parasi- 
täre Erscheinung  der  Menschheit  in  Deutschland  be- 
kämpften und  aus  dem  öffentlichen  Leben  zu  entfernen 
begannen. 

Und  doch  hatten  wir  beide  etwas  Gemeinsames:  Fran- 
klin Roosevelt  übernahm  einen  Staat  mit  einer  infolge 
der  demokratischen  Einflüsse  verfallenen  Wirtschaft, 
und  ich  trat  an  die  Spitze  eines  Reiches,  das  sich  eben- 
falls dank  der  Demokratie  vor  dem  vollkommenen  Ruin 
befand.  Die  Vereinigten  Staaten  besaßen  13  Millionen 
Erwerbslose,  Deutschland  7 Millionen  und  allerdings 
noch  weitere  7 Millionen  Kurzarbeiter.  In  beiden  Staaten 
waren  die  öffentlichen  Finanzen  zerrüttet,  das  Absin- 
ken des  allgemeinen  wirtschaftlichen  Lebens  schien 
kaum  mehr  aufzuhalten. 

In  diesem  Moment  beginnt  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  im  Deutschen  Reich  nunmehr  eine  Ent- 
wicklung, die  es  der  Nachwelt  leicht  machen  wird,  über 
die  Richtigkeit  der  Theorien  ein  abschließendes  Urteil 
zu  fällen.  Während  im  Deutschen  Reich  unter  der  natio- 
nalsozialistischen Führung  in  wenigen  Jahren  ein  un- 
geheurer Aufstieg  des  Lebens,  der  Wirtschaft,  der  Kul- 
tur, der  Kunst  usw.  einsetzte,  war  es  dem  Präsidenten 
Roosevelt  nicht  gelungen,11’  auch  nur  die  geringsten 
Verbesserungen  in  seinem  eigenen  Lande  herbeizufüh- 
ren. 

9)  ln  Pasewalk  (21.  Oktober  - 19.  November  1918). 

10)  Seit  1928  Gouverneur  des  Staates  New  York. 

1 1)  Mit  Hilfe  seines  'New  Deal". 


Wieviel  leichter  aber  mußte  diese  Arbeit  in  den  Ver- 
einigten Staaten  sein,  in  denen  knapp  15  Menschen  auf 
dem  Quadratkilometer  leben  gegenüber  140  in  Deutsch- 
land. Wenn  es  in  diesem  Lande  nicht  gelingt,  eine  wirt- 
schaftliche Blüte  herbeizuführen,  dann  hängt  es  nur 
zusammen  entweder  mit  dem  schlechten  Willen  einer 
herrschenden  Führung  oder  mit  einer  vollkommenen 
Unfähigkeit  der  berufenen  Menschen. 

In  knapp  fünf  Jahren  waren  in  Deutschland  die  wirt- 
schaftlichen Probleme  gelöst  und  die  Erwerbslosigkeit 
beseitigt.  In  derselben  Zeit  hat  der  Präsident  Roosevelt 
die  Staatsschulden  seines  Landes  auf  das  Ungeheuer- 
lichste erhöht,  den  Dollar  entwertet,  die  Wirtschaft  noch 
mehr  zerrüttet  und  die  Erwerbslosenzahl  beibehalten. 
Dies  ist  aber  nicht  verwunderlich,  wenn  man  bedenkt, 
daß  die  Geister,  die  dieser  Mann  zu  seiner  Unterstüt- 
zung gerufen  hat  oder  besser,  die  ihn  genifen  hatten,  zu 
jenen  Elementen  gehören,  die  als  Juden  ein  Interesse 
nur  an  der  Zerrüttung  und  niemals  an  der  Ordnung 
besitzen  können.  Während  wir  im  nationalsozialistischen 
Deutschland  die  Spekulation  bekämpften,  erlebte  sie 
unter  der  Ära  Roosevelt  eine  staunenswerte  Blüte.  Die 
Gesetzgebung  des  New  Deal  dieses  Mannes  war  falsch 
und  damit  der  größte  Fehlschlag,  den  je  ein  Mann  erlit- 
ten hatte.  Es  gibt  keinen  Zweifel  darüber,  daß  eine  Fort- 
setzung dieser  Wirtschaftspolitik  in  Friedenszeiten  die- 
sen Präsidenten  früher  oder  später  trotz  all  seiner  dia- 
lektischen Geschicklichkeit  zum  Scheitern  gebracht  ha- 
ben würde.  In  europäischen  Staaten  würde  er  sicherlich 
sein  Ende  vor  dem  Staatsgerichtshof  w*egen  willkürli- 
cher Verschleuderung  des  nationalen  Vermögens  ge- 
funden haben,  vor  einem  bürgerlichen  Gericht  aber  w-e- 
gen  schuldhafter  Geschäftsgebarung  dem  Gefängnis 
kaum  entgangen  sein. 

Dieses  Urteil  oder  besser  diese  Erkenntnis  besitzen 
auch  viele  und  auch  angesehene  Amerikaner.  Eine  dro- 
hende Opposition  braute  sich  über  dem  Haupt  dieses 
Mannes  zusammen.  Sie  ließ  ihn  ahnen,  daß  nur  eine 
Ablenkung  der  Aufmerksamkeit  der  öffentlichen  Mei- 
nung von  seiner  inneren  Politik  zur  äußeren  hin  Ret- 
tung bringen  konnte.  Es  ist  interessant,  in  diesem  Zu- 
sammenhang, die  Berichte  des  polnischen  Gesandten 
Potocki  aus  Washington  zu  studieren,  der  immer  wie- 
der darauf  hinweist,  daß  sich  Roosevelt  der  Gefahr  des 
Zusammenbruchs  seines  ganzen  wirtschaftlichen  Kar- 
tenhauses genau  bewußt  sei  und  deshalb  unter  allen 
Umständen  eine  außenpolitische  Ablenkung  benötige.12’ 
Er  wurde  darin  bestärkt  durch  den  Kreis  der  ihn  umge- 
benden Juden,  die  aus  alttestamentarischer  Rachsucht 
in  den  Vereinigten  Staaten  das  Instrument  zu  sehen 
glaubten,  um  mit  ihm  den  europäischen,  immer  antise- 
mitischer werdenden  Nationen  ein  zweites  Purim  berei- 
ten zu  können.  Es  war  der  Jude  in  seiner  ganzen  satani- 
schen Niedertracht,  der  sich  um  diesen  Mann  scharte, 
nachdem  dieser  Mann  aber  auch  griff.13’ 


12)  Vgl.  'Dokumente  ..."  Bd.  8.  S.  424  sowie  oben  S.  489. 

13)  Vgl.  'Dokumente  ..."  S.  575. 
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So  beginnt  denn  steigend  der  Einfluß  des  amerikani- 
schen Präsidenten  sich  in  dem  Sinne  auszu wirken,  Kon- 
flikte zu  schaffen  oder  vorhandene  Konflikte  zu  vertie- 
fen, auf  alle  Fälle  aber  zu  verhindern,  daß  Konflikte  eine 
friedliche  Lösung  finden.  Jahrelang  hat  dieser  Mann 
nur  einen  einzigen  Wunsch,  daß  irgendwo  in  der  Welt 
ein  Streit  ausbricht,  am  besten  in  Europa,  der  ihm  die 
Möglichkeit  gibt,  durch  Verpflichtung  der  amerikani- 
schen Wirtschaft  an  einen  der  beiden  Streitenden  eine 
politische  Interessenverflechtung  herzustellen,  die  ge- 
eignet sein  konnte,  Amerika  einen  solchen  Konflikt,  lang- 
sam näherzubringen  und  damit  die  Aufmerksamkeit 
von  seiner  zerfahrenen  Wirtschaftspolitik  im  Innern 
nach  außen  hin  abzu  lenken. 

Besonders  brüskierend  wird  sein  Vorgehen  in  die- 
sem Sinne  gegen  das  Deutsche  Reich.  Vom  Jahre  1937 
ab  setzten  eine  Anzahl  von  Reden  ein,  darunter  eine 
besonders  niederträchtige  vom  5.  Oktober  1937  in  Chi- 
cago, in  denen  dieser  Mann  planmäßig  beginnt,  die  ame- 
rikanische Öffentlichkeit  gegen  Deutschland  aufzu het- 
zen. Er  droht  mit  der  Aufrichtung  einer  Art  von  Qua- 
rantäne gegen  die  sogenannten  autoritären  Staaten.  Im 
Vollzug  dieser  sich  nun  dauernd  steigernden  Haß-  und 
Hetzreden  des  Präsidenten  Roosevelt  beruft  er  nach 
neuerlichen  beleidigenden  Erklärungen  den  amerika- 
nischen Botschafter  in  Berlin  zur  Berichterstattung  nach 
W'ashington.181  Seitdem  sind  die  beiden  Staaten  nur  noch 
durch  Geschäftsträger  miteinander  verbunden.15’ 

Vom  November  1938  ab  beginnt  er  planmäßig  und 
bewußt,  jede  Möglichkeit  einer  europäischen  Befrie- 
dungspolitik zu  sabotieren.  Er  heuchelt  dabei  nach  au- 
ßen hin  Interesse  am  Frieden,  droht  aber  jedem  Staat, 
der  bereit  ist,  die  Politik  einer  friedlichen  Verständi- 
gung zu  betreiben,  mit  Sperrung  von  Anleihen,  mit  wirt- 
schaftlichen Repressalien,  mit  Kündigung  von  Darle- 
hen usw.  Hier  geben  einen  erschütternden  Einblick  die 
Berichte  der  polnischen  Botschafter  in  Washington.16’ 
London,17’  Paris18’  und  Brüssel. 

Im  Januar  1939  beginnt  dieser  Mann  seine  Hetz- 
kampagne zu  verstärken  und  droht  mit  allen  Maßnah- 
men vor  dem  Kongreß,  gegen  die  autoritären  Staaten 
vorzugehen,  außer  mit  Krieg.1*’ 

Während  er  dauernd  behauptet,  daß  andere  Staaten 
versuchten,  sich  in  amerikanische  Angelegenheiten  ein- 
zumischen, und  auf  die  Aufrechterhaltung  der  Mon- 
roedoktrin pocht,  beginnt  er  seit  dem  März  1939  in  in- 


14)  Am  13.11.1938  wurde  Botschafter  Hugh  Robert  Wllion  (seit  3. 
März  1938)  telegraphisch  zur  'Berichterstattung’'  nach  Washington 
zu  nick  gerufen,  worauf  auch  die  deutsche  Reichsrcgicrung  ihren  Bot- 
schafter Dr.  Hans  Heinrich  Dieckhoff  aus  Washington  zuruckricf. 

15)  Gesandter  Dr.  Hans  Thomten  in  Washington  und  Botschaftsrat 
Alexander  C.  Klrk  in  Berlin,  der  aber  dann  am  21.  Oktober  1940 
nach  seiner  Versetzung  als  Geschäftsträger  an  die  USA-Botschaft  in 
Rom  durch  Botschaftsrat  Leland  B.  Mörri*  als  Geschäftsträger  ad 
interim  ersetzt  wurde. 

16)  Graf  Jerzy  Potocki. 

17)  Jules  Lukasiewicz 

18)  Graf  Eduard  Raczinski. 

19)  Vgl.  "Dokumente  ...’  S.  465  Anm.  1. 


ner-europäische  Angelegenheiten  hineinzureden,  die 
den  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  überhaupt 
nichts  angehen.  Erstens  versteht  er  diese  Probleme 
nicht,  und  zweitens,  selbst  wenn  er  sie  verstünde  und  die 
geschichtlichen  Hergänge  begriffe,  hätte  er  ebensowe- 
nig das  Recht,  sich  um  den  mitteleuropäischen  Raum  zu 
kümmern,  wie  etwa  das  deutsche  Staatsoberhaupt  ein 
Recht  hat,  über  die  Verhältnisse  in  einem  Staat  der  USA 
zu  urteilen  oder  gar  zu  ihnen  Stellung  zu  nehmen. 

Ja,  Herr  Roosevelt  geht  noch  weiter.  Entgegen  allen 
völkerrechtlichen  Bestimmungen  erklärt  er,  Regierun- 
gen, die  ihm  nicht  passen,  nicht  anzuerkennen,  Neuord- 
nungen nicht  entgegenzunehmen,  Gesandtschaften  von 
längst  aufgelösten  Staaten  zu  belassen  oder  gar  als  recht- 
mäßige Regierungen  einzusetzen.  Endlich  geht  er  so 
weit,  mit  solchen  Gesandten  Verträge  abzuschließen, 
die  ihm  dann  sogar  das  Recht  geben,  fremde  Territorien 
einfach  zu  besetzen.*01 

Am  15.  April  1939  kam  der  berühmte  Appell  Roose- 
velts  an  mich  und  an  den  Duce,  der  eine  Mischung  von 
geographischer  und  politischer  Unkenntnis  einerseits, 
gepaart  mit  der  Arroganz  eines  Angehörigen  bestimm- 
ter Millionärskreise  andererseits,  darstellte  und  in  dem 
wir  aufgefordert  wurden.  Erklärungen  abzugeben,  und 
mit  x-beliebigen  Staaten  Nichtangriffspakte  zu  schlie- 
ßen, dabei  zum  großen  Teil  mit  Staaten,  die  überhaupt 
nicht  im  Besitz  ihrer  Freiheit  waren,  weil  sie  von  den 
Bundesgenossen  des  Herrn  Roosevelt  entweder  annek- 
tiert oder  in  Protektorate  verwandelt  worden  sind.211 

Sie  erinnern  sich,  meine  Abgeordneten,  daß  ich  da- 
mals diesem  zudringlichen  Herrn  eine  ebenso  höfliche 
wie  deutliche  Antwort  gab,22’  was  immerhin  wenigstens 
für  einige  Monate  den  Strom  der  Redseligkeit  dieses 
biederen  Kriegshetzers  abstoppte. 

An  seine  Stelle  trat  aber  nun  die  ehrenwerte  Frau 
Gemahlin.23' 

Sie  lehnte  es  ab,  mit  ihren  Söhnen  in  einer  Welt  leben 
zu  wollen,  wie  wir  sie  besitzen.  Das  ist  allerdings  ver- 
ständlich. Denn  dies  ist  eine  Welt  der  Arbeit  und  nicht 
eine  solche  des  Betruges  und  der  Schiebungen. 

Nach  kurzer  Erholung  aber  setzt  dann  der  Mann 
dieser  Frau  dafür  am  4.  November  1939  die  Abände- 
rung des  Neutralitätsgesetzes  so  durch,  daß  nunmehr 
das  Waffenausfuhrverbot  aufgehoben  wird,  und  zwar 
zugunsten  einer  einseitigen  Belieferung  der  Gegner 
Deutschlands.  Er  beginnt  dann  so  ähnlich  wie  in  Ostasi- 
en mit  China  auch  hier  über  den  Umweg  einer  wirt- 


20)  Der  Führer  bezieht  sich  hier  auf  den  Fall  des  dänischen  Gesandten  in 
Washington  Henrik  von  Kauffmann.  der  am  9.  April  1941  eigen- 
mächtig mit  dem  USA-Staalssckrctär  Cordell  Hüll  ein  Übereinkom- 
men betreffend  die  Verteidigung  Grönlands  abgeschlossen  hatte  und 
daraufhin  am  12.  von  seiner  Regierung  abberufen  wurde;  er  lehnte 
jedoch  seine  Rückkehr  nach  Kopenhagen  ab  und  wurde  am  14.  von  der 
USA-Regierung  weiterhin  als  bevollmächtigter  dänischer  Gesandter  in 
Washington  anerkannt. 

21)  'Dokumente  ..."  Bd.  7,  S.  130  - 133  Anm.  2. 

22)  In  seiner  Rcichstagsredc  vom  28.4.1939 

(Dokumente  Bd.  7,  Dok.  24). 

23)  Eleanor  Roosevelt. 
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schaftlichen  Verflechtung  eine  früher  oder  später  wirk- 
sam werdende  Interessengemeinschaft  herzustellen. 
Noch  im  selben  Monat  erkennt  er  einen  Haufen  von 
polnischen  Emigranten  als  sogenannte  Exilregierung 
an,  deren  einziges  politisches  Fundament  ein  paar  Mil- 
lionen von  Warschau  mitgenommener  polnischer  Gold- 
stücke gewesen  ist. 

Schon  am  9.  April  (1940)  geht  er  weiter  und  verfügt 
nunmehr  eine  Sperrung  der  norwegischen  und  däni- 
schen Guthaben  mit  dem  verlogenen  Vorwand,  einen 
deutschen  Zugriff  dadurch  zu  verhindern,  obwohl  ihm 
genau  bekannt  ist,  daß  z.  B.  die  dänische  Regierung  in 
ihrer  Vermögensverwaltung  von  Deutschland  über- 
haupt nicht  beachtet,  geschweige  denn  kontrolliert  wird. 

Zu  den  verschiedenen  Exilregierungen  wird  nun 
weiter  von  ihm  auch  noch  eine  norwegische  anerkannt. 
Schon  am  15.  Mai  1940  kommen  zu  diesen  nun  auch  noch 
holländische  und  belgische  Emigrantenregierungen, 
und  ebenso  tritt  eine  Sperrung  der  holländischen  und 
belgischen  Guthaben  ein. 

Allein  die  wahre  Gesinnung  dieses  Mannes  enthüllt 
sich  erst  in  einem  Telegramm  vom  15.  Juni  (1940)24’  an 
den  französischen  Ministerpräsidenten  Reynaud.-51 
Er  teilt  ihm  mit,  daß  die  amerikanische  Regierung 
die  Hilfeleistung  an  Frankreich  verdoppeln  wird,  vor- 
ausgesetzt, daß  Frankreich  den  Krieg  gegen  Deutsch- 
land fortsetzt.  Um  diesem  Wunsch  nach  Kriegsverlän- 
gerung noch  besonders  Nachdruck  zu  geben,  gibt  er  die 
Erklärung  ab,  daß  die  amerikanische  Regierung  die 
Ergebnisse  der  Eroberung,  d.  h.  also  die  Rückgewin- 
nung z.  B.  der  einst  Deutschland  geraubten  Gebiete, 
nicht  anerkennen  werde.  Ich  brauche  Ihnen  nicht  zu 
versichern,  meine  Herren  Abgeordneten,  daß  es  jeder 
deutschen  Regierung  gänzlich  gleichgültig  ist,  ob  der 
Präsident  der  Vereinigten  Staaten  eine  Grenze  in  Euro- 
pa anerkennt  oder  nicht,  und  auch  in  der  Zukunft  gleich- 
gültig sein  wird. 

Ich  führe  den  Fall  nur  zur  Charakterisierung  der 
planmäßigen  Hetze  dieses  Mannes  an,  der  von  Frieden 
heuchelt  und  ewig  nur  zum  Kriege  hetzt.  Denn  nun 
überfällt  ihn  die  Angst,  daß  im  Falle  des  Zustandekom- 
mens eines  europäischen  Friedens  die  Milliardenver- 
geudung seiner  Aufrüstung  in  kurzer  Zeit  als  glatter 
Betrug  erkannt  wird,  da  niemand  Amerika  dann  an- 
greift, wenn  dieses  nicht  selbst  den  Angriff  provoziert. 

Am  17.  Juni  1940  verfugt  der  Präsident  der  Vereinig- 
ten Staaten  die  Sperrung  der  französischen  Guthaben, 
um  - wie  er  sich  ausdrückt  - sie  dem  deutschen  Zugriff 
zu  entziehen,  in  Wirklichkeit  aber,  um  mit  Hilfe  eines 
amerikanischen  Kreuzers  das  Gold  von  Casablanca  nach 
Amerika  abzuführen. 

Vom  Juli  1940  steigern  sich  die  Maßnahmen  Roose- 

24)  Monatsheft e für  AusHvrtige  Politik  Jahrg.  8 (1941).  S.  809. 

25)  Nach  einem  ersten  Appell  an  Roosevrlt  vom  10.  Juni  1940  hat 
Präsident  Reynaud  in  der  Nacht  vom  13.  zum  14.  Juni  angesichts  des 
völligen  militärischen  Zusammenbruchs  Frankreichs  durch  den  Rund- 
funk einen  "letzten  Appell"  an  den  USA-Präsidcntcn  um  wirksame 
amerikanische  Hilfe  gerichtet;  vgl.  auch  Dokumente  Bd.  8.  S.  90  und 
429. 


velts  immer  mehr,  um,  sei  es  durch  den  Eintritt  ameri- 
kanischer Staatsangehöriger  in  die  britische  Luftwaffe 
oder  durch  die  Ausbildung  von  englischem  Flugperso- 
nal in  den  Vereinigten  Staaten,  den  Weg  zum  Kriege 
selbst  zu  finden.  Und  schon  im  August  1940  erfolgt  die 
gemeinsame  Aufstellung  eines  militärischen  Programms 
für  die  Vereinigten  Staaten  und  Kanada.  Um  aber  nun 
die  Bildung  eines  amerikanisch-kanadischen  Verteidi- 
gungskomitees3*1 wenigstens  den  größten  Dummköp- 
fen plausibel  erscheinen  zu  lassen,  erfindet  er  von  Zeit 
zu  Zeit  Krisen,  in  denen  er  tut,  als  ob  Amerika  von  einem 
Überfall  bedroht  sei,  was  er  seinem  - schon  wirklich 
erbarmungswürdigen  - Anhang  dadurch  suggeriert, 
daß  er  plötzlich  Reisen  abbricht,  in  höchster  Eile  nach 
Washington  zurückfährt,  um  solcherart  die  Gefährlich- 
keit der  Situation  zu  unterstreichen. 

Im  September  1940  nähert  er  sich  dem  Krieg  noch 
mehr.  Er  tritt  an  die  englische  Flotte  50  Zerstörer  der 
amerikanischen  Flotte  ab,  wofür  er  allerdings  militäri- 
sche Stützpunkte  in  den  britischen  Besitzungen  von 
Nord-  und  Mittelamerika  übernimmt.*71 

Wie  denn  überhaupt  eines  erst  die  Nachwelt  klären 
wird:  nämlich  inwieweit  bei  all  diesem  Haß  gegen  das 
soziale  Deutschland  auch  noch  die  Absicht  mitspielt,  das 
britische  Empire  in  der  Stunde  des  Verfalls  möglichst 
sicher  und  gefahrlos  übernehmen  zu  können. 

Nachdem  nun  England  nicht  mehr  in  der  Lage  ist, 
mit  barem  Gelde  amerikanische  Lieferungen  bezahlen 
zu  können,  preßt  er  dem  amerikanischen  Volk  das  Pacht- 
Leih-Gesetz  auf.3® 

Als  Präsident  erhält  er  nun  Vollmachten  zur  pacht- 
und  leihweisen  Unterstützung  der  Länder,  deren  Ver- 
teidigung Roosevelt  für  Amerika  als  lebenswichtig  er- 
scheinen. Allein  im  März  1941  geht  dieser  Mann,  nach- 
dem Deutschland  unter  keinen  Umständen  zu  bewegen 
ist,  auf  seine  fortgesetzten  Anflegelungen  zu  reagieren, 
wieder  einen  Schritt  weiter. 

Schon  am  19.  Dezember  1939  haben  amerikanische 
Kreuzer  innerhalb  der  Sicherheitszone  den  Dampfer 
"Columbus"  britischen  Kriegsschiffen  in  die  Hände  ge- 
spielt. Er  mußte  deshalb  versenkt  werden.391 

Am  selben  Tage  haben  USA-Streitkräfte  mitgewirkt 

26)  Dessen  Schaffung  wurde  am  17.  August  1940  in  einer  in  Ogdensburg 
(New  York)  abgehobenen  Besprechung  von  Präsident  Roosrvrlt  und 
dem  kanadischen  Ministerpräsidenten  Mackenzie  King  beschlossen; 
die  erste  Tagung  dieses  Ausschusses  fand  am  26.  August  in  Ottawa 
statt. 

27)  In  einem  Notenwechsel  /wischen  dem  britischen  Botschafter  in 
Washington  Lord  Lothian  und  dem  amerikanischen  Staatssekretär 
(lull  vom  2.9.1940,  der  durch  ein  am  27.  März  1941  in  London 
Unterzeichneten  britisch-amerikanisches  Abkommen  bestätigt  wurde, 
erklärte  sich  Großbritannien  gegen  Überlassung  von  50  Zerstörern 
seitens  der  USA  zur  Verpachtung  einer  Reihe  von  Stützpunkten  in  den 
britischen  Besitzungen  in  Amerika  für  die  Dauer  von  99  Jahren  an  die 
Vereinigten  Staaten  bcreiL 

28)  Der  am  10.  Januar  1941  im  Kongreß  eingebrachte  Entwurf  dieses 
Gesetzes  wurde  am  8.  März,  vom  Senat  mit  60  gegen  31  Stimmen  und 
am  II.  vom  Repräsentantenhaus  mit  317  gegen  31  Stimmen  ange- 
nommen und  noch  am  selben  Tage  in  Kraft  gesetzt. 

29)  Der  deutsche  32.581  BRT  große,  dem  Norddeutschen  Lloyd  gehöri- 
ge, Überseedampfer  "Columbus".  das  drittgrößte  Schiff  der  deutschen 
Handelsmarine,  das  von  dem  mexikanischen  Hafen  Vera  Cruz  die 
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bei  dem  Aufbringungsversuch  des  deutschen  Dampfers 
"Arauca".  Am  27.  Januar  1940  hat  der  USA-Kreuzer 
"Trenton"  wieder  völkerrechtswidrig  von  Bewegungen 
der  deutschen  Handelsdampfer  "Arauca",  "La  Plata"  und 
"Wangoni"  die  feindlichen  Seestreitkräfte  unterrichtet. 
Am  27.  Juni  1940  verfügte  der  Präsident  vollständig 
völkerrechtswidrig  eine  Beschränkung  der  Freizügig- 
keit ausländischer  Handelsschiffe  in  USA-Häfen. 

Im  November  1940  ließ  er  die  deutschen  Dampfer 
"Phrygia",  "Idarwald"  und  "Rhein”  durch  USA-Kriegs- 
schiffe  so  lange  verfolgen,  bis  sich  diese  Dampfer  end- 
lich selbst  versenken  mußten,  um  nicht  dem  Feinde  in 
die  Hand  zu  fallen. 

Am  13.  April  1941  erfolgte  die  Freigabe  des  Ver- 
kehrs durch  das  Rote  Meer  für  USA-Schiffe  zur  Versor- 
gung der  britischen  Armeen  im  Nahen  Osten.801 

Im  Monat  März  war  unterdessen  bereits  die  Beschlag- 
nahme aller  deutschen  Schiffe  durch  die  amerikani- 
schen Behörden  erfolgt. 3,1 

Deutsche  Reichsangehörige  wurden  dabei  in  der  ent- 
würdigendsten Weise  behandelt,  ihnen  gänzlich  völker- 
rechtswidrig bestimmte  Aufenthaltsorte  angewiesen, 
Reisebeschränkungen  auferlegt  usw. 

Zwei  aus  kanadischer  Gefangenschaft  entkommene 
deutsche  Offiziere  wurden  ebenfalls  entgegen  allen  völ- 
kerrechtlichen Bestimmungen  gefesselt  und  wieder  an 
die  kanadischen  Behörden  ausgeliefert.321 

Am  27.  März  begrüßt  derselbe  Präsident,  der  gegen 
jede  Aggression  ist,  die  durch  eine  Aggression  in  Bel- 
grad nach  dem  Sturz  der  legalen  Regierung  ans  Ruder 
gekommene  Putschistenclique  Simowitsch  und  Genos- 
sen.331 

Der  Präsident  Roosevelt  schickte  schon  monatelang 
vorher  Oberst  Donovan,  ein  vollständig  minderwerti- 
ges Subjekt,  in  seinem  Auftrag  auf  den  Balkan,  um  dort 
zu  versuchen,  in  Sofia  und  in  Belgrad  einen  Aufstand 
gegen  Deutschland  und  Italien  herbeizuführen.341 

Er  verspricht  darauf  im  April  Jugoslawien  und  Grie- 
chenland Hilfe  auf  Grund  des  Leih-  und  Pachtgesetzes. 
Noch  Ende  April  erkennt  dieser  Mann  die  jugoslawi- 
schen und  griechischen  Emigranten  wieder  als  Exilre- 
gierung an  und  sperrt  im  übrigen  erneut  völkerrechts- 

Heimfahrt  angetreten  hatte,  wurde  von  dem  auf  Atlantikpatrouille 
befindlichen  USA-Kreu/er  "Tuscoloosa”,  der  durch  die  mehrfachen 
funkcntclcgraphischcn  Poiitiommcldungcn  einen  brititischen  Zer- 
störer hcrbciricf,  stundenlang  verfolgt,  bis  sich  das  deutsche  Schiff, 
um  der  drohenden  Aulbringung  durch  das  britische  Kriegsschiff  zu 
entgehen,  am  19.  Dezember  1939  selbst  versenkte.  Zur  Belohnung 
wurde  der  Kommandant  des  amerikanischen  Kreuzers.  Kapitän  Har- 
ry Budt,  im  Mar/  1941  zum  Chef  des  gesamten  Personals  der  USA- 
Marine  befördert. 

30)  Vgl  'Dokumente  ..."  S 12  Anm  2. 

31)  Vgl. 'Dokumente  ..."  S.  457. 

32)  Ende  Marz  1941;  vgl.  VB  vom  4.  April  1941.  Die  Auslieferung 
erfolgte  auf  telephonischen  Befehl  des  USA-Justizminislcriums  an  die 
amerikanischen  Grenzbehörden. 

33)  Über  den  Belgrader  Staatsstreich  vom  27.  Marz  1941  vgl.  oben  S 58 
Anm.  2. 

34)  Oberst  Donovan.  der  am  15.  Dezember  1940  in  Lissabon  eingetrof- 
fen war.  weilte  am  21722.  Januar  1941  in  Sofia  und  anschließend  in 
Belgrad;  vgl.  oben  S.  43,  390  und  401. 


widrig  die  jugoslawischen  und  griechischen  Guthaben. 

Von  Mitte  April  ab  erfolgt  außerdem  eine  weitere 
Überwachung  des  Westatlantiks  durch  USA-Patroulli- 
en  und  deren  Meldungen  an  die  Engländer.351 

Am  26.  April  (1941)  liefert  Roosevelt  an  England  20 
Schnellboote  und  zugleich  finden  laufend  Reparaturen 
britischer  Kriegsschiffe  in  USA-Häfen  statt.  Am  12.  Mai 
erfolgt  die  völkerrechtswidrige  Bewaffnung  und  Repa- 
ratur norwegischer  Dampfer,  die  für  England  fahren. 
Am  4.  Juni  treffen  amerikanische  Truppentransporte  in 
Grönland  zum  Flugplatzbau  ein.  Und  am  9.  Juni  kommt 
die  erste  englische  Meldung,  daß  auf  Grund  eines  Be- 
fehls des  Präsidenten  Roosevelt  ein  USA-Kriegsschiff 
ein  U-Boot  bei  Grönland  mit  Wasserbomben  bekämpft 
habe. 

Am  14.  Juni  erfolgt  wieder  völkerechtswidrig  die  Sper- 
rung der  deutschen  Guthaben  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Am  17.  Juni  verlangt  Präsident  Roosevelt  un- 
ter verlogenen  Vorwänden  die  Zurückziehung  der  deut- 
schen Konsulate.  Er  verlangt  weiter  die  Schließung  der 
deutschen  Presseagentur  "Transocean”,  der  deutschen 
Informationsbibliothek  und  der  deutschen  Reichsbahn- 
zentrale.38' 

Am  6.  bis  7.  Juli  (1941)  erfolgt  die  Besetzung  des  in 
der  deutschen  Kampfzone  gelegenen  Island  auf  Befehl 
Roosevelts  durch  amerikanische  Streitkräfte.  Er  hofft 
dadurch  nun  bestimmt: 

1.  Deutschland  nun  endlich  zm  Kriege  zu  zwingen, 

2.  ansonsten  den  deutschen  U-Bootkrieg  genau  so 
wertlos  zu  machen,  ähnlich  wie  im  Jahre  1915  - 1916. 

Zur  gleichen  Zeit  schickt  er  ein  amerikanisches  Hilfs- 
versprechen an  die  Sowjetunion  ab.871 

Am  10.  Juli  gibt  plötzlich  der  Marineminister  Knox 
bekannt,  daß  die  USA-Marine  einen  Schießbefehl  ge- 
gen die  Achsenkriegsschiffe  besitze.3® 

Am  4.  September  operiert  der  USA-Zerstörer  "Greer" 
entsprechend  dem  ihm  gegebenen  Befehl,  mit  engli- 
schen Flugzeugen  gegen  deutsche  U-Boote  im  Atlan- 
tik.391 

Fünf  Tage  später  stellt  ein  deutsches  U-Boot  USA- 
Zerstörer  als  Geleitfahrzeuge  im  englischen  Convoy  fest. 
Am  11.  September  endlich  hält  Roosevelt  jene  Rede,  in 
der  er  selbst  den  Befehl  zum  Schießen  gegen  alle  Ach- 
senschiffe bestätigt  und  neu  erteilt.401 

Am  29.  September  (1941)  greifen  USA-Bewacher  ein 
deutsches  U-Boot  östlich  Grönland  mit  Wasserbomben 
an. 

Am  17.  Oktober  bekämpft  der  USA-Zerstörer  "Kear- 
ney"  im  Geleitschutz  für  England  fahrend,  wieder  ein 
deutsches  U-Boot  mit  Wasserbomben,411  und  am  6.  No- 
vember endlich  kapern  USA-Streitkräfte  völkerrechts- 
widrig den  deutschen  Dampfer  "Odemvald",421  schlep- 

35)  Vgl. "Dokumente  ..."  S.  459. 

36)  Vgl.  "Dokumente  ..."  S.458. 

37)  Am  24.  Juni  1941. 

38)  Vgl.  "Dokumente  ..."  S.  460. 

39)  Vgl.  "Dokumente  ..."  S.  472  und  Anm.  I. 

40)  VgL  •Dokumente  ..."  S.  460  f. 
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pen  ihn  in  einen  amerikanischen  Hafen13'  und  set- 
zen die  Besatzung  gefangen. 

Die  beleidigenden  Angriffe  und  Anflegelun- 
gen dieses  sogenannten  Präsidenten  gegen  mich 
persönlich  will  ich  dabei  als  belanglos  übergehen. 

Daß  er  mich  einen  Gangster  nennt,  ist  um  so 
gleichgültiger,  als  dieser  Begriff  wohl  mangels 
derartiger  Subjekte  nicht  aus  Europa,  sondern 
aus  Amerika  stammt. 

Aber  abgesehen  davon  kann  ich  von  Herrn 
Roosevelt  überhaupt  nicht  beleidigt  werden; 
denn  ich  halte  ihn  genau  so  wie  einst  Woodrow 
Wilson11'  ebenfalls  für  geisteskrank. 

Daß  dieser  Mann  mit  seinem  jüdischen  An- 
hang seit  Jahren  nun  mit  den  gleichen  Mitteln 
gegen  Japan  kämpft,  ist  uns  bekannt.  Ich  brauche 
sie  hier  nicht  zur  Sprache  zu  bringen.  Auch  hier 
sind  dieselben  Methoden  zur  Anwendung  gekom- 
men. Erst  hetzt  dieser  Mann  zum  Krieg,  dann 
fälscht  er  die  Ursachen  um,  stellt  willkürliche  Be- 
hauptungen auf,  hüllt  sich  dann  in  widerwärtiger  Weise 
ein  in  eine  Wolke  christlicher  Heuchelei  und  führt  so 
langsam,  aber  sicher  die  Menschheit  dem  Krieg  entge- 
gen, nicht  ohne  dann  als  alter  Freimaurer  dabei  Gott 
zum  Zeugen  anzurufen  für  die  Ehrbarkeit  seines  Han- 
delns. 

Ich  glaube,  Sie  alle  werden  es  als  eine  Erlösung  emp- 
funden haben,  daß  nunmehr  endlich  ein  Staat  als  erster 
gegen  diese  in  der  Geschichte  einmalige  und  unver- 
schämte Mißhandlung  der  Wahrheit  und  des  Rechts  zu 
jenem  Protest  schritt,15’  den  dieser  Mann  ja  gewünscht 
hat  und  über  den  er  sich  daher  jetzt  nicht  wundern  oder 
gar  beschweren  darf. 

Daß  die  japanische  Regierung  es  nach  jahrelangem 
Verhandeln  mit  diesem  Fälscher  endlich  satt  hatte,  sich 
noch  weiter  in  so  unwürdiger  Weise  verhöhnen  zu  las- 
sen, erfüllt  uns  alle,  das  deutsche  Volk  und,  ich  glaube, 
auch  die  übrigen  anständigen  Menschen  auf  der  ganzen 
Welt,  mit  einer  tiefen  Genugtuung.1*' 

Wir  wissen,  welche  Kraft  hinter  Roosevelt  steht.  Es 
ist  jener  ewige  Jude,  der  seine  Zeit  als  gekommen  er- 
achtet, um  das  auch  an  uns  zu  vollstrecken,  was  wir  in 
Sowjetrußland  alle  schaudernd  sehen  und  erleben  muß- 

41)  Vgl,  "Dokumente  ..."  S.  473  und  Anm  2, 

42)  5.000  BRT  großer  Hapag- Dampfer. 

43)  San  Juan  (Puerto  Rico). 

44)  Vgl.  “Dokumente  ..."  S.  51$.  Anm  I. 

45)  Durch  Erlaß  de»  japanischen  Kaisen  vom  8.  De/cmbcr  1941  wurde 
den  Vereinigten  Staaten  und  Großbritannien  der  Krieg  erklärt.  Am 
selben  Tage  konnten  japanische  Flotten-  und  Luftwaffenstrcitkriftc 
in  Pearl  Habour  (auf  Hawai)  fünf  Schlachtschiffe  und  zwei  schwere 
Kreuzer  der  USA-Marine  versenken  sowie  mehrere  Schlachtschiffe 
schwer  beschädigen. 

46)  Bei  diesen  Worten  des  Führen  bereiteten  die  Reichstagsabgcordncten 
dem  in  der  Diplomatcnloge  anwesenden  japanischen  Botschafter 
llirnshi  Oshima.  dem  der  Führer  dann  am  13.  Dezember  1941  in 
Anerkennung  seiner  besonderen  Verdienste  um  das  Zustandekommen 
des  Dreimächtepaktes  das  Großkreuz  des  Ordens  vom  Deutschen 
Adler  in  Gold,  die  höchste  deutsche  Auszeichnung,  in  einer  Sonderau- 
dienz  persönlich  überreichte,  stürmische  Beifallskundgebungen. 


ten.  Wir  haben  das  jüdi- 
sche Paradies  auf  Erden 
nunmehr  kennenge- 
lernt. Millionen  deut- 
scher Soldaten  haben 
den  persönlichen  Ein- 
blick gewinnen  können 
in  ein  Land,  in  dem  die- 
ser internationale  Jude 
Mensch  und  Gut  zerstör- 
te und  vernichtete.  Der 
Präsident  der  Vereinig- 
ten Staaten  mag  das  viel- 
leicht selbst  nicht  be- 
greifen. Dann  spricht 
dies  nur  für  seine  geisti- 
ge Beschränktheit. 

Wir  aber  wissen,  daß 
dies  das  Ziel  seines  gan- 


zen Kampfes  ist.  Auch  wenn  wir  nicht  im  Bündnis  mit 
Japan  stünden,  wären  wir  uns  darüber  im  klaren,  daß 
es  die  Absicht  der  Juden  und  ihres  Franklin  Roose- 
velt ist,  einen  Staat  nach  dem  anderen  allein  zu  ver- 
nichten. Das  heutige  Deutsche  Reich  hat  aber  nun 
nichts  mehr  gemein  mit  dem  Deutschland  von  einst. 
Wir  werden  daher  auch  von  unserer  Seite  nun  das  tun, 
was  dieser  Provokateur  seit  Jahren  zu  erreichen  ver- 
suchte. Nicht  nur,  weil  wir  Verbündete  von  Japan  sind, 
sondern  weil  Deutschland  und  Italien  in  ihrer  derzeiti- 
gen Führung  genügend  Einsicht  und  Stärke  besitzen, 
um  zu  begreifen,  daß  in  dieser  historischen  Zeit  das 
Sein  oder  Nichtsein  der  Nationen  bestimmt  wird,  viel- 
leicht für  immer. 

Was  diese  andere  Welt  mit  uns  vorhat,  ist  uns  klar. 
Sie  haben  das  demokratische  Deutschland  von  einst 
zum  Verhungern  gebracht,  sie  würden  das  sozialisti- 
sche von  heute  ausrotten.  Wenn  Herr  Roosevelt  oder 
Herr  Churchill  erklären,  daß  sie  dann  später  eine  neue 
soziale  Ordnung  aufbauen  wollen,  dann  ist  das  unge- 
fähr so,  als  wenn  ein  Friseur  mit  kahlem  Kopf  ein  un- 
trügliches Haarwuchsmittel  empfiehlt.  Die  Herren,  die 
in  den  sozial  rückständigsten  Staaten  leben,  hätten, 
statt  für  Kriege  zu  hetzen,  sich  um  ihre  Erwerbslosen 
kümmern  sollen.  Sie  haben  in  ihren  Ländern  Not  und 
Elend  genug,  um  sich  dort  im  Sinne  einer  Verteilung 
von  Lebensmitteln  zu  beschäftigen. 

Was  das  deutsche  Volk  betrifft,  so  braucht  es  w-eder 
von  Herrn  Churchill  noch  von  einem  Herrn  Roose- 
velt oder  gar  von  einem  Mister  Eden'71  Almosen,  son- 
dern es  will  nur  sein  Recht,  und  dieses  Recht  zum  Le- 
ben wird  es  sich  sicherstellen,  auch  wenn  tausend  Chur- 
chills und  Rooscvelts  sich  dagegen  verschwüren  soll- 
ten! 

Dieses  Volk  hier  hat  nun  eine  fast  zweitausendjäh- 

47)  Seil  23.  Dezember  1940  zum  zweitenmal  britischer  Außenminister. 

48)  Botschaftsrat  Leland  B.  Morris,  vgl.  oben  S.  521  Anm.  4 
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rige  Geschichte  hinter  sich.  Es  war  in  dieser  langen 
Zeit  noch  nie  so  einig  und  geschlossen  wie  heute  und 
wie  es  dank  der  nationalsozialistischen  Bewegung  für 
alle  Zukunft  nun  sein  wird.  Es  war  aber  auch  vielleicht 
noch  nie  so  hellsehend  und  selten  so  ehrbewußt.  Ich 
habe  daher  heute  dem  amerikanischen  Geschäftsträ- 
ge die  Pässe  zustellen  lassen  und  ihm  folgendes  er- 
öffnen lassen: 

Im  Verfolg  der  immer  weiteren  Ausdehnung  einer 
auf  unbegrenzte  Weltherrschaftsdiktatur  gerichteten 
Politik  des  Präsidenten  Roosevelt  sind  die  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika  im  Verein  mit  England  vor 
keinem  Mittel  zurückgewichen,  um  dem  deutschen, 
dem  italienischen  und  auch  dem  japanischen  Volke  die 
Voraussetzungen  ihrer  natürlichen  Lebenserhaltung 
zu  bestreiten.  Die  Regierungen  Englands  und  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  haben  sich  aus  diesem 
Grunde  nicht  nur  für  die  Gegenwart,  sondern  auch  für 
alle  Zukunft  jeder  berechtigten  Revision  zur  Herbei- 
führung einer  besseren  Neuordnung  der  Welt  entge- 
gengesetzt. 

Seit  Kriegsbeginn  hat  sich  der  amerikanische  Prä- 
sident Roosevelt  in  steigendem  Maße  eine  Reihe 
schwerster  völkerrechtswidriger  Verbrechen  zuschul- 
den kommen  lassen.  Gesetzlose  Übergriffe  auf  Schiffe 
und  sonstiges  Eigentum  deutscher  und  italienischer 
Staatsbürger  verbanden  sich  mit  der  Bedrohung,  ja 
der  willkürlichen  Beraubung  der  persönlichen  Frei- 
heit der  Betroffenen  durch  Internierungen.49’ 

Die  sich  auch  sonst  weiter  verschärfenden  Angriffe 
des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  Roosevelt 
führten  am  Ende  so  weit,  daß  er  der  amerikanischen 
Marine  den  Befehl  erteilte,  entgegen  allen  Völker- 
rechtsbestimmungen Schiffe  deutscher  und  italieni- 
scher Nationalität  überall  sofort  anzugreifen,  zu  be- 
schießen und  sie  zu  versenken.“’ 

Amerikanische  Minister  rühmten  sich  auch,  auf  die- 
se verbrecherische  Weise  deutsche  U-Boote  vernichtet 
zu  haben.  Deutsche  und  italienische  Handelsschiffe 
wurden  von  amerikanischen  Kreuzern  überfallen,  ge- 
kapert und  ihre  friedlichen  Besatzungen  in  Gefängnis- 
se abgeführt.  Ohne  jeden  Versuch  einer  amtlichen  Wi- 
derlegung von  seiten  der  amerikanischen  Regierung 

. 49)  Vgl.  "Dokumente  ..."  S.  457  f. 

50)  Vgl.  "Dokumente  ..."  S.  460  f. 

51)  Anfang  Dezember  1941  enthüllten  amerikanische  Blätter 
einen  auf  Roosevelt«  Weitung  (an  Krlegtmlnlstcr  Stlmson 
vom  9.  Juli)  im  September  vom  gemeinsamen  Oberkomman- 
do der  Armee  und  Marine  angefertigten  Bericht,  der  ein  Im 
Jahre  1943  gegen  Europa  ein/uset/.endes  amerikanisches  Ex- 
peditionskorps in  Stärke  von  fünf  Millionen  Mann  sowie 
Gesamtstreitkräfte  in  Hohe  von  zehn  Millionen  Munn  vor- 
sieht. Da  Deutschland  und  seine  europäischen  Trabanten 
(nach  diesem  Bericht)  von  den  jetzt  gegen  sie  kämpfenden 
europäischen  Mächten  nicht  besiegt  werden  könnten,  müsse 
Amerika  in  den  Krieg  eintreten  und  einen  Teil  seiner  Streit- 
kräfte im  Ostatlantik,  in  Europa  und  Afrika  einsetzen.  Die 
Rüstungskosten  bis  zum  1.  Juli  1942  wurden  auf  110  Milliar- 
den Dollar  berechnet. 


wurde  aber  darüber  hinaus  nunmehr  in  Amerika  der  Plan 
des  Präsidenten  Roosevelt  veröffentlicht,  spätestens  im 
Jahre  1943  Deutschland  und  Italien  mit  militärischen 
Machtmitteln  in  Europa  selbst  angreifen  zu  wollen.61' 

Dadurch  ist  das  aufrichtige  und  von  beispielloser  Lang- 
mut zeugende  Bestreben  Deutschlands  und  Italiens,  trotz 
der  seit  Jahren  erfolgten  unerträglichen  Provokationen 
durch  den  Präsidenten  Roosevelt  eine  Erweiterung  des 
Krieges  zu  verhüten  und  die  Beziehungen  zu  den  Verei- 
nigten Staaten  aufrechtzuerhalten,  zum  Scheitern  ge- 
bracht worden.  Deutschland  und  Italien  haben  demge- 
genüber sich  nunmehr  endlich  gezwungen  gesehen,  ge- 
treu den  Bestimmungen  des  Dreimächtepaktes  vom  27. 
September  1940“’  Seite  an  Seite  mit  Japan  den  Kampf  zur 
Verteidigung  und  damit  zur  Erhaltung  der  Freiheit  und 
Unabhängigkeit  ihrer  Völker  und  Reiche  gegen  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  England  gemeinsam 
zu  führen.“’ 

Die  drei  Mächte  haben  deshalb  das  folgende  Abkom- 
men abgeschlossen  und  am  heutigen  Tage  in  Berlin  un- 
terzeichnet.54’ 

In  dem  unerschütterlichen  Entschluß,  die  Waffen  nicht 
niederzulegen,  bis  der  gemeinsame  Krieg  gegen  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  England  zum  erfolg- 
reichen Ende  geführt  worden  ist,  haben  sich  die  Deutsche 
Regierung,  die  Italienische  Regierung  und  die  Japani- 
sche Regierung  über  folgende  Bestimmungen  geeinigt: 

Artikel  1 

Deutschland,  Italien  und  Japan  werden  den  ihnen  von 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  England  auf- 
gezwungenen  Krieg  mit  allen  ihnen  zu  Gebote  stehenden 
Machtmitteln  gemeinsam  bis  zum  siegreichen  Ende  füh- 
ren. 

Artikel  2 

Deutschland,  Italien  und  Japan  verpflichten  sich,  ohne 
volles  gegenseitiges  Einverständnis  weder  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  noch  mit  England  Waffen- 
stillstand oder  Frieden  zu  schließen. 

Artikel  3 

Deutschland,  Italien  und  Japan  werden  auch  nach  sie- 

52)  An.  3 lautet  (Dokumente  Bd  8.  S.  324): 

"Deutschland,  Italien  und  Japan  übernehmen  die  Verpflichtung,  sich 
mit  allen  politischen,  wirtschaftlichen  und  militärischen  Mitteln  gegen- 
seitig zu  unterstützen,  falls  einer  der  drei  wrtragschheßenden  Teile  von 
einer  Macht  angegriffen  wird,  die  gegenwärtig  nicht  in  den  europäi- 
schen Krieg  oder  in  den  chinesisch-japanischen  Konflikt  verwickelt  ist. " 

53)  Die  von  Rcichsaußcnminister  von  Rihbc  ntrop  unmittelbar  vor  der  um 
15.05  Uhr  cröffneten  Reichstagssitzung  dem  amerikanischen  Geschäfts- 
träger übergebene  deutsche  Note  vgl.  oben  S.  497  - 499  (Dok.  74). 

Zur  gleichen  Zeit,  als  der  Führer  im  Reichstage  sprach,  hielt  Mussolini 
in  Rom  vom  Balkon  des  Palazzo  Venezia  eine  Ansprache  (Wortlaut  im 
VB.  vom  12.  Dezember  1941.) 

Die  um  14.30  Uhr  vom  italienischen  Außenminister  Graf  Ciano  gegen- 
über dem  Geschäftsträger  der  Vereinigten  Staate  in  Rom  Botschaftsrat 
Alexander  C.  Kirk  abgegebene  Erklärung  vgl;  oben  S.  499  Anm.  I. 
Ebenso  erklärten  sich  auch  die  übrigen  dem  Dreimächte-Pakt  angc- 
schlossencn  europäischen  Staaten  als  im  Kriegszustand  mit  den  Vereinig- 
ten Staaten  und  Großbritannien  befindlich. 

54)  Zu  diesem  deutsch-italicmsch-japanischen  Abkommen  über  die  ge- 
meinsame Kriegführung  gegen  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

und  England,  vgl.  oben  S.  495  - 497  (Dok.  73). 
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greicher  Beendigung  des  Krieges  zum  Zwecke  der  Her- 
beiführung einer  gerechten  Neuordnung  im  Sinne  des 
von  ihnen  am  27.  September  1940  abgeschlossenen  Drei- 
mächte-Paktes“'  auf  das  engste  Zusammenarbeiten. 

Artikel  4 

Dieses  Abkommen  tritt  sofort  mit  seiner  Unterzeich- 
nung in  Kraft  und  bleibt  ebensolange  wie  der  Drei- 
mächte-Pakt  vom  27.  September  1940“*  in  Geltung.  Die 
Hohen  vertragschließenden  Teile  werden  sich  rechtzei- 
tig vor  Ablauf  dieser  Geltungsdauer  über  die  weitere 
Gestaltung  ihrer  im  Artikel  3 dieses  Abkommens  vorge- 
sehenen Zusammenarbeit  verständigen.47’ 

Abgeordnete!  Männer  des  Deutschen  Reichstages! 
Wir  sind  uns  schon  seit  der  Ablehnung  meines  letzten 
Friedensvorschlages  vom  Juli  1940“»  im  klaren,  daß  die- 
ser Kampf  bis  zur  letzten  Konsequenz  durchgekämpft 
werden  muß.  Daß  sich  die  angelsächsisch-jüdisch-kapi- 
talistische Welt  mit  dem  Bolschewismus  dabei  in  einer 
Front  befindet,  ist  für  uns  Nationalsozialisten  keine 
Überraschung.  Wir  haben  sie  im  Innern  stets  in  der 
gleichen  Gemeinschaft  gefunden!  Allein  wir  haben  die- 
sen Kampf  im  Innern  erfolgreich  bestanden  und  unsere 
Gegner  endlich  nach  sechzehnjährigem  Ringen  um  die 
Macht  vernichtet.  Als  ich  mich  vor  23  Jahren  entschloß, 
in  das  politische  Leben  einzutreten,  um  die  Nation  aus 
ihrem  Verfall  wieder  emporzufiihren,  war  ich  ein  na- 
menloser, unbekannter  Soldat.  Viele  unter  Ihnen  wis- 
sen, wie  schwer  die  ersten  Jahre  dieses  Kampfes  gewe- 
sen sind.  Der  Weg  der  kleinen  Bewegung  von  7 Mann 
bis  zur  Übernahme  der  verantwortlichen  Regierung  am 
30.  Januar  1933  war  ein  so  wundersamer,  daß  nur  die 
Vorsehung  selbst  durch  ihren  Segen  dies  ermöglicht 
haben  kann. 

Heute  stehe  ich  an  der  Spitze  des  stärksten  Heeres 
der  Welt,  der  gewaltigsten  Luftwaffe  und  einer  stolzen 
Marine.  Hinter  mir  und  um  mich  als  eine  verschworene 
Gemeinschaft  weiß  ich  die  Partei,  mit  der  ich  groß  ge- 
worden bin  und  die  durch  mich  groß  geworden  ist.  Die 
Gegner,  die  ich  vor  mir  sehe,  sind  die  bekannten  Feinde 
seit  über  20  Jahren.  Allein  der  Weg,  der  vor  mir  liegt,  ist 
nicht  zu  vergleichen  mit  dem  Weg,  auf  den  ich  zurück- 
blicken kann. 

Das  deutsche  Volk  steht  in  der  Erkenntnis  der  ent- 
scheidendsten Stunde  seines  Daseins.  Millionen  von  Sol- 
daten erfüllen  unter  den  schwersten  Bedingungen80’  ge- 
horsam und  treu  ihre  Pflicht.  Millionen  deutscher  Bau- 
ern und  Arbeiter,  deutscher  Frauen  und  Mädchen  ste- 
hen in  den  Fabriken  und  Kontoren,  auf  den  Feldern 
und  Äckern  und  schaffen  im  Schweiße  ihres  Angesichts 
der  Heimat  das  Brot  und  der  Front  die  Waffen. 

Mit  uns  im  Bunde  sind  starke  Völker,  die  von  der 

55)  "Dokumente*  Bd.  8.  Dok.  45. 

56)  Auf  zehn  Jahre  abgeschlossen. 

57)  Schlußformel  und  Unterschriften  vgl.  oben  S.  497. 

58)  In  der  Rcichstagsrede  des  Führers  vom  19.  Juli  1940  ("Dokumente“ 

Bd.  8.S.  250.) 

59)  Über  den  vorzeitigen  Einbruch  des  russischen  Winters  Anfang  De- 
zember 1941  vgl.  "Dokumente  ..."  S.  280  ♦ Anm.  4. 


gleichen  Not  gequält  die  gleichen  Feinde  vor  sich  fin- 
den. Der  amerikanische  Präsident  und  seine  plutokrati- 
sche  Clique  haben  uns  als  die  Völker  der  Habenichtse60' 
getauft.  Das  ist  richtig.  Die  Habenichtse  aber  wollen 
leben,  und  sie  werden  auf  alle  Fälle  erreichen,  daß  das 
Wenige,  was  sie  zum  Leben  besitzen,  ihnen  nicht  auch 
noch  von  den  Besitzenden  geraubt  wird. 

Sie  kennen,  meine  Parteigenossen,  meine  unerbittli- 
che Entschlossenheit,  einen  einmal  begonnenen  Kampf 
bis  zum  erfolgreichen  Ende  durchzuführen.  Sie  kennen 
meinen  Willen,  in  so  einem  Kampf  vor  nichts  zurückzu- 
schrecken, alle  Widerstände  zu  brechen,  die  gebrochen 
werden  müssen.  Ich  habe  Ihnen  in  meiner  ersten  Rede 
am  1.  September  1939  versichert,  daß  in  diesem  Krieg 
weder  Waffengewalt  noch  Zeit  Deutschland  niederzwin- 
gen werden.6"  Ich  will  meinen  Gegnern  auch  versichern, 
daß  uns  nicht  nur  die  Waffengewalt  oder  die  Zeit  nicht 
bezwingen  werden,  sondern  daß  uns  auch  kein  innerer 
Zweifel  wankend  machen  kann  in  der  Erfüllung  unse- 
rer Pflicht.  Wenn  wir  an  die  Opfer  unserer  Soldaten 
denken,  an  ihren  Einsatz,  dann  ist  jedes  Opfer  der  Hei- 
mat gänzlich  belanglos  und  unbedeutend.  Wenn  wir  aber 
die  Zahl  all  jener  uns  überlegen,  die  in  den  Generatio- 
nen schon  vor  uns  für  des  deutschen  Volkes  Bestehen 
und  Größe  gefallen  sind,  dann  wird  uns  erst  recht  die 
Größe  der  Pflicht  bewußt,  die  auf  uns  selbst  lastet.  Wer 
aber  dieser  Pflicht  sich  zu  entziehen  beabsichtigt,  der 
hat  keinen  Anspruch  darauf,  in  unserer  Mitte  als  Volks- 
genosse bewertet  zu  werden.  So  wie  wir  mitleidslos  hart 
gew-esen  sind  im  Kampf  um  die  Macht,  werden  wir  ge- 
nau so  mitleidslos  und  hart  sein  im  Kampf  um  die  Er- 
haltung unseres  Volkes.  In  einer  Zeit,  in  der  Tausende 
unserer  besten  Männer,  Väter  und  Söhne  unseres  Vol- 
kes fallen,  soll  keiner  mit  dem  Leben  rechnen,  der  in  der 
Heimat  die  Opfer  der  Front  entwerten  will.  Ganz  gleich, 
unter  w-elchen  Tarnungen  jemals  der  Versuch  gemacht 
werden  würde,  diese  Front  zu  stören,  den  Widerstands- 
willen unseres  Volkes  zu  untergraben,  die  Autorität  des 
Regimes  zu  schwächen,  die  Leistungen  der  Heimat  zu 
sabotieren:  Der  Schuldige  wird  fallen.  Nur  mit  einem 
Unterschied:  Daß  der  Soldat  an  der  Front  dieses  Opfer 
in  höchster  Ehre  bringt,  während  der  andere,  der  dieses 
Ehrenopfer  entwertet,  in  Schande  stirbt!  Unsere  Geg- 
ner sollen  sich  nicht  täuschen.  In  den  2.000  Jahren  der 
uns  bekannten  deutschen  Geschichte  ist  unser  Volk  nie- 
mals geschlossener  und  einiger  gewesen  als  heute. 

Der  Herr  der  Welten  hat  so  Großes  in  den  letzten 
Jahren  an  uns  getan,  daß  wir  in  Dankbarkeit  uns  vor 
einer  Vorsehung  verneigen,  die  uns  gestattet  hat,  Ange- 
hörige eines  so  großen  Volkes  sein  zu  dürfen.  Wir  dan- 
ken ihm,  daß  wir  angesichts  der  früheren  und  kommen- 
den Generationen  des  deutschen  Volkes  auch  uns  in 
Ehren  eintragen  können  in  das  unvergängliche  Buch 
der  deutschen  Geschichte. 


60)  Vgl,  "Dokumente  ..."  Bd.  4 (6.  Aufl.).  S.  308  Anm.  1. 

61)  Vgl.  "Dokumente  Bd.  7,  S.  361. 
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Henry  Morgenthau  jr.  plante  Holocaust  für  Berlin 


klärt  hatten. 


AP- Meldung  gemäß  einer  US-Zeitung:  für  den  Holocaust  von  Berlin  nicht  mit  irgendwel- 

' Ausradieren  zum  günstigsten  Preis " üben  Untaten  der  Deutschen  begründet!  Von  ei- 

brachte die  Frankfurter  Allgemeine  Zeitung  nem  erst  nach  dem  Krieg  bekanntgemachten ' Deut- 
(FAZ)  am  1.  März  2009  auf  Seite  N 3 die  Meldung  der  8chen  Holocaust  gegen  die  europäischen  Juden" 
Nachrichtenagentur  AP  vom  7.  September  1943:  hatte  er  nichts  gewußt!  Seine  begriindungslose  Volks- 

" Finanzminister  Henry  Morgenthau  jr  sagte  heute  mord-Zielsetzung  entsprach  genau  jenen,  die  bereits 
auf  der  hiesigen  Versammlung  zur  Propagierung  des  Kaufs  vom  bntlschen  und  US-amerikanischen  Boden  aus  1933 
von  Kriegsanleihen  anläßlich  des  Tages  der  Arbeit-  Deutschland  den  Kneg  bis  zur  Existenzvernichtung  er- 

»Wlr  wollen  die  Stadt  Berlin 
von  der  Landkarte  wegbombar- 
dieren« 

und  schätzte,  daß  das  wahrschein- 
lich sechsmal  soviel  kosten  würde,  wie 
seinerzeit  die  Vernichtung  Hamburgs. 

Er  nannte  als  Gesamtkosten  für  Vor- 
bereitung Ausrüstung  und  Bombar- 
dierung Hamburgs  346.000.000 Dol- 
lar. 

»Sagen  wir,  es  kostet  sechs- 
mal so  viel,  um  Berlin  zu  bom- 
bardieren« 

sagte  der  Finanzminister. 

»Das  wird  auf  etwa  18, 75  Dol- 
lar pro  Person  hinauslaufen,  für 
jeden  Mann,  jede  Frau  und  jedes 
Kind  - der  Preis  für  eine  25- 
Dollar- Anleihe«. " 

Zu  ergänzen  wäre:  Henry  Mor- 

a Morgenthaus  Deutschland-Plan,  abgedruckt  in:  "Morgenthau  Diarv  (Germanv)", 

gcnthaujr.  hatte  seine  Anregung  „s  Govenun™.  Prlnüng  Offl«,  W«hln«ion  19*7,  p.  555.  ' 


"Sprengstoff  neuer  Art  vernichtete  spurlos  alles" 


Dem  US-Chefankläger  Justiee  Jackson  lag  während 
des  Nürnberger  Tribunalprozesses  "gegen  die  Haupt- 
kriegsverbrecher" ein  Bericht  vor,  den  er  als  ernsthafte 
Anklage  dem  ehemaligen  deutschen  Rüstungsminister 
Albert  Speer  entgegenhielt: 

"Man  hat  mir  einen  gewissen  Bericht  über  ein  Experi- 
ment, das  in  der  Nähe  von  Auschwitz  durchgeführt  wurde, 
ausgehändigt,  und  ich  möchte  wissen,  ob  Sie  davon  gehört 
haben  oder  etwas  davon  wußten. 

Der  Zweck  dieses  Experimentes  war  ein  schnelles  und 
wirksames  Mittel  zu  entdecken,  mit  dem  man  Menschen  ohne 
sich  weiter  - wie  man  es  bisher  getan  hatte  - mit  Erschie- 
ßen, Vergasen  oder  Verbrennen  anstrengen  zu  müssen,  auf 
dem  schnellsten  Wege  vernichten  konnte.  Wie  man  mir  mitge- 
teilt hat,  wurde  das  Experiment  in  folgender  Form  durchge- 
führt: 

In  einem  kleinen  provisorischen  Dorf,  das  für  diesen 
Zweck  vorübergehend  aufgebaut  wurde,  brachte  man  20.000 
Juden  unter.  Mit  Hilfe  dieses  neu  erfundenen  Zerstörungs- 
stoffes wurden  diese  20.000  Menschen  fast  augenblicklich 


vernichtet  und  zwar  derartig,  daß  auch  nicht  das  geringste 
von  ihnen  übrig  blieb.  Die  Explosion  erzeugte  eine  Tempera- 
tur von  400  bis  500  Grad  Celsius  und  zerstörte  die  Leute 
derartig,  daß  sie  überhaupt  keine  Spuren  hinterließen. " 361 

Um  sich  die  Mühe  mit  "Erschießen,  Vergasen  und 
Verbrennen  zu  ersparen,  wie  man  es  bisher  getan 
hatte",  "bauten  die  Deutschen  während  des  Krieges 
vorübergehend  ein  Dorf  - offenbar  ohne  Mühe  um 
plötzlich  alles  spurlos  verschwinden  zu  lassen.  Da  es 
auch  keine  Spuren  mehr  von  dem  Dorf  gab,  weiß  man 
natürlich  auch  nicht,  wo  das  denn  stattgefunden  haben 
soll.  Wer  die  ”1*00  bis  500  Grad  Celsius"  gemessen  hat 
und  wie  diese  Angaben  erhalten  geblieben  sind  darüber 
gibt  es  auch  "keine  Spuren ". 

Dieses  Beispiel  zeigt,  mit  welchen  nicht  mehr  zu 
überbietenden  Absurditäten  die  "internationalen  An- 
kläger" und  Militärrichter  in  Nürnberg  1945/1946  ope- 
riert haben. 


36)  Protokolle  des  Internationalen  Militärtribunals  in  Nürnberg  1945/ 
46  (IMT),  Band  XVI.  S.  580. 

Historische  Tatsachen  Nr.  110 


28 


Selbst  der  (JS-Oberkommandierende  für  Europa, 
General  Dwight  D.  Eisenhower, 
empört  über  die  polnischen  Vertreibungsmethoden 


Der  Oberkommandierende  der  US-Streitkräfte  für 
Europa,  General  Dwight  I).  Eisenhower,  war  ein  Deut- 
schenhasser besonderer  Art:  Er  befürwortete  den  be- 
rüchtigten Morgenthau-Plan,  der  zum  Tod  von  minde- 
stens 20  Millionen  Deutschen  mit  ausdrücklicher  Er- 
wähnung der  Erschießung  sämtlicher  Männer  der  Waf- 
fen-SS geführt  hätte, 371  wäre  er  vollständig  durchge- 
führt worden,  Eisenhower  fühlte  sich  auch  nach  dem 
8.  Mai  1945  als  Besatzer  einer " paranoiden  Feindna- 
tion" und  war  verantwortlich  für  den  Hungertod  von  1 
Million  deutscher  Kriegsgefangenen,38'  denen  er  Un- 
terkünfte, lebenserhaltende  Verpflegung  und  interna- 
tionale Rot- Kreuz- Hilfe  verweigerte.  Er  hätte  nach  den 
US-Rechtsmaßstäben  --  wären  diese  nicht  total  partei- 
isch fixiert  gewesen  - schon  1945  von  einem  Alliierten 
Kriegsverbrecher-Tribunal  zum  Tod  verurteilt  werden 
müssen! 

Erst  als  er  seine  eigenen  Truppen  durch  Maßnah- 
men Verbündeter  gefährdet  sah,  prangerte  er  Verbre- 
chen an,  die  er  mit  seinen  Forderungen  auf " harte  Be- 
handlung der  paranoiden  Deutschen"  selbst  herauf- 
beschworen hat:  Am  18.  Oktober  1945  hat  er  seiner 
Regierung  in  Washington  telegrafisch  polnische  Ver- 
treibungsverbrechen zur  Kenntnis  gegeben,  ohne  al- 
lerdings zu  fordern,  etwas  gegen  deren  Fortsetzung  zu 
unternehmen: 

"In  Schlesien  versuchen  polnische  Verwaltungen 
Methoden  eines  Massenauszuges  deutscher  Einwoh- 
ner nach  Westen.  ...Nicht  Marschfähige  werden  bei 
mageren  Rationen  und  unter  schlechten  sanitären  Ver- 
hältnissen in  Lager  gesteckt.  Die  Zahl  der  Toten  und 
Kranken  in  den  lagern  ist  äußerst  hoch.  Die  Deut- 
schen, die  ihre  Häuser  und  Höfe  nicht  verlassen  wol- 
len, werden  in  die  freiwillige  Evakuierung  terrori- 
siert. 

Die  von  den  Polen  angewandten  Methoden  ent- 
sprechen keinesfalls  den  Potsdamer  Vereinbarungen. 

Wegen  der  Massenausweisungen  nach  Branden- 
burg und  Sachsen  sind  die  Gesundheitsverhältnisse  in 
diesen  Gebieten  sehr  schlecht. ... 

Glaubhafte  Schätzungen  veranschlagen  bis  zum 
Frühjahr  zwischen  Oder  und  Elbe  zwischen  2Zz  und  3 

S 

37)  Vgl.  Historische  Tatsachen  Nr.  96.  S.  6. 

38)  Vgl.  Historische  Tatsachen  Nr.  41. 


Millionen  Opfer  durch  Erfrieren.  Nahrungsmangel  und 
Krankheiten. 

In  Breslau  haben  sich  die  Todesfälle  verzehnfacht, 
und  von  allen  Geburten  sollen  sie  75%  ausmachen, 
Typhus  leichteren  und  schweren  Grades,  Ruhr  und  Diph- 
terie  breiten  sich  aus.  Hingewiesen  wird  in  diesem 
Zusammenhang  auf  die  ernsthafte  Gefahr,  daß  duich 
eine  Epidemie  solchen  Ausmaßes  ganz  Europa  und  auch 
unsere  T ruppen  bedroht  sind." w 

Ähnlich  hat  schon  einmal,  und  zwar  am  15.  Juni  1932, 
--  Adolf  Hitler  war  damals  noch  nicht  Reichskanzler!  --, 
im  Britischen  Oberhaus  eine  Protestdebatte  über  die  men- 
schenverachtende polnische  Minderheitenpolitik  stattge- 
funden. Man  kannte  und  kritisierte  seinen  polnischen 
Partner,  doch  ließ  man  ihn  gewähren,  ebenso  wie  1945. 

"Aus  dem  Korridor  (bestehend  aus  den  ehemals  deut- 
schen Provinzen  Posen  und  Westpreußen  sowie  einem  Teil 
Pommerns,  die  Polen  1919  eigenmächtig  annektiert  hat- 
te,— d.  Verf.)  sind  bereits  nicht  weniger  als  eine  Million 
Deutsche  abgewandert,  weil  sie  die  Verhältnisse  dort  unerträg- 
lich finden. 

Die  Abhängigkeit  jeder  Person  von  der  Gunst  der  örtlichen 
Behörden  für  die  Erlangung  einer  Konzession  wird  benutzt, 
um  große  Teile  der  Bevölkerung  loszuwerden.  45%  der  deut- 
schen Kinder  in  Thom  sind  ihrer  Schulen  beraubt  und  in 
polnische  Schulen  getrieben  worden. ...  In  der  "Gesamtzahl  der 
(deutschen,  d.  Verf.)  Schulen  ist  ein  Rückgang  von  50%  emge- 
treten.  Dies  ist  eine  direkte  Verletzung  des  Artikels  im  Vertrag 
mit  Polen,  der  bestimmt:  - Polen  wird  dafür  sorgen,  daß  in  den 
Volksschulen  der  Unterricht  den  Kindern  in  ihrer  eigenen 
Sprache  erteilt  wird " 

Der  als  Delegierter  der  britischen  Regierung  an 
dieser  Aussprache  teilnehmende  Ia>rd  Cecil  geißelte 
den  hier  zum  Ausdruck  kommenden  Terror  in  der  polni- 
schen Minderheitenpolitik  mit  scharfen  Worten:  "Das 
Gewissen  der  Menschheit  sei  erschüttert".40' 

Beide  Beispiele  haben  eines  gemeinsam:  Die  Geschich- 
te ging  achtlos  darüber  hinweg.  Alle  Schuld-Anklagen 
blieben  gegen  Deutschland  gerichtet!  Das  kann  doch  nicht 
als  "normal",  als  Maßstab  für  eine  "europäische  Wertege- 
meinschaft" hingenommen  werden! 


39)  Nalional  Archiv«  Washington.  RG  165.  Records  of  the  War 
Department,  18.  Oktober  1945.  — Vgl.  Der  Schlesier.  14.1 1.2008. 

40)  Bol  ko  Frhr.  v.  Richthofcn  'Kriegsschuld  1939  - 1941.  Der  Schuldan- 
teil der  anderen",  S 77. 
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Der  größte  Raub  geistigen  Eigentums 


Die  "Vernichtung  Deutschlands"  als  gemeinsames 
Kriegsziel  der  westlichen  Alliierten  und  der  Sowjetuni- 
on wurde  1945  in  Vollzug  der  erzwungenen  "bedingungs- 
losen Kapitulation"  zwar  nicht  total  durchgeführt,  je- 
doch mit  dem  Gebietsraub  von  einem  Drittel  seines  Ter- 
ritoriums, der  Vertreibung  von  15  Millionen  Menschen, 
rund  7 Millionen  Nachkriegstoten,  Aufteilung  des  ver- 
bliebenen Landes,  Enteignung  des  deutschen  Auslands- 
vermögens, Zerstörung  der  deutschen  Industrien  sowie 
dem  Raub  seiner  Patente,  d.h.  seines  geistigen  Eigen- 
tums, völkerrechtswidrig  noch  nach  Kriegsende  weiter- 
hin zu  verwirklichen  versucht. 

Keiner  der  Sieger  hat  sich  dabei  an  Völkerrechts- 
grundsätze gehalten.  Nach  Räubermoral  schufen  sie  sich 
ihr  eigenes  Recht  und  setzten  sich  selbst  als  Richter  ein. 

In  einem  ihrer  frühzeitigen  "Leistungsnachweise" 
im  besiegten  Deutschland  - Report”  genannt  — hat  ein 
US-Amerikaner  nicht  nur  den  Wert  des  Diebstahls  an 
geistigem  Eigentum  aufgeführt,  sondern  auch  bekannt- 
gemacht, daß  die  US-amerikanische  Besatzung  — ähn- 
lich wie  Großbritannien  und  die  Sowjetunion  --  spezielle 
"Raubritter”-Abteilungen  ("Sonderverbände")  ihrer  Be- 
hörden geschaffen  hatte,  um  gezielt  solche  Plünderun- 
gen vorzunehmen.  Ausdrücklich  bezogen  sich  ihre  Auf- 
träge nicht  auf  deutsche  wehrwirtschaftliche  (Rüstungs- 
) Geheimnisse,  sondern  auf  naturwissenschaftliche  und 
Wirtschaftskenntnisse,  ja  die  gesamte  geistige  Substanz 
des  Volkes  allgemein.  Alles  Nutzenswerte  war  zu  kon- 
fiszieren, gleichgültig,  ob  es  sich  um  Privat-  oder  Staats- 
eigentum handele. 

So  hatte  das  US-Kriegsministerium  bereits  im  Früh- 
jahr 1945  Brigadegeneral  Batter  sowie  das  britische 
Versorgungsministerium  Professor  Lindstead  mit  der 
Leitung  des  ’Combined  Intelligence  Objections  Sub- 
committee"  (C.I.O.S.)  beauftragt,  nach  Besetzung 
Deutschlands  sofort  gezielt,  alle  bedeutsam  erscheinen- 
den deutschen,  wissenschaftlich-technischen  Fundstel- 
len anzusteuern  und  diese  für  die  Siegermächte  zu  re- 
quirieren. Ihr  "Leistungsnachweis"  war  einer  der  er- 
sten, der  die  Öffentlichkeit  - bereits  am  21.  Februar 
1946  - vom  Sonderkorrespondenten  Jean  Bevan  des 
News  Chronicle  — erreichte. 

" Deutschland  hat  seine  reichsten 
Geheimnisse  aufdecken  müssen " 

Gemeinsam  hatten  sich  anfangs  das  britische  Ver- 
sorgungsministerium und  das  US-Kriegsministerium 
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bemüht,  ihren  vorrückenden  Truppen  in  Deutschland 
Industrie-Raubkommandos  folgen  zu  lassen.  Die  "Be- 
freier" bedienten  sich  allerorten  des  physischen  Zwan- 
ges, des  "Automatischen  Arrestes",  der  Deportation, 
wenn  nicht  gar  ihrer  "Kriegsverbrecherjustiz"  zum  Aus- 
räumen aller  unerwünschten  sowie  zum  Kidnapping  er- 
wünschten Personen. 

Das  in  Deutschland  erbeutete  Forschungsmaterial 
qualifizierte  der  Sonderberichterstatter  des  News  Chro- 
nicle als  so  sensationell,  daß  es  den  wissenschaftlichen 
Erkenntnisstand  in  den  USA  und  Großbritannien  spon- 
tan um  Jahrzehnte  vorwärts  gebracht  habe.  Bereits  für 
den  Krieg  gegen  .Japan  konnte  wertvolles  technisches 
Wissen  ausgewertet  werden. 

Als  besonders  beeindruckende  Funde  vermerkte  der 
britische  Außenminister  Ernest  Bevin: 

Synthetisches  Gummi:  Die  Deutschen  bedienten 
sich  eines  den  Alliierten  bisher  unbekannten  Herstel- 
lungsverfahrens, das  mit  einem  auf  1/3  verminderten 
Grundstoffbedarf  gegenüber  dem  westalliierten  Stan- 
dard auskam  und  hochwertige  Produktion  lieferte. 

Raketen-Konstruktionspläne  für  lenkbare  Ge- 
schosse, die  bei  Erreichen  einer  Höhe  von  über  20.000 
km  den  Atlantik  in  weniger  als  1 Stunde  überqueren 
können. 

Blutplasma:  synthetisch  hergestellt. 

Brennstoffe:  völlig  neue  Methoden  für  die  künstli- 
che Treibstoffherstellung,  allein  1.100  unterschiedliche 
Treibstoffe  für  Raketen. 

Flugzeuge:  wichtige  Erfindungen  in  bezug  auf  Dü- 
senantrieb, Tragflächengestaltung,  Windkanal-  und 
Höhenforschung.  In  dem  deutschen  Windkanal  in  Ko- 
chel/Bayern konnten  z.B.  Geschwindigkeiten  bis  8.000 
km/h  getestet  werden. 

lonosphärenforschung:  weit  fortgeschritten  mit  ei- 
ner größeren  Genauigkeit  und  Reichweite  als  jedes  bis- 
her den  Alliierten  bekannte  Gerät. 

Infrarotstrahlen:  Die  deutschen  Forschungsergeb- 
nisse ersparen  den  alliierten  Wissenschaftlern  10  Jahre 
zeitraubender  Arbeit. 

Aerodynamik:  Die  deutsche  Entwicklung,  beson- 
ders für  Flugzeuge  mit  Überschallgeschwindigkeit, 
übertreffen  jede  ähnliche  Entwicklung  in  den  USA  bei 
weitem. 

Turhinenantrieb:  Die  Deutschen  haben  eine  Neu- 
konstruktion entwickelt  und  eine  Montagefabrikation, 
die  die  ursprüngliche  Arbeitszeit  von  500  auf  10  Stun- 
den herabsetzt. 
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Synthetische  Stoffe:  hergestellt  aus  Kohle  sowie 
Gummi, 

Textilien  und  Nahrungsmittel:  Sehr  große  Zahl  von 
polymeren  Produkten  — eine  hervorragende  Leistung. 

Pharmazeutische  Produkte:  Viele  neue  Produkte 
wurden  erbeutet,  z.  B.  die  Methode,  inaktives  Insulin 
herzustellen,  verbesserte  Schmerzbetäubungsmittel 
und  Schlafmittel,  Insektenpulver,  die  weniger  giftig  sind 
als  das  englische  DDT. 

Abschließend  nach  Durchsuchung  von  33.777  Betrie- 
ben vermerkte  News  Chronicle : 

"Das  sind  wenige  von  vielen  tausend  Entdeckun- 
gen, die  von  C.I.O.S.  erbeutet  wurden  und  die  sich 
vom  größten  Industriegeheimnis  bis  zu  den  klein- 
sten Einzelheiten  der  Produktionsweise  erstrecken. 
Insgesamt  gesehen  eine  der  gigantischsten  Kriegs- 
beuten, die  je  ein  Sieger  erhoffen  konnte. " 

Im  Oktober  1946,  ergänzte  der  US-Journalist  C. 
Lester  Walker  die  Thematik  in  einem  Bericht  des 
Harpers  Magazine  unter  dem  Tjtel 

" Secrets  by  the  Thousands " 

"Geheimnisse  zu  Tausenden”. 

Bereits  in  der  Einleitung  schrieb  Walker: 

"Die  in  Deutschland  erbeuteten  Aktenstücke  mit  Kriegsge- 
heimnissen seien  auf  eine  dreiviertel  Million  angewachsen, " 

Eigens  ein  neues  deutsch-englisches  Fachwörter- 
buch erwies  sich  als  notwendig: " Etiva  40.000  neue  tech- 
nische und  wissenschaftliche  Ausdrücke"  mußten  über- 
sichtlich geordnet  bzw.  in  Englisch  geschaffen  werden, 
um  den  sensationellen  deutschen  Entwicklungen  Rech- 
nung zu  tragen. 

Der  amerikanische  Bericht  gab  Beispiele  originären 
deutschen  Forschergeistes. 

Die  Führungskräfte  der  Zeiß-Werke  in  Wetzlar  muß- 
ten nach  erpresserischem  Druck  die  Geheimnisse  der 
Nachtsichtgeräte  herausgeben,  mit  denen  deutsche 
Fahrzeugführer  oder  Schützen  nachts  bis  200  Meter 
Entfernung  wie  bei  Tageslicht  sehen  konnten.  Auch  der 
hierfür  notwendige  walnußgroße  Motor  mit  seinem  neu- 
artigen Schmierfett  war  sensationell  ob  seiner  Hochlei- 
stungsdrehzahl von  10.000  Umdrehungen  in  der  Minu- 
te. US-Truppen  wandten  es  bereits  gegen  die  Japaner 
in  Okinawa  an. 

Walker  zum  Thema  Textilien: 

" Die  Sammlung  von  Kriegsgeheimnissen  hat  auf  dem 
Gebiet  der  Textilien  so  viele  Offenbarungen  gebracht,  daß  den 
amerikanischen  Fachleuten  schwindlig  geworden  ist.” 

Walker  über  die  Ausbeute  bei  IG-Farben: 

" Der  größte  Glucksfall  von  Fabrikationsgeheimnissen 
wurde  uns  in  den  Laboratorien  und  Werken  des  großen 
deutschen  Chemiekonzems,  der  IG-Farbenindustrie,  zuteil 
Nie  zuvor  soll  es  ein  solches  Schatzhaus  von  Geheim  verfahren 
gegeben  haben.  Es  umfaßt  fliissige  und  feste  Brennstoffe, 
Metallurgie,  synthetischen  Gummi.  Textilien,  Chemikalien. 
Kunststoffe,  Heilmittel  und  Farben 


Walker  schilderte  seine  Überraschung,  als  ihm  eine 
kleine  - etwa  halbe  Daumengroße  - Geißler’sche  Röh- 
re aus  schwerem  unzerstörbarem  Porzellan  gezeigt  wur- 
de, die  "1.000  Watt  mit  einem  Zehntel  der  Größe  einer 
entsprechenden  amerikanischen  Röhre  leistet ..." 

"Wir  erbeuteten  von  diesen  unschätzbaren  Geheimnissen 
das  Verfahren  und  die  Apparaturen  zur  Herstellung  des 
besten  Kondensators  der  Welt.  Millionenfach  werden  Kon- 
densatoren in  der  Radio-  und  Hochfrequenzindustrie  ge- 
braucht. ... 

Unsere  Kondensatoren  wurden  immer  aus  Metallfolien 
gemacht.  Dieser  deutsche  ist  mit  Papierfolien  ausgestattet,  die 
mit  verdampften  1:250.000  Zoll  dick  beschichtet  sind. ... 

Bei  (Iberspannung  verdampft  das  Zink,  während  das 
Papier  so  lange  eine  Isolierwirkung  ausübt,  bis  der  normale 
Funktionszustand  wiederhergestellt  ist  Erhält  viele  Überspan- 
nungen selbst  bei  einer  50%  zu  hohen  Voltzahl  aus  und 
übertrifft  damit  unsere  Kondetisatoren  bei  weitem.  Eine  wah- 
re Zauberei  für  unsere  Radiofachleute. " 

Als  Neuerung  der  Deutschen  fügte  er  hinzu:  elektro- 
nische Lenksysteme  für  Raketen  und  Torpedos,  Licht- 
strahllenkung, die  sich  offensichtlich  auf  Laserstrahlen 
bezog.  V-l  und  V-2,  auch  die  Me  262  waren  staunens- 
werte Hochtechnologieprodukte,  doch  sie  machten  nur 
einen  kleinen  Teil  der  in  der  Entwicklung  befindlichen 
w'affentechnischen  Neuheiten  aus.  Die  Deutschen  hat- 
ten allein  138  Typen  verschiedener  Lenkraketen,  auch 
für  Überschallgeschwindigkeiten,  in  Vorbereitung. 

Dann  faszinierte  das  Magnettonband,  das  Infrarot- 
sichtgerät, mit  dem  man  nachts  sehen  konnte,  der  elek- 
tronische Kondensator.  In  der  Lebensmittelforschung 
hob  er  hervor:  die  sterile  Herstellung  ohne  Erhitzung 
von  Fruchtsäften  bei  Erhaltung  der  Vitamine,  die  Ver- 
fahren zur  beschleunigten  Reifung  von  Käse  und  Hefe.4" 

Moderne  Maschinen  mit  hoher  Ausstoßleistung  für 
Butter  wnirden  im  hungernden  Feindesland"  kurzer- 
hand konfisziert  und  nach  den  USA  verbracht.  In  der 
deutschen  Medizinforschung  rühmte  er  eine  ganze  Pa- 
lette von  bedeutenden  Leistungen,  angefangen  vom  syn- 
thetischen Blutplasma,  über  blutdrucksenkende  Mittel 
über  Medikamentenentwicklung,  bis  zur  Kälte-  und 
Luftelektrizitätsforschung  zum  Schutz  von  Flugzeug- 
besatzungen. 

Walker  zitierte  einen  US-Chemiefachmann  mit  den 
Worten: 

"Von  den  Verfahren  und  Rezepten  für  über  50.000  Farb- 
stoffe sind  viele  echter  und  besser  als  unsere.  Viele  konnten 
wir  selber  nie  hersteilen.  Die  amerikanische  Farbstoff Indu- 
strie wird  um  mindestens  10  fahre  vorwärts  gebracht ." 

Gleichermaßen  imponierend  schilderte  Walker  die 
deutschen  Leistungen  in  der  Lebensmittelforschung, 
Medizin  und  Kriegstechnik. 

"Die  größte  Bedeutung  für  die  Zukunft  besitzen  die  deut- 
schen Geheimnisse  auf  dem  Gebiet  der  Luftfahrt  und  der 
Raketengeschosse.  Wie  wir  jetzt  wissen,  hatten  die  Deutschen 

41)  Dr.  Gerhard  Frey  (Hrsg.),  "Deutschlands  Ausplünderung“,  München 

1993,  S.  196  - 197. 
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bei  Kriegsende  138  Typen  von  lenkba- 
ren Geschossen  in  verschiedenen  Stu- 
fen der  Fabrikation  und  Entwicklung 
unter  Venvendung  jeder  bekannten  Art 
des  Femlenkens  und  Femzielens:  Ra- 
dio, Kurzwellen,  Draht.  Leitwellen, 

Schall,  Infrarot,  Lichtbündel,  Magne- 
tismus, um  einige  zu  nennen.  Und 
zum  Antrieb  benutzten  sie  alle  Metho- 
den von  Düsenantrieb  für  Unter-  und 
Überschallgesch  windigkeil 

Nach  Japans  Kapitulation  ordnete 
US-Präsident  Trumandie  Veröffent- 
lichung der  beschlagnahmten  346.000 
deutschen  Patente  und  der  übrigen  er- 
beuteten Unterlagen  an.  Am  27.  Juli 
1946  Unterzeichneten  27 ehemals  alli- 
ierte Staaten  in  London  ein  Abkom- 
men, wodurch  alle  Auslandspatente 
des  Deutschen  Reiches,  die  bis  zum  1. 

August  1946  angemeldet  waren,  ent- 
eignet wurden.  Die  Kongreßbibliothek 
in  Washington  gab  dann  jede  Woche 
eine  Bibliographie  über  freigegebene 
Kriegsgeheimnisse  heraus.  An  jeweils 
125  Bibliotheken  der  USA  wurden  die 
Bibliographien  versandt 

Die  Öffentlichkeit  frißt  diese  veröf- 
fentlichten Kriegsgeheimnisse  förmlich 
auf  ... 

Etwa  20.000  Bestellungen  wur- 
den im  Monat  ausgeführt,  und  jeden 
Tag  gehen  1.000  neue  ein.  ...  Die  erbeuteten  Akten  hatten 
einen  Umfang  von  150.000  Tonnen,  davon  allein  50.000 
Tonnen  für  die  Luftfahrt  und  Raketentechnik. 

Der  unersättlichste  Kutuie  ist  die  >Amtorg«,  die  Sow- 
jetorganisation für  Außenhandel  Einer  ihrer  Vertreter  kam 
in  die  PSC  mit  dem  Katalog  in  der  Hand  und  sagte: 

»Ich  wünsche  Kopien  von  allem«, 

Sie  kauften  jeden  herausgegebenen  Bericht." 

Die  publizierte  Freigabe  deutscher  Patente  durch 
die  US- Regierung  wurde  von  den  Firmen  begierig  auf- 
gegriffen, um  möglichst  als  erste  Neuentwicklungen  auf 
den  Markt  bringen  zu  können. 

Walker  erwähnt  in  diesem  Zusammenhang  den  Kurz- 
bericht: 

"Irgendeiner  schrieb  kürzlich  an  einen  Flughafen,  er  habe 
erfahren,  man  habe  eine  ganze  Kollektion  von  Kriegsgeheim- 
nissen der  Feinde  bekommen,  von  denen  manche  jetzt  öffent- 
lich verkauft  werden.  Ob  er  wohl  alles  über  deutsche  Düsen- 
flugzeuge erhalten  könnte. 

Die  Dokumentenabteilung  der  Luftwaffe  antwortete: 

• Bedauern , denn  das  würden  50  Tonnen  sein.*" 
Walker  schloß  seinen  Bericht  ab:  Die  Beute  an  deut- 
schen Kriegsgeheimnissen  sei  berghoch,  niemals 
in  der  menschlichen  Geschichte  habe  es  Vergleich- 
bares gegeben. 


Am  9.  Dezember  1946  machte 
die  Zeitschrift  Life  derweil  den 
amerikanischen  Bürgern  die  Ein- 
reise von " Nazi-Wissenschaftlern " 
als  " Import  lebenden  Wissens"  in 
die  USA  schmackhaft. 

Am  11.  Januar  1947  zitierten  die 
Westfälischen  Nachrichten  Kon- 
rad  Adenauer  auf  einer  CDU-Lan- 
desversammlung  mit  der  Aussage: 

Mit  der  Herausgabe  dieser 
seiner  Patente  und  Erfindun- 
gen hat  das  Deutsche  Volk  in 
Wirklichkeit  bereits  eine  Re- 
pa ra  tions/eistung  erbracht, 
nie  sie  in  einer  solchen  Höhe 
noch  kein  Volk  der  Welt  jc- 

Daß  diese  "Herausgabe"  in  Wirk- 
lichkeit mittels  äußerstem  Zwang, 
sogar  Folter  und  Todesstrafe  er- 
preßt worden  w'ar,C)S  KUM  wagte  da- 
mals im  Kontrollratsgebiet 
Deutschland  niemand  öffentlich  so 
klar  auszudrücken. 

Die  New  York  Times  berichtete 
am  26.  Mai  1947 

"über  das  bis  dahin  erreichte  Vertei- 
len der  deutschen  Beute  an  die  ameri- 
kanische Wirtschaft  600 Angestellte  hät- 
ten die  deutschen  Patente  und  Doku- 
mente klassifiziert  und  auf  Mikrofilm  gebannt. 

Bis  dahin  seien  bereits  400.000  Kopien ...  an  interessierte 
Kunden  für  eine  Gebühr  von  3 - 4 Dollar  je  Dokument 
verkauft  worden.  Die  Aufträge  kämen  in  einer  Rate  von 
täglich  1.000  herein.  Bis  Mai  1947 seien  75.000  technische 
Origitwlberichte  fertig  gestellt  worden.  Es  gäbe  aber  noch 
2.000 Lastwagenladungen  von  Dokumenten,  die  rund 400.000 
nicht  bearbeitete  Dokumente  aus  Deutschland  enthielten.  Viele 
dieser  Patente  und  Erfindungen  würden  amerikanische  Be- 
amte als  von  • unvorstellbarem  Wert - einschätzen.  Mehrere 
große  amerikanische  Unternehmen  seien  willens  gewesen,  bis 
zu  20  Millionen  Dollar  für  die  Exklusivrechte  an  einem 
einzigen  deutschen  Herstellungsprozeß  zu  bezahlen.  ... 

Allein  6.000  Fachleute  seien  von  der  amerikanischen 
Industrie  tuich  Deutschland  geschickt  worden,  um  die  Akten, 
Patente  und  Fabriken  der  IG-Farben  zu  durchsuchen." 42)8 
322  * m Ihre  Beute  ergriffen  sie  kostenlos.  Sie  wurde  nicht 
registriert,  jedenfalls  spricht  ein  Gentleman  nicht  über 
Einzelheiten.  Doch  diese  "Befreier”-Gehilfen  — auch 
"Heuschrecken"  genannt  - mußten  sich  beeilen,  war  doch 
die  Plünderung  nur  bis  Ende  1947  freigegeben,  ein  Zeit- 
limit, das  dann  aber  nicht  konsequent  eingehalten  wur- 
de.42'8 “ 

Im  Mai  1949  verwies  der  Initiator  der  Operation  "Pa- 

42)  Friedrich  Georg,  "Unternehmen  Patentraub  1945", 
Tübingen,  2009 


Da«  Denkmal  in  Miami/Florida/USA  ohne 
Sachnachweis  haben  BRD-W'iedergzutma- 
chungsbcflissene  "zum  ewigen  Gedenken" 
errichten  geholfen. 

Ein  Monument  ist  kein  Beweis  für  histo- 
risches Geschehen.  Im  Kontrast  hierzu  steht 
das  allseitig  bekannte  Forschungsverbot  zu 
diesem  Thema  (§  130  StGB  in  Verbindung 
mit  der  "Offcnkundigkcits"-Praxis,  dem 
Verbot,  Beweise  zu  prüfen). 


32 


Historische  Tatsachen  Nr.  110 


perclip",  Bosquet  N.  Wey,  darauf,  daß  allein  schon  die 
bisherige  Arbeitsleistung  der  nach  den  USA  verbrach- 
ten deutschen  Wissenschaftler  diesem  Land 

"mindestens  1.000  M Ulionen  US-Dollar  an  Rüstungs- 
ausgaben und  mindestens  10  Jahre  Entwicklungszeit 
erspart  habe". 42,3  110 

Einer  seiner  Mitarbeiter  formulierte  es  etwas  an- 
ders: 

"Vom  militärischen  Gesichtspunkt  wußten  wir,  daß  diese 
Leute  von  unschätzbarem  Wert  für  uns  waren.  Wir  denken 
nur  daran,  was  wir  durch  ihre  Forschung  bekommen  haben: 
alle  unsere  Satelliten.  Düsenflugzeuge,  Raketen  und  beinahe 
alles  andere."  421  * 1,4 

Am  1.  Oktober  1949  konnte  das  Deutsche  Patentamt 
in  München  wieder  tätig  werden.41*8  a 

Im  Februar  1950  teilte  das  US-Verteidigungsmini- 
sterium  mit,  bislang  seien  24.000  deutsche  Techniker 
und  Forscher  ausführlich  befragt,  523  von  ihnen  als  mit 
singulärem  Fachwissen  ausgestattet  erkannt  und  in  die 
USA  verbracht  worden.  Von  diesen  seien  363  animiert 
worden,  sich  in  den  USA  einbürgern  zu  lassen.42’81*09  In 
späteren  Jahren  sprachen  Experten  von  "5.000  deutschen 
Paperclippem" , die  in  den  USA  verblieben  seien.4I4,s  115 

"60  Leute  waren  zu  wichtig,  um  sie  nach  Deutschlatid 
zurückkehren  zu  lassen *. G,s- 109 

"Nach  Frankreich  wattierten  zwischen  2.000  bis  3.000 
Fachleute  aus.  Die  Zahl  der  deutschen  Spezialisten  in  Groß- 
britannien wird  auf 800  bis  1.000  geschätzt ."  42,55  109 

1953  erschien  in  der  "Bilanz  des  Zweiten  Weltkrie- 
ges" folgendes  Resümee: 

"Als  nach  Kriegsende,  vorsichtig  berechnet,  346  000 Paten- 
te von  den  Siegern  beschlagnahmt  wurden,  als  die  deutschen 
Forschungsergebnisse  bei  der  Industrie  und  allen  öffentlichen 
und  selbst  privaten  Wissenschaftsinstituten  entführt  waren 
und  die  Forschungsunterlagen  als  Beutegut  gar  nicht  mehr 
gezählt,  sondern  nur  nach  Tonnen  berechnet  wurden  - allein 
die  amerikanische  Luftfahrt-Forschungszentrale  in  Wright 
Field  (Ohio)  schätzte  ihre  •unbestritten  größte  Sammlung 
uon  erbeuteten  Geheimuerfahren • auf  1.500  Tonnen  --, 
da  häuften  sich  die  Urteile  amerikanischer  Fachexperten  auf 
den  verschiedenen  wehrtechnischen  und  industriellen  Diszi- 
plinen, daß  durch  diese  Forschungsunterlagen  die  gewiß 
nicht  rückständige  amerikanische  Technik  und  Wissenschaft 
um  Jahre,  in  verschiedenen  Teilsektoren  • um  mindestens 
10  Jahre  voran  gebracht • worden  seien. 

Australiens  Ministerpräsident  Chifley  erklärte  im  Sep- 
tember 1949  in  einer  Rundfunkansprache,  daß  selbst  die 
Australien  zugeteilte  Beute  von  6.500  deutschen  Industriebe- 
richten mul  die  Zuführung  von  46  deutschen  Wissenschaft- 
lern und  Technikern  in  Geldwert  überhaupt  nicht  ausdrück- 
bar  seien:  - Die  australischen  Produzenten  sind  mit  Hilfe  der 
zahlreichen  deutschen  Industriegeheimnisse  in  der  Lage,  Au- 
stralien auf  technischem  Gebiet  einen  hervorragenden  Platz 
zu  verschaffen". 0,3  263 

Ein  anschließendes  Kapitel  in  diesem  Kompendium 

43)  Kurt  Assmann  u.a.,  "Bilanz  des  Zweiten  Weltkrieges  - Erkenntnisse 
und  Verpflichtungen  für  die  Zukunft".  Oldenburg  - Hamburg  1953. 


erschließt  einen  zusätzlichen  Sachverhalt: 

"Forscherschicksal  am  Kriegsende 

Drei  einschneidende  Vorgänge  am  Kriegsende  ver- 
wandelten die  deutsche  Wissenschaft,  so  wie  sie  nun  in 
der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  herangewachsen 
war,  bis  in  ihre  Grundfeste. 

Das  war  einmal  der  Verlust  der  gesamten  For- 
schungsinhalte einschließlich  aller  Patente  und  ihre  Aus- 
streuung an  alle  Welt. 

Das  war  2.  die  Verbringung  führender  Spezialisten  in 
die  Siegerländer. 

Und  das  wurde  3.  die  personelle  Dezimierung  des 
noch  verbliebenen  Restes  an  Forschem  in  Deutschland 
selbst. 

Die  politische  Säuberung  unter  Hitler  hatte  1.628 
Dozenten  ihre  Lehrstellen  und  Forschungsplätze  geko- 
stet. Das  waren  nach  Erhebungen,  die  die  Wochenzeit- 
schrift "Christ  und  Welt"  Anfang  1950  in  einer  ein- 
drucksvollen Artikelserie  veröffentlichte,  9.5%  des  Per- 
sonenstandes der  Hochschulen.  Das  heißt  rund  jeder 
lO.Wissenschaftler  wurde  ausgeschieden. 

Der  innerdeutschen  politischen  Säuberung  von  1945 
fielen  nun  4289  Dozenten  zum  Opfer.  Das  waren  32,1%. 
1945  verlor  also  rund  jeder  3.  deutsche  Hochschullehrer 
seine  Lehr-  und  Forschungsstelle. 

Wie  die  Amerikaner  über  die  'politische  Gefahr" 
dieser  Wissenschaftler  dachten,  wird  aus  .Us  einer  eihe 
amtlicher  Verlautbarungen  sichtbar.  Der  Chef  der  »Ope- 
ration Paperclips-  hatte  an  die  einzelnen  Jagdkomman- 
dos zu  Beginn  der  Aktion  folgende  Weisung  ausgege- 
ben: 

» Wenn  es  sich  um  Anti-Nazis  ohne  wissenschaft- 
liche Qualifikation  handelt  - fallenlassen.  Sind  sie 
für  unsere  Zwecke  von  Bedeutung,  dann  spielt  ihre 
politische  Vergangenheit  keine  Rolle!' 

Und  als  im  amerikanischen  Senat  ein  US-Senator 
seine  Bedenken  gegen  den  Import  deutscher  Wissen- 
schaftler anmeldete,  weil  eine  erhebliche  Zahl  von  ih- 
nen der  Partei  angehört  hatte,  gab  der  Sprecher  des  US- 
Kriegsministeriums  zur  Antwort: 

•Gelehrte  pßegen  sich  ausschließlich  für  ihre  For- 
schungen und  nur  selten  für  Politik  zu  interessieren.' 

Die  Einbuße  der  deutschen  Wissenschaft  war  mit 
dieser  politischen  Säuberung  noch  nicht  abgeschlossen. 
Denn  von  den  Ost-Universitäten  kamen  1.028  Dozenten 
als  stellenlose  Flüchtlinge  nach  Westdeutschland.  Dies 
waren  7,7%  des  Hochschullehrerbcstandes.  Zieht  man 
die  Summe,  dann  hatten  in  den  Jahren  1933  bis  1946  = 
49,3%  aller  Hochschullehrer,  wie  es  der  Stifter-Ver- 
band der  deutschen  Wissenschaft  bekanntgab,  aus  poli- 
tischen Gründen  ihre  Stellung  verloren.  Das  ist  etwa 
die  Hälfte  des  gesamten  Berufsstandes.  Kein  anderer 
Berufsstand  wurde  auch  nur  vergleichsweise  dezimiert. 
Wie  dem  deutschen  Volk  dieses  Harakiri  an  seiner 
Intelligenzschicht  bekommt,  wird  erst  die  Zukunft  zei- 

Uen->  43)5263 x 
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Über  die  Raubzüge  zur  Sicherstellung  deutscher  Wirtschafts- 
geheimnisse und  deutscher  Wissenschaftler  einschließlich  der 
sowjetischen  Initiativen  haben 

Franz  Kurowski  in  seinem  Buch  "Bedingungslose  Kapitula- 
tion” (1983),  Kapitel  "Totale  Ausplünderung", 

Tom  Bower  in  'Verschwörung  Paperclip  - NS- Wissenschaft- 
ler im  Dienst  der  Siegermächte",  München  1988, 

John  Gimbel  in  "Exploitation  and  Plunder  in  Postwar  Germa- 
ny"  ("Ausbeutung  und  Plünderung  im  Nachkriegsdeutschland" 
(New  York  1990)  sowie 

Friedrich  Georg  in  Unternehmen  Patentraub  1945  - Die 
Geheimgeschichte  des  größten  Technologieraubes  aller  Zeiten", 
Tübingen  2007 

vielfältige  Einzelheiten  zusammengetragen. 

John  Gimbel  erinnert  an  die  US-Bestrebungen  bereits  wäh- 
rend des  Ersten  Weltkrieges,  sich  deutsche  Erfindungen  anzu- 
eignen, was  ihnen  auch  damals  schon  vielfach  gelungen  war,  und 
daran,  daß  die  US-Regierung  solche  Ambitionen  ebenfalls  seit 
1919  verfolgt.  Sie  standen  auch  im  Zusammenhang  mit  der  Insze- 
nierung des  Zweiten  Weltkrieges.  Das  Geschwätz  von  den  "bö- 
sen” - lediglich  auf  Deutschland,  Italien  und  Japan  bezogenen  - 
"Diktatoren"  war  nur  Propaganda  zwecks  Verschleierung  eige- 
ner imperialer  Ziele.  Die  Ausdehnung  weltweiter  Seestützpunk- 
te, provokative  Kriegsermunterung  für  Polen,  Frankreich  und 
England,  Boykott-Unterstützung  der  "Heiligen  Krieger",  die  bis 
zur  Existenzvernichtung  Deutschlands  vom  Territorium  des  Ster- 
nenbanners und  des  Union  Jack  kämpften,  waren  hierfür  deutli- 
che Kennzeichen. 

Die  Forderung  auf  " bedingungslose  Kapitulation"  ist  zwar 
erst  auf  der  Konferenz  in  Casablanca  im  Januar  1943  zwischen 
Roosevelt  und  Churchill  öffentlich  verkündet  worden,  doch  hat 
FDR  diese  schon  zu  einem  Zeitpunkt  angestrebt,  als  er  1932 
soeben  gewählt  war,  aber  sein  Amt  als  US-Präsident  noch  nicht 
angetreten  hatte,  und  als  noch  nicht  sicher  war,  ob  Adolf  Hitler 
Reichskanzler  werden  würde.  Im  Dezember  1932  hatte  er  einer 
Delegation  des  ehemaligen  Reichskanzlers  Heinrich  Brüning 
erklärt: 


" Ich  werde  Deutschland  zermalmen 
k Tll  crush  German  u f 40 


Roosevelt  war  nicht  befugt,  sich  überhaupt  in  in- 
nerdeutsche Angelegenheiten  einzumischen!  Er  be- 
gründete seine  Genozid-Anwandlung  auch  gar  nicht  erst. 
Seine  der  Delegation  von  Heinrich  Brüning  gegen- 
über geäußerte  Zielsetzung  haben  FDR  und  sein  "brain- 
trust"  - sein  jüdischer  Beraterstab  - in  seiner  12-jähri- 
gen  Amtszeit  stets  im  Auge  behalten.  Auf  der  Casablan- 
ca Konferenz  war  ersichtlich  geworden,  daß  diese  For- 
derung auf  "bedingungslose  Kapitulation” 

"mit  sehr  tiefer  Absicht  gesprochen  war.  Sie  gab  der  vorbe- 
dachten Politik  Koosevelts  den  wahren  Ausdruck,  und  er 
hat  alle  Zumutungen,  die  Ankündigung  zurückzunehmen 
oder  sie  abzuschwächen,  zuruckgewiesen  bis  zu  seinem  Tode. 
Er  hat  sie  in  der  Tat  sehr  oft  wiederholt." 

44)  Emanuel  J.  Rcichcnbergcr,  "Wider  Willkür  und  Machtrausch",  Gra/. 
- Göttingen  1955,  S.  241:—  77/  crush  Germany 

45)  Robert  E.  Sherwood.  "Roosevelt  uod  Hopkins  — Wcltpolilik  1933  - 
1945  im  Weißen  Haus",  Hamburg  1948,  S.  570. 


US-Präsident  Harry  S.  Truman  im  Frcimaurer- 
look  am  6.  Juni  1951  in  AlesandriaA'irginia. 

Als  er  Anfang  August  1945  befohlen  hatte,  Hiros- 
hima und  Nagasaki  mit  Atombomben  zu  belegen,  war 
ihm  bekannt,  daß  Japan  bereits  seine  Bereitschaft  zur 
Kapitulation  bekundet  hatte.  Der  Mord  an  hundert- 
tausenden Zivilisten  ist  offenkundig.  Man  braucht  kein 
Gesetz  zur  Abstrafung  von  "Leugnern".  Weder  ist 
dieser  Massenmord  gesühnt,  noch  hat  er  das  Gemüt 
des  "Täters"  beeinträchtigt,  noch  wurde  die  US-ame- 
rikanische Bevölkerung  dafür  in  unbegrenzte  Kollek- 
tivverantwortung genommen. 

Unter  seiner  Führung  vollzog  sich  auch  der 
Patentraub  in  Deutschland. 


So  hatte  er  auch  seine  Streitkräfte  1944/1945  mit 
Sondereinheiten  auf  den  Raub  deutscher  Wissenschaft- 
ler und  Wirtschaftsgeheimnisse  zeitig  vorbereiten  las- 
sen. Ihre  mitgebrachten,  kilometerlangen  Mikrofilme 
reichten  jedoch  nicht.  Sie  nahmen  es  auf  sich,  die  Beute- 
dokumente in  tausenden  von  Tonnen  über  den  Atlantik 
zu  schleppen. 

Auch  Großbritannien  entführte  1945  - 1947  gezielt 
deutsche  Wissenschaftler  — von  600  ist  die  Rede  ~,  wie 
die  Süddeutsche  Zeitung  am  30.8.2007  in  einem  Artikel 
"Ins  Königreich  entführt " bekanntmachte.  Sie  hatte  Be- 
zug genommen  auf  den  Londoner  Guardian,  der  sich 
seinerseits  auf  kurz  zuvor  in  England  freigegebene  Ak- 
ten stützte.  Die  zahllosen  anderen,  die  in  der  britischen 
Besatzungszone  im  Rahmen  des  "automatischen  Arre- 
stes ” inhaftiert  worden  waren,  sind  hier  ausgespart.  Die 
britischen  Menschenjäger  - und  es  war  der  britische 
Außenminister  Anthony  Eden,  der  am  28.  März  1945  vor 
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dem  Unterhaus  in  London  von  "der  im  Gange  befind- 
lichen größten  Menschenjagd  der  menschlichen 
Geschichte"  und  davon  sprach,  daß  " eine  Million 
Deutsche  auf  der  Suchliste  der  Kommission  für 
, Kriegsverbrechen  stehen"*'  - ihr  Spezialvorhaben 
für  so  wichtig  und  langwierig,  daß  sie  eigens  hierfür 
zwei  Organisationen  schufen,  die  in  dem  Gesamtkomplex 
immer  wieder  genannt  werden: 

1)  das  "Bios",  das  der  Regierung  in  London  direkt 
unterstehende  "Britisch  Intelligence  Objectives  Sub- 
Committee"  (der  Regierung  in  London  direkt  unter- 
stellt) und 

2.)  die  "Fiat"  - Field  Information  Agency",  eine  schon 
vor  Kriegsende  eingerichtete  anglo-amerikanische  Ge- 
heimdienstabteilung. 

"Ein  besonderes  Programm  mit  Namen -Operation  Bott- 
lenbeck - hatte  es  auf  wichtige  Wirtschafts-  und  Industrie- 
fachleute abgesehen.  Diese  sollten  nach  ihrer  Verhaftung  in 
England  ihr  Wissen  über  Geschäftsgeheimnisse  preisgeben 
und  wurden  solange  festgehalten,  bis  sie  die  von  den  Briten 
gewünschten  Daten,  Vorgänge  und  Entwicklungen  verraten 
hatten .”  ™ 

Für  ihren  Technologiediebstahl  schickten  die  Sowjets 
unmittelbar  nach  der  deutschen  Kapitulation  rund 

70.000  uniformierte  Spezialisten  in  die  von  ihnen  be- 
setzten deutschen  Provinzen  mit  dem  Auftrag,  ihre  "Be- 
freiungs"- Aktionen  gründlich  und  ohne  Rücksicht  auf 
Menschenrechte  gegenüber  den  "Feinden"  vorzuneh- 
men. Alles  Brauchbare  sei  wegzuschaffen.  Da  schnell 
bekannt  wurde,  daß  die  Amerikaner  ihnen  vor  allem  in 
Thüringen,  das  die  US-Army  zunächst  besetzt  hatte, 
wesentliche  Perlen  - vor  allem  in  der  Raketen-  und  U- 
Boottechnik  — schon  weggeschnappt  hatten,  beeilten 
auch  sie  sich.  Ihre  Methoden  waren  nicht  viel  anders  als 
die  ihrer  westlichen  Verbündeten. 

Als  grundlegendes  Standardwerk,  das  mit  umfang- 
reichen Beweisunterlagen  aus  den  Siegerländern  aus- 
gestattet ist  und  den  neuesten  Stand  der  historischen 
Forschung  auf  diesem  Gebiet  wiedergibt,  dürfte  das 
Buch  von  Friedrich  Georg  Unternehmen  Patentraub 
1946"  sein.  Es  enthüllt,  daß  dieser  völkerrechtswidrige 
Diebstahl  an  Geistesgut  eines  ganzen  Volkes  sehr  viel 
umfangreicher  war,  als  dies  in  bisherigen  Veröffentli- 
chungen bekanntgeworden  war. 

In  Kurzfassung  sei  hier  lediglich  notiert: 

^ "Somit  fand  nach  1945  das  Versailles  des  deutschen' 
geistigen  Eigentums  statt.  Dabei  war  es  völlig  gleich,  ob 
cs  sich  um  militärisch  oder  zivil  nutzbares  Wissen  handel- 
te. Das  Handelsministerium  führte  an  anderer  Stelle  aus, 
daß  es  mindestens  10  Jahre  dauern  werde,  bis  man  den 
vollen  Wert  dieser  Beute  einschätzen  könne.  Aber  schon  , 

\ s 

46)  Joc  J.  Hcydccker  / Johannes  Lecb.  'Der  Nürnberger  Prozeß",  Köln 
• Berlin.  S.  1 1.  - Vgl  HT  Nr.  2.  S.  13  f. 

47)  Rolf  Kosick  / Olaf  Rose  (Hrsg.),  ‘Der  Große  Wendig".  Bd  3. 
Tübingen  2008.  S.  698. 


^auf  Grund  der  Berichte  einiger  Industrien,  die  bereits 
entsprechenden  Nutzen  aus  dem  veröffentlichten  Materi- 
al ziehen  konnten,  könne  erkannt  werden,  daß  die  deut- 
sche Technologie  der  amerikanischen  Industrie  Milliar- 
den Dollar  in  den  folgenden  Jahrzehnten  cinsparen  und 
gleichzeitig  ihre  eigene  Forschung  um  mehrere  Jahre 
voranbringen  werde."  4U,&BI 

"Bis  jetzt  galt,  daß  die  Siegermächte  nach  dem  Krieg 

346.000  deutsche  Patente  beschlagnahmten,  davon  rund 

200.000  Auslandspatente  und  146.000  Inlandspatente. 
Hinzu  kamen  20.870  deutsche  Warenzeichen  und  50.000 
neue  Farbformeln,  die  von  der  IG-Farben  noch  nicht 
beim  Patentamt  angcmeldet  werden  konnten. 

Neue  Forschungen  haben  jedoch  3 neue  Dokumente 
des  Office  of  Technical  Services  vom  2.  April  1947 
zutage  gefördert,  denen  zufolge  diese  von  Zweiflern  als 
Fantasie  angenommenen  hohen  Zahlen  noch  viel  zu  nied- 
rig waren.  ... 

Die  amerikanische  Behörde  schrieb: 

•Die  Zusammenstellungen  deutscher  Patente  wur- 
den in  dem  Berliner  Patentamt  beschlagnahmt  und 
im  Frühjahr  1946  in  die  Vereinigten  Staaten  evaku- 
iert. Das  deutsche  Patent  Nr.  750.986  war  das 
letzte  der  Reihe.  Fotostatistische  Kopien  dieser  Pa- 
tente können  für  20  Cent  pro  Seite  vom  CJS  Patent 
\pffice  bestellt  werden.*"  <°a  68 

Friedrich  Georg  ergänzt: 

"Dies  umfaßte  aber  immer  noch  nicht  die  Patente,  die 
öffentlich  nicht  zugänglich  gemacht  wurden.  Dazu  erbeu- 
teten die  Amerikaner  weitere  146.000  Patentvorschläge, 
die  noch  auf  ihre  amtliche  Anerkennung  warteten.  Wie 
vielen  davon  ist  wohl  später  als  US-amerikanische  Erfin- 
dung erstmals  das  Patent  zuerkannt  werden? 

Die  Firma  Siemens  allein  verlor  25.000  Patente,  große 
Mengen  an  Zeichnungen  und  Konstmktionsplänen  an  die 
Sieger,  was  noch  viel  schwerer  wog,  als  der  sonstige 
Gesamtschaden  für  den  Konzern  von  2,58  Milliarden 
Reichsmark  durch  die  Kriegsereignisse. 

Der  Zug  der  Ausbeutung  endete  damit  immer  noch 
nicht.  ... 

Auch  mit  der  Wiederbegründung  des  Deutschen  Pa- 
tentamtes zum  1.  Oktober  1949  in  München  (war)  die 
Ausbeutung  neuer  deutscher  Erfindungen  durch  die  ehe- 
maligen Alliierten  noch  nicht  beendet. " ,:,s  ^ ” 

"Einige  Dokumente  davon  bestanden  aus  mehr  als 
tausend  Seiten,  andere,  wie  Patentanmeldungen,  enthielten 
nur  ein  Blatt. 

Der  amerikanische  Acrodynamiker  Theodore  von  Kar- 
man erwähnte,  daß  ungefähr  3 Millionen  Dokumente,  die 
1 .500  Tonnen  wogen,  gesichtet  und  in  Europa  mikro ver- 
filmt wurden.  Sie  hätten  lediglich  die  Basis  der  »Armed 
Services  Technical  Information  Agency«  (ASTIA)  gebil- 
det, aus  der  später  das  »Defense  Technical  Information 
Center«  (DTIC)  hervorging. j 
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Nimmt  man  dazu  noch  die  1.554  Tonnen  wiegenden 
Geheimdokumente,  die  die  Amerikaner  in  die  US-Luft- 
fahrtforschungsanstalt  in  Wright  Field  (Ohio)  gebracht 
haben,  und  die  rund  6.000  Tonnen  Akten,  die  nach  Aus- 
sagen in  New  York  Times  von  führenden  Beamten  wie 
John  C.  Green  das  »Office  of  Technical  Services« 
(OTS)  bearbeitete,  dann  erreicht  die  Zahl  der  gestohlenen 
Seiten  astronomische  Ausmaße. 

Aber  damit  noch  nicht  genug,  denn  ein  neu  entdecktes 
Dokument  macht  deutlich,  daß  die  damals  öffentlich  zu- 
gegebenen  Mengen  noch  zu  gering  waren  und  man  davon 
ausgehen  kann,  daß  es  eigentlich  mehrere  zehntausend 
Tonnen  Papier  waren,  die  in  den  2 Jahren  nach  dem  Krieg 
in  der  einen  oder  der  anderen  Form  über  den  großen 
Teich  wanderten. 

Selbst  im  Jahre  1957  war  es  noch  nicht  gelungen,  alle 
Erkenntnisse  zu  verarbeiten,  und  die  noch  unbearbeiteten 
geistigen  Reparationen  aus  Deutschland  füllten  große, 
grüne  Schachteln,  die  sich  in  den  Hallen  der  Kongreßbi- 
bliothek bis  zur  Decke  auftürmten."  **)S-  82 

"Allein  175  Tonnen  deutscher  Dokumente  über  die 
synthetische  Petroleumproduktion  fielen  in  alliierte  Hän- 
de " 42)  S.  140 

"Aus  den  unterirdischen  Geheimwaffenfabriken  von 
Nordhausen  und  Bleichcrode  fuhr  die  US-Army  mehrere 
hundert  Lastwagen-  und  Waggonnladungen  mit  techni- 
scher Ausrüstung  ab.  Darunter  waren  die  gesamte  Hoch- 
frequenztechnik, Prüf-  und  Meßgeräte,  Abschußvorrich- 
tungen und  etwa  hundert  vollständige  V-2."*2'5  92 

Franzosen  und  Russen  fanden  weiteres  Material. 


US-Präsident  Harry  S.  Truman  hat  mit  seinen  Exe- 
kutiv-Orders  9568  und  9604  vom  25.  August  1945  — "Free- 
dom of  Information  Act"  - den  Raub  deutschen  Gei- 
stesgutes legalisiert  und  — soweit  es  sich  nicht  um  Rake- 
ten-, U-Boot-  und  Flugtechnologie  handelte  - zur  allge- 
meinen Nutzung  freigegeben.  Deutschland  als  noch  be- 
setzter "Feindstaat  ' war  von  dieser  "großzügigen  Infor- 
mationsfreigabe" auf  Jahre  so  gut  wie  ausgeschlossen. 
Es  befand  sich  noch  im  Zustand  der  Ausplünderung  - 
"exploitation",  so  der  offizielle  Ausdruck  der  US-Behör- 
den  — und  Demontage  mit  beschlagnahmten  Vermö- 
gen, zerschlagenen  Betrieben,  unzähligen  als  "Kriegs- 
verbrecher" inhaftierten  oder  zwangsverschleppten  Un- 
ternehmern, mit  Forschungs-  und  Ausreiseverboten  be- 
legten oder  noch  im  "automatischen  Arrest"  oder  in 
Kriegsgefangenschaft  gehaltenen  Bürgern  und  restrik- 
tiven Handelsbedingungen.**'5 101 
Zu  jener  Zeit 

"betrachteten  die  Siegermächte  die  Deutschen 
als  rechtmäßige  menschliche  Beute."™8109 

So  kam  der  "F reedom  of  Information  Act"  durch- 
weg den  "Vereinten  Nationen"  zugute,  - jenen  Natio- 
nen, die  sich  der  alliierten  Bündniskoalition  angeschlos- 


sen hatten. 

Die  Strategen  in  den  USA  haben  dafür  gesorgt,  daß 
von  deutscher  Seite  keinerlei  künftige  Ansprüche,  die- 
sen Gesamtkomplex  betreffend,  gestellt  werden  kön- 
nen. Die  Bundesregierung  handelte  von  Anfang  an  "im 
Bündnis"  (mit  den  Räubern),  obgleich 

"weder  der  Spezialisten-  noch  Wissenstransfer  aus  Deutsch- 
land eine  völkerrechtliche  Grundlage  hatten  und  sich  auch 
vom  Reparationsbegriff  her  nicht  ableiten  ließen. " 

In  Übereinkommen  mit  der  Bundesregierung  vom 
27.  Mai  1952  sowie  dem  Pariser  Abkommen  vom 
23.10.1954  verpflichtete  sich  die  Bundesregierung  auch 
im  Hinblick  auf  zukünftige  Reparationsverhandlungen 
keine  Ansprüche  aus  diesen  Zusammenhängen  abzulei- 
ten.**'8 » 

Das  "Handeln  im  Bündnis",  wie  es  vor  Jahren  Bun- 
deskanzler Gerhard  Schröder  so  wohlklingend  for- 
mulierte, hat  allerdings  noch  sehr  viel  weiterreichende- 
re  Konsequenzen.  Georg  Friedrich  spricht  von  den 
"Neo-Paperclippem",  die  sich  mittels  "Echelon-Über- 
wachung" im  nunmehr  befreundeten  "Zwei-plus-Vier"- 
Deutschland  einen  ständigen  Überblick  über  das  In- 
timleben der  Nation  verschaffen,  - nicht  nur  über  "poli- 
tische Unkorrektheiten"  oder  Finanzströme,  sondern 
die  auch  Wirtschaftsspionage  ermöglicht.  Diese  Mittel- 
chen wirken  zusätzlich  zu  der  ohnehin  schon  vorhande- 
nen Marktbeherrschung  kraft  Sieger-Wirtschaftsmacht, 
den  während  der  Besatzungszeit  vielfach  geänderten 
Besitzverhältnissen,  Personalstrukturen  und  Verfügung 
über  die  Rohstoffquellen  der  Welt. 

Daß  sich  das  Besatzung^-  und  "Zwei-plus-Vier"- 
Deutschland  trotz  alledem  wirtschaftlich  so  wacker  ge- 
halten hat,  dürfte  den  Neo-Paperclippern  noch  man- 
ches Kopfzerbrechen  bereiten. 

Europa  erhielt  nach  dem  Krieg  als  Folge  des  sich 
anbahnenden  Kalten  Krieges  mit  der  Sowjetunion  einen  Mar- 
schallplan-Kredit in  Höhe  von  13  Müliarden  Dollar,  Deutsch- 
land davon  1,5  Müliarden  Dollar,  wie  gesagt  rückzahlbarer 
Kredit.  Diese  zweifellos  anzuerkennende  Geste  konnte  je- 
doch den  Großraub  deutschen  Geistesgutes  und  die  vielen 
ungesühnten  Nachkriegsverbrechen  der  alliierten  einschließ- 
lich der  US-Verbrechen  mit  Millionen  Toten  und  weiteren  Aber- 
millionen Geschädigten  nicht  wettmachen.  **' 

Zum  Abschluß  ist  noch  erwähnenswert: 

Da  der  einzigartige  deutsche  Patentreichtum  sich 
während  des  Dritten  Reiches  - sogar  während  des  Krie- 
ges ~ entwickelt  hatte,  fallt  auch  die  Mär  in  sich  zusam- 
men, daß  mit  Hitlers  Machtantritt  "die  Intelligenz  das 
Land  verlassen  habe"  und  in  die  USA  ausgewandert  sei. 

Was  haben  jene  jüdischen  Intellektuellen  im 
Umfeld  von  Albert  Einstein  dort  an  geistigen  Lei- 
stungen geschaffen?  Die  Atombombe,  nicht  gera- 
de eine  Errungenschaft  für  humane  Zwecke.  Von 
anderem  hat  niemand  etwas  berichtet. 

48)  Giles  Mac  Donogh.  "After  the  Reich.  The  Brutal  History  of  Allicd 
Occupation",  New  York  2007. 
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Ein  fast  vergessener  "Weltverbesserer",  der  1943  bereits  dem 
deutschen  Volk  unhumane  Behandlung  zugedachte 


Den  ersten  Entwurf  ftlr  einen  europäischen  Ver- 
fassungs-  bzw.  "Reform"- Vertrag  hat  1940  der  1881  in 
Breslau  als  Sohn  des  Augenarztes  Hermann  Cohn  ge- 
borene Schriftsteller  Dr.  iur.  Emil  Ludwig  konzipiert. 
Er  haßte  Deutschland  und  suchte  einen  Weg.  diesem 
Volk  sein  Selbstbestimmungsrecht  zu  entreißen.  - Man 
sollte  diese  Vorgeschichte  in  Erinnerung  behalten. 

Noch  als  Bürger  Deutschlands  schrieb  er  in  verschie- 
denen Zeitungen  Uber  Jesus,  Goethe.  Rembrandt,  Na- 
poleon, Bismarck,  Wilhelm  II.,  den  "Juli  1914".  Frei- 
lich blieb  alles  oberflächlich.  Selbst  die  seinerzeitige  "Sy- 
stempresse" versagte  ihm  die  gewünschte  Resonanz. 
1932  emigrierte  er  in  die  Schweiz  und  verfaßte  sogleich 
eine  Schmähschrift  über  Reichspräsident  Paul  v.  Hin- 
denburg.  Er  übertrug  seine  Hetze  gegen  das  Dritte 
Reich  mit  seiner  Schrift  zur  Rechtfertigung  des  Mordes 
vom  jüdischen  "Heiligen  Krieger"  Felix  Frankfurter 
an  Wilhelm  Gustloff:  "Der  Mord  in  Davos". 

1937  biederte  er  sich  bei  seinen  Glaubensbrüdem  in 
New  York  mit  einer  Lebensbeschreibung  von  Franklin 
D.  Roosevelt  an.  Der  Kotau  vor  Stalin  folgte  in  den 
anschließenden  Kriegsjahren. 

Als  US-Staatsbürger  ab  1940  fühlte  er  sich  offenbar 
mit  Problemen  seines  neuen  Exillandes  nicht  ausgela- 
stet. An  die  Front  wollte  der  "glühende  Zionist"  auch 
nicht,  dafür  waren  andere  zuständig.  Er  "qualifizierte" 
sich  als  geistiger  Richtungsanzeiger,  wurde  er  mit  sei- 
ner Einwanderung  doch  sogleich  als  "Experte  in  euro- 
päischen Angelegenheiten”  hochgejubelt,  genauso  wie 
zur  gleichen  Zeit  der  über  Ungarn,  Österreich,  Deutsch- 
land, Frankreich  herumvagabundierende  Haus  Habe, 
vormals  Bekessy,  der  nach  Kriegsende  1945  in  US-Offi- 
ziersuniform  für  die  "Neugestaltung  der  deutschen  Pres- 
se" sorgte.4’1  So  kümmerte  sich  Emil  Ludwig  weiter 
um  die  Diffamierung  seines  Geburtslandes,  das  von  nor- 
malen Menschen  als  Heimat  empfunden  wird.  Sein  Ver- 
leumdungseifer  wurzelte  jedoch  nicht  in  der  Hilfsbe- 
dürftigkeit  für  die  dort  “unterdrückten"  Menschen. 
Schon  frühzeitig  als  Journalist  hatte  er  allzu  viele  Bei- 
spiele daftlr  geliefert,  wie  leidenschaftlich  er  die  Deut- 
schen allesamt  haßte.  Er  brauchte  hierfür  keine  zu  kriti- 
sierenden Einzelheiten.  Pauschale  Diffamierung  per 
Schlagwortagitation  genügte.  Einen  US-Staatsanwalt 
brauchte  er  wegen  "Volksverhctzung“  nicht  zu  fürchten. 
Er  bewegte  sich  unter  Gleichgesinnten.  In  den  USA 
hatte  er  flugs  erkannt,  wie  man  mit  Schreiben  gegen 

49)  Vgl  Historische  Tatsachen  Nr  27,  S.  19  ff. 


Deutschland  in  diesem  Stil  Geld  verdienen  und  zu  Anse- 
hen kommen  kann.  Er  schloß  sich  den  "Heiligen  Krie- 
gern" wie  Samuel  Untermayer,  Henry’  Morgenthau  jr., 
Theodore  Nathan  Kaufman.  Louis  Nizer  und  ihren 
Glaubensbrüdern  an  und  sorgte  ftlr  Dr.  jur-gemäßen 
Eigenwuchs  an  Agitationswürze: 

"Dieses  zweitklassige  ( deutsche ) Volk  müsse  gedemütigt 
werden !" 

Die  deutsch-jüdische  Exilzeitung  " Aufbau " berich- 
tete aus  New  York  am  26.  Januar  1940  über  den  neuen 
Immigranten: 

"Emil  Ludwig  hat  eine  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Europa  entworfen  Sie  schlägt  vor,  wie  der 
Kontinent  im  Falle  des  Sieges  der  alliierten  Mächte  umorga- 
nisiert werden  solle.  Ludwigs  Föderation  schließt  Großbri- 
tannien ein.  dagegen  nicht  die  britischen  Dominien,  auch 
nicht  die  asiatische  Türkei. " 

Gerade  erst  als  Gast  im  neuen  Exil,  schreibt  er  den 
Großmächten  Europas  schon  vor.  was  zu  tun  sei. 

Im  Zweiten  Weltkrieg  mischte  Emil  Ludwig  von 
der  sicheren  New  Yorker  Etappe  nicht  nur  in  der  üblen, 
substanzlosen  Agitation  seiner  Glaubensbrüder  gegen 
Deutschland  mit,  sondern  bemühte  sich  sogar  als 
150%iger  Eiferer  diese  in  Menschenverachtung  zu  über- 
treffen. 

New  York  Times  machte  am  6.  Juli  1942  auf  seine 
Kampfparolen  "Hitler  is  Germany".  "Unser  Kampf  gilt 
dem  deutschen  Volk " aufmerksam,  die  er  in  Los  Angeles 
auf  der  Versammlung  "Win  the  War  - Win  the  Peace" 
von  sich  gegeben  hatte.  Ungeachtet  mancher  Kritik  in 
der  Öffentlichkeit  war  genau  dies  die  "richtige  Tonart", 
die  seiner  Karriere  förderlich  war.  Ein  Jahr  später  war 
er  bereits  vom  Auswärtigen  Ausschuß  des  Repräsen- 
tantenhauses eingeladen,  seine  "Weisheiten"  dort  zum 
besten  zu  geben.  Das  Thema  bezog  sich  auf  die  Nach- 
kriegsbchandlung  des  deutschen  Volkes.  Nur  Unvoll- 
kommenes drang  an  die  Öffentlichkeit,  doch  immerhin 
so  viel,  daß  es  nicht  um  "die  Befreiung  des  deutschen 
Volkes  von  bösen  antidemokratischen  Barbaren"  ging, 
und  sich  Ludwig  etwa  zum  Fürsprecher  "der  unter- 
drückten Deutschen"  gemacht  hätte.  Im  Gegenteil:  Das 
deutsche  Volk  sei  zu  bekämpfen  und  auch  nach  Kriegsen- 
de einer  "Sonderbehandlung"  zu  unterwerfen. 

Der  Au/hau  formulierte  das  am  18.  Juni  1943  zurück- 
haltend: 

"Ludwig  vertrat  die  Entwaffnung  Deutschlands  bis 
zur  letzten  Polizei-Pistole.  Die  Entsendung  von  4.000 
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Professor  Albert  Einstein  verließ  Deutschland  1933,  »eil  es  Ihm  offensichtlich  nicht  allein  um 
die  Physik  ging,  sondern  er  sich  zionistischen  Zielsetzungen  verpflichtet  fühlte.  Er  emigrierte  in 
die  USA  und  riet  Präsident  F.D.  Roosevelt  zum  Bau  einer  Atombombe  zwecks  Bekämpfung  "der 
bösen  Deutschen",  die  ihm  nichts  getan  hatten.  Das  Foto  zeigt  ihn  1943  im  Gespräch  mit  US* 
Offizieren,  die  sich  bei  ihm  Rat  zur  Herstellung  hochexplosiver  Vernichtungswaffen  einholten. 

Gemeinsames  verband  ihn  mit  seinem  Glaubensbruder  Emil  Ludwig:  Beide  waren  bis  zu 
ihrem  Lebensende  llaßkrieger  geblieben.  1947  forderten  beide  auf  dem  "Nationalen  Kongreß 
über  das  deutsche  Problem"  in  New  York  einen  unversöhnlich  harten  Frieden  für  das  deutsche 
Volk. 


amerikanischen  Lehrern  wäre  vollkommen  zwecklos.  Er 
bekämpft,  die  Meinung,  daß  die  Deutschen  ein  gutes  Volk 
seien  und  schlechte  Führer  hätte...  Darum  wäre  es  ein 
grundlegender  I rrtum  zu  sagen,  wir  bekämpfen  die  Na- 
zis und  nicht  das  deutsche  Volk. " 

Außer  Genozid-Agitation  ohne  konkrete  Vorwürfe 
im  Stil  von  Theodore  Nathan  Kaufman,  Louis  Nizer, 
Henry  Morgenthau  jr.  und  ihren  anderen  Multiplikato- 
ren offenbarte  auch  Ludwigs  Hetzbroschüre  "How  to 
treat  the  Germans"  ("Wie  die  Deutschen  zu  behandeln 
sind")  vom  Jahresende  1943  (New  York)  keinerlei  poli- 
tisch-historische Sachkenntnis,  Menschlichkeit  oder 
Fairneß.  Zur  Durchsetzung  von  Gerechtigkeit  hat  er 
ebenfalls  nichts  zu  bieten.  Daher  konnte  selbst  der  Auf- 
bau weder  Sachwissen  noch  sonst  Positives  aus  dieser 
Schrift  herleiten,  sondern  klassifizierte  sie  am  31.12.1943 
als  "platitüde  Kampfparole": 

"Die  Broschü  re  bezweckt,  Amerika  über  den  deutschen 
Volkscharakter  aufzuklären  und  fest  'zustellen,  daß  die 
deutsche  Nation  verantwortlich  für  Hitler  ist " 

Gewiß  hat  das  deutsche  Volk  Adolf  Hitler  gewählt 
und  als  Führer  und  Reichskanzler  mehrfach  bestätigt. 
Damit  ist  jedoch  der  Ausbruch  des  Krieges  und  seine 
Ausweitung  nach  1940  nicht  begründungslos  Adolf  Hit- 
ler und  dem  deutschen  Volk  zuzuschreiben!  Mit  einem 
solch  dümmlich  grotesken  Schuldverdikt  ist  für  das  Han- 


deln aller  beteiligten 
Mächte  von  vornherein 
bescheinigte  Unschuld 
vorgesehen.  Mit  anderen 
Worten:  Über  Schuld  und 
Verbrechen  entscheiden 
selbsternannte  "Aristo- 
kraten" wie  Samuel  Un- 
termayer, Emil  Ludwig, 
Theodore  Nathan  Kauf- 
man, Louis  Nizer  per 
Sprechblasen. 

Auch  Emil  Ludwig  - 
wie  auch  die  andern  Ge- 
nannten - maßte  sich  als 
Volksfremder  außer  sei- 
nem postulierten  Schuld- 
verdikt auch  noch  an, 
grundsätzlich  über  das 
deutsche  Volk  und  seinen 
Besitzstand  zu  bestim- 
men bzw\  Richtlinien 
hierfür  zu  entwerfen: 

Er  forderte  die  Auf- 
teilung des  Deutschen 
Reiches  in  Preußen  und 
eine  Süddeutsche  Föde- 
ration einschließlich 
Österreich.  Deutschland 
solle  militärisch  besetzt, 
überw  acht  und  umerzo- 
gen, 80%  seiner  Professoren  entlassen,  das  gesamte 
Geistesleben  zensiert  werden. 

In  seinem  1945  erschienenen  Buch  "Moral  Conquest 
of  Germany"  ("Moralische  Eroberung  Deutschlands") 
weitete  er  seine  Forderungen  auf  " harte  Behandlung" 
des  "erbgeschädigten  und  unverbesserlichen  deutschen 
Volkes " entsprechend  den  von  F.D.  Roosevelt  vorgege- 
benen Anweisungen  weiter  aus.  Es  wurde  sogar  in  den 
USA  als " umgekehrter  Rassismus " kritisiert. 

Inzwischen  war  Emil  Ludwig  prominentes  Mitglied 
der  "Society  for  the  Prevention  of  World  War  III"  ("Ge- 
sellschaft zur  Verhinderung  des  Dritten  Weltkrieges") 
geworden.  Hier  fand  er  sich  im  Kreise  jener  wieder,  die 
auch  nach  Kriegsende  keinen  Unterschied  zwischen  "Na- 
zis" und  dem  "deutschen  Volk  festgestellt  haben  und 
die  sich  ebenso  wie  er  das  Recht  anmaßten,  die  Zerstük- 
kelung  Deutschlands,  den  Raub  seiner  Ostprovinzen, 
Patente  und  Auslandsvermögen,  Schleifung  seiner  In- 
dustrien, unbegrenzte  Kontrolle,  Reparationen,  lang- 
fristige deutsche  Zwangsarbeit  in  fremden  Ländern  als 
"moralisch  rechtens"  zu  fordern 

"und  jegliche  Abkehr  von  dieser  Politik  als  Bedro- 
hung der  Menschheit  durch  die  Gefahr  eines  von.  den 
Deutschen  drohenden  Dritten  Weltkrieges " 


50)  Deutsche  Nationalzeitung,  München.  10.  Juli  2009. 
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zu  deklarieren. 

Ein  solcher  Mann,  der  sich  noch  1948  in  Spitzengre- 
mien des  US-amerikanischen  Judentums  für  eine  dau- 
erhafte Entrechtung  des  deutschen  Volkes  einsetzte, 
das  nach  1945  mehr  Menschen  durch  Verbrechen  der 
Siegermächte  verloren  hatte  (ca.  8 Millionen  Zivilisten 
und  Kriegsgefangene)  als  während  des  gesamten  Krie- 
ges (3,5  Millionen  Soldaten  und  1 Million  zivile  Bombe- 
nopfer) ist  nicht  als  Vorkämpfer  für  ein  besserees  Zu- 
sammenleben der  europäischen  Völker  zu  akzeptieren. 
Zwar  ist  Emil  Ludwig  am  7.2.1948  verstorben,  doch 
haben  sich  maßgebliche  Gedanken  von  ihm  in  den  spä- 
teren europäischen  Verfassungsgrundsätzen  erhalten: 
z.B.  die  verweigerte  Gleichberechtigung  Deutschlands. 

Die  neuen  Verfassungskonstrukteure  haben  als 
Bündnispartner  der  westalliierten  Siegermächte  alle  von 
vornherein  an  der  Zerstückelung  und  Beherrschung 
Deutschlands  mitgewirkt  und  die  Potsdamer  (1945)  so- 
wie Nürnberger  (1946)  Entscheidungen  der  "Großen 
Vier”  zum  Maßstab  ihres  Handelns  gemacht.  Die  Ent- 
ziehung des  Selbstbestimmungsrechtes  für  das  deut- 
sche Volk  auf  Grund  der  bedingungslosen  Kapitulation 
soll  mit  Hilfe  eines  neuen  "demokratisch"  erscheinen- 
den Etiketts  auf  Dauer  gewährleistet  bleiben.  Nach- 
dem jegliche  Vertreibungsverbrechen  usw.  auf  diese 
Weise  "rechtens"  sanktioniert  sind  - wenn  nicht  im  Lis- 
sabon-Vertrag direkt,  so  doch  in  den  zugeordneten  "Pro- 
tokollen" (insbesondere  im  "Protokoll  Nr.  30",  das  die 
Vertreibungsverbrechen  der  Polen,  Tschechen  und  an- 
derer für  "rechtens"  amnestiert)  wird  das  im  Artikel 
30  des  Grundgesetzes  "bestimmende  Volk"  ("Alle  Staats- 
gewaltgeht vom  Volke  aus”)  zum  "europäischen  Volk" 
erweitert,  innerhalb  dessen  die  Deutschen  stets  in  der 
Minderheit  sind  und  als  "gute  Demokraten"  sich  dem 
Mehrheitswillen  zu  unterwerfen  haben.  Die  für  Deutsch- 
land erzwungene  Einbürgerung  Fremdstämmiger  - ihr 
Wahlstimmenanteil  beträgt  z.Zt.  bei  15,3  "Deutschen 
mit  Immigrationshintergrund"  5,6  Millionen  - entrech- 
tet die  Deutschen  zusätzlich  noch  im  eigenen  Land  hin- 
sichtlich deren  Stimmzettel  als  auch  der  Wählbarkeit 
von  Immigranten. 

1919  und  danach  haben  die  Sudetendeutschen  unter 
den  Tschechen  und  die  Westpreußen  unter  den  Polen 
schon  einmal  Ähnliches  erleben  und  dabei  Existenzver- 
nichtung und  Vertreibung  erleiden  müssen. 

Zur  Deutschland  verweigerten  Gleichberechtigung 
in  den  Verfassungsrechten,  die  mit  der  von  den  Sieger- 
mächten diktierten  "Alleinigen  Kriegsschuld"  "begrün- 
det" wird,  kommen  noch  diverse  Sonderregelungen  und 
Quotenberechnungen  und  anderweitige  Kompromisse, 
die  Deutschland  in  zusätzliche  Minderheiten  hinabstu- 
fen: 

So  hat  z.B.  Deutschland  mit  82,3  Millionen  Men- 
schen = 29  Sitze  im  Europäischen  Rat  und  99  im  EU- 
Parlament, 


Polen  mit  einer  38,2  Millionen-Bevölkerung  = 27 
und  50  im  EU-Parlament, 

Tschechien  mit  10,6  Millionen  Menschen  = 12  und 
22  im  EU-Parlament.  Und  so  geht  es  weiter  mit  den 
anderen  Ländern. 

Das  Bundesjustizministerium  hat  für  die  Jahre  1998 
bis  2004  die  Zahl  der  Rechtsakte  verglichen:  Auf  Ent- 
scheidungen des  Bundestages  in  Berlin  entfielen  16%, 
vom  Ministerrat  in  Brüssel  wurden  84%  der  für  die  Völ- 
ker Europas  verbindlichen  Lebensrichtlinien  vorge- 
schrieben.51'  Die  Zentralisierungstendenz  nimmt  eher 
zu  als  ab,  selbst  ein  Vetorecht  scheint  zur  Wirkungslo- 
sigkeit verurteilt.  Ähnlich  verhält  es  sich  bereits  mit 
dem  Europäischen  Parlament,  dem  das  Einbringen  von 
Gesetzesvorlagen  mittlerweile  zugunsten  der  Europäi- 
schen Kommission  entzogen  ist. 

Im  übrigen  ist  das  Europäische  Parlament  höchst 
undemokratisch  zusammengesetzt,  da  der  Repräsenta- 
tionswert eines  Abgeordneten  je  nach  Volkszugehörig- 
keit bis  zu  1.000%  unterschiedlich  sein  kann.  Wie  zuvor 
schon  angedeutet,  entspricht  die  Sitzzuteilung  nicht  der 
jeweiligen  Volksgröße,  sondern  einer  ausgehandelten 
"Kompromißlösung". 

Auf  diese  Weise  kann  Deutschland  niemals  ein  gleich- 
berechtigtes Mitbestimmungsrecht  geltend  machen. 
Nicht  einmal  deutsch  als  dritte  Amtssprache  war  bisher 
für  das  größte  Volk  in  Europa  durchzusetzen!  Diese 
Konstruktion  haben  sich  die  imperialen  Hintergrund- 
kräfte wohlweislich  überlegt. 

Deutschlands  Rollen  als  dauerhaft  größter  Zahlmei- 
ster und  Kampfeinsatzleister  in  fernen  Kontinenten  sind 
Zusatzfolgen.52*  Nicht  nur  das:  Die  Konstruktion  der 
"Volksdemokratie"  im  Stü  Stalin'scher  Dialektik,  der- 
zufolge  bei  Neugründung  befreiter"  Staaten  zwar  ver- 
schiedene Parteien  zugelassen  würden,  die  sich  jedoch 
in  allen  wesentlichen  Fragen  dem  "Mehrheitswillen”  des 
Siegers  zu  unterwerfen  haben,  in  Verbindung  mit  au- 
ßenpolitischen Verträgen  und  der  nunmehrigen  EU- 
’Verfassung”  bei  verweigerten  Volksbefragungen  er- 
möglicht permanente  Fremdbestimmung  für  Deutsch- 
land. Hinzu  kommt  noch  die  Abhängigkeit  von  auslän- 
dischen Rohstoffen  und  Absatzmärkten  und  den  "be- 
freundeten Truppen"  mit  ihren  Stationsrechten  im  Lan- 
de. 

Unverkennbar  ist,  daß  eine  europäische  Gemein- 
schaftslösung notwendig  geworden  ist.  Doch  sie  muß 
auf  gerechten  Grundlagen  aufgebaut  sein.  Die  Lebens- 
rechte der  einzelnen  Völker  sind  nach  gleichen  Maßstä- 
ben zu  gewährleisten,  was  nur  möglich  ist.  wenn  die 
historischen  Schicksalskämpfe  der  vergangenen  Welt- 
kriege sachgerecht  und  damit  ehrlich  analysiert  und 
objektive  historische  Forschungsergebnisse  die  Grund- 
lagen für  ein  gegenseitig  respektvolles  Zusammenle- 
ben nicht  nur  der  europäischen  Völker  bilden! 

51)  Deutsche  Nationalzeitung.  München  9.  Oktober  2009.  S.  6. 

52)  Eine  vollständige  Vergleichsaufstellung  wurde  in  der 
Deutschen  Nationalzeitung  am  30.  Oktober  2009.  S.  3 veröffentlicht. 

39 


Historische  Tatsachen  Nr.  110 


"Der  Holocaust  ist  ein  ideologisches  Konstrukt" 
"Die  Angabe  über  die  Zahl  der  überlebenden 
grenzt  an  Holocaust-Leugnung" 


Norman  Finkeistein,  1953  in  New  York  City  gebo- 
rener Sohn  der  zu  den  " Überlebenden  des  Holocaust " 
gezählten  Eltern,  dort  am  Hunter  College  Dozent  für 
Politikwissenschaft, 

" ist  den  amerikanischen  Linken  zuzurechnen  und  gehört 
zu  den  entschiedenen  Kritikern  Israels  und  des  Zionismus 

U) 

Internationales  Aufsehen  erregte  Norman  Finkei- 
stein hauptsächlich  durch  sein  Buch  “Die  Holocaust- 
Industrie",114'  auf  das  auch  in  den  Historischen  Tatsa- 
chen bereits  hingewiesen  worden  ist.“5  Mit  diesem  Buch 
hat  er  - wenn  auch  nicht  in  den  USA,  so  doch  in  zahlrei- 
chen anderen  Ländern,  die  Schallmauer  der  Medien 
durchbrochen  und  erste  Plätze  auf  Bestsellerlisten  er- 
reicht. 

Am  6.2.2001  hat  sich  sogar  Die  Welt  seiner  angenom- 
men, was  besonders  bemerkenswert  ist,  da  bekanntlich 
in  der  Springer- Presse  “nichts  Negatives  über  Juden 
oder  Israel“  geschrieben  werden  darf  und  in  der  Bun- 
desrepublik überhaupt  dieses  von  Norman  Finkeistein 
behandelte  Thema  unter  dem  Strafrechts-§  130  vor 
Zweifeln  und  Zweiflern  und  gar  "Leugnern"  abgeschot- 
tet ist.  So  erstaunt  auch  den  deutschen  Leser  die  Unbe- 
fangenheit, mit  der  Norman  Finkeistein  an  sein  Thema 
herangeht  und  wie  schweigsam  die  bundesdeutschen 
Staatsanwälte  das  ebenso  wie  im  Fall  Fritjof  Meyer 
hingenommen  haben.  Es  ist  nur  mit  der  Herkunft  des 
Autoren  zu  erklären,  dessen  Eltern " eine  halbwegs  groß- 
zügige W iedergutmachungsrente  bezogen " haben. 

Die  Welt  nahm  Finkeisteins  European  Book-Tour", 
die  auch  durch  Deutschland  führte,  zum  Anlaß  eines 
Interviews: 

"Die  Welt:  Sie  bezeichnen  den  Holocaust  als  Ideo- 
logie. 

Finkeistein:  Genauen  als  ideologisches  Konstrukt, 
das  ursprünglich  den  Interessen  der  jüdischen  Elite 
in  Amerika  diente  und  jetzt  zu  einem  Instrument  der 
Bereicherung  verkommen  ist,  zum  Wiedergutma- 
chungsschwindel. 

Die  Welt:  Beziehen  Sie  auch  deutsche  Organisa- 
tionen in  Ihre  Kritik  ein? 

Finkeistein:  Zu  deutschen  Organisationen  habe 
ich  keine  Kontakte.  Ich  beschäftige  mich  mit  dem 
Hauptfirmensitz  der  Holocaust-Industrie,  also  den 
USA,  mit  dem  World  Jewish  Congress  (WJC)  oder 
der  Jewish  Claims  Conference  (JCC).  Ich  habe  Saul 
j<agan  von  der  JCC  aufgefordert,  mich  zu  verklagen.^ 


53)  Die  Well,  6.  Februar  2001.  S.  29. 

54)  Normal  Finkelstcin.  'Die  Holocaust-Industrie",  München  2001. 

55)  Vgl.  Historische  Tatsachen  Nr.  77,  S.  16;  Nr.  81.  S.  15,  37,  40: 
Nr.90.  S.  3;  Nr.  107,  S.  14. 


Ich  habe  Edgar  Bronffman  vom  WJC  aufgefordert, 
mich  zu  verklagen.  Sie  tun  es  nicht.  Ihre  Stärke  kann 
man  aber  daran  ermessen,  daß  es  in  den  USA  so  gut 
wie  keine  Debatte  über  mein  Buch  gibt.  Aber  laut 
Amazon.com  ist  es  in  Südamerika  Nr.  1,  in  Mittel- 
amerika Nr.  4,  in  Österreich  Nr.  1.  in  der  Schweiz  Nr.  3 
und  in  Jordanien  Nr.  5 auf  der  Bestsellerliste  und 
wird  gerade  in  1 1 Sprachen  übersetzt. ... 

Ich  bin  nachdrücklich  für  die  Entschädigung.  Al- 
les andere  wäre  absurd. ... 

Aber  ich  bin  ebenso  emphatisch  gegen  jede  Ab- 
machung mit  den  selbsternannten  Vertretern  der 
Juden,  denn 

1.  sind  die  von  Organisationen  wie  der  JCC  vorge- 
legten  Zahlen  von  Überlebenden  gefälscht  und 

2.  wird  die  JCC  nicht  das  Geld  an  die  Opfer  vertei- 
len, sondern  selbst  behalten. 

Das  ist  ein  zweifacher  Betrug.  Anfang  der  90er 
Jahre  entdeckten  diese  Organisationen  eine  Möglich- 
keit, europäische  Regierungen  abzuzocken  und  jetzt 
laufen  sie  Amok.  Sie  betreiben  Erpressung  und  soll- 
ten als  Kriminelle  angeklagt  und  vor  Gericht  gestellt 
werden.  ... 

Bestimmte  Individuen  und  Organisationen  haben 
den  guten  Willen  der  Deutschen  für  ihre  eigenen  üb- 
len Zwecke  ausgebeutet 

Was  zum  Beispiel  Karl  Brozik,  Chef  der  JCC  in 
Deutschland,  über  die  Anzahl  der  Holocaust- Überle- 
benden sagt,  grenzt  an  Holocaust- Leugnung.  ... 

Die  Welt:  Sie  sind  auch  als  Kritiker  der  amerika- 
nischen Gedächtniskultur  hervorgetreten,  die  Sie  als 
Teil  des  ideologischen  Konstrukts  Holocaust  betrach- 
ten. Wie  stehen  Sie  zum  Projekt  des  Mahnmals  in 
Berlin? 

Finkelstein:  Ich  habe  gemischte  Gefühle.  Eigent- 
lich stehe  ich  nicht  auf  Architektur  im  stalinistischen 
Stil.  Wir  brauchen  keine  Monumentalbauten,  so  wie 
wir  im  Film  keine  Spielberg-Extravaganzen  brau- 
chen. Je  größer  der  Bau,  desto  kleiner  die  Bedeutung. 
...  Sollen  doch  die  Amerikaner  daran  erinnern,  was 
den  Indianern  und  Schwarzen  angetan  wurde.  Sollen 
doch  die  Briten  daran  erinnern,  was  sie  in  Indien 
getan  haben. ...  Und  was  Wiedergutmachung  angeht, 
so  sollten  wir  anfangen,  den  Indianern  zu  zahlen,  den 
Schwarzen,  den  Südamerikanern,  den  Vietnamesen. 
...  Aber  wenn  Deutschland  wirklich  dem  amerikani- 
schen Vorbild  nacheifem  will,  müßte  es  im  Zentrum 
Berlins  ein  Museum  für  die  Indianer  errichten,  so  wie 
die  USA  in  Washington  ein  Holocaust- Museum  er- 
richtet haben." 

V / 
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